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Finanziert vom Pentagon 

Mit mehr als zehn Millionen Dollar hat das Penta¬ 
gon seit 2000 militärische Forschungsprojekte an 
deutschen Hochschulen finanziert. 
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Die Revolution verteidigen 

Nach der Wahlniederlage in Venezuela: Die Kom¬ 
munisten konnten den harten Kern ihrer Wähler¬ 
schaft halten. Wie weiter? 
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Thema der Woche 


Kulinarisches 

Das Jahr neigt sich dem Ende zu und in der 
UZ-Redaktion wurde geschnipselt, gerührt, 
gebacken. Vor Jahren war die „Schmause¬ 
ecke“ in der UZ lange ein „Muss“. An diese 
Tradition hatten wir in den vergangenen zwei 
Jahren zu den Feiertagen angeknüpft mit 
unseren „roten“ Rezepten. Dieses Mal haben 
wir auch Deftiges und Nachtisch versucht. 
Die gebackenen Plätzchen können am LL(L)- 
Wochende im Cafe K gegegen eine Spende 
erworben werden. Der Erlös geht auf das 
Pressefestkonto. 
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Weltklimavertrag - 


P aris hat Schlagzeilen gemacht. 
Wieder. Dieses Mal sind es 
scheinbar gute. Am vergangenen 
Samstag haben Vertreter aller vertrete¬ 
nen 196 Länder dort den Weltklimaver¬ 
trag beschlossen. Der soll unsere Welt 
retten. Kaum war das Ergebnis der 
Abstimmung auf der UN-Klimakon- 
ferenz verkündet, wurde euphorisch 
von einem „historischen“ Abkommen 
gesprochen. Klimaschutz sei nun die 
Aufgabe aller Staaten. Das könne ein 
„Wendepunkt für die Welt“ sein, er¬ 
klärte Barack Obama im Weißen Haus 
in Washington. 

Doch Skepsis ist angesagt. Denn 
in seiner Abschlussrede verdeutlichte 
der französische Außenminister Lau¬ 
rent Fabius, es handele sich bei dem 
Vertragswerk doch wohl nur um einen 
Kompromiss, der mehr verspreche als 
er halten könne. Fabius erklärte, jede 
Delegation - egal ob Klimasünder oder 
Opfer des Klimawandels - könne mit 
erhobenen Kopf nach Hause fahren. 
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
meinte aml4.12.2015, so umschreibe 
man einen Minimalkompromiss ... 

Historisch ist das Abkommen von 
Paris jedenfalls nicht, weil etwa die 
Vertreter aller 196 Staaten zustimmten. 
Auch das Kyoto-Protokoll (1997) hat¬ 
te diesen Rückhalt. Selbst der dama¬ 
lige US-Vizepräsident Al Gore hatte 
damals das Abkommen unterzeichnet. 
Doch die USA sind dem Protokoll nie¬ 
mals beigetreten. 

Das Paris-Abkommen tritt erst in 
Kraft, wenn es mindestens von 55 Staa¬ 
ten, die zusammen für 55 Prozent des 
Ausstoßes von Treibhausgasen verant¬ 
wortlich sind, in nationales Recht ver¬ 
wandelt wird. Hinter der Frage, was 
geschieht, wenn sich die großen Ver- 
schmutzer verweigern, steht ein großes 
Fragezeichen. Selbst die deutsche Stif¬ 
tung Wissenschaft und Politik meinte 
im November, nach der Amtszeit von 
Barack Obama sei in Sachen Klima¬ 
schutz nichts Großes mehr zu erwar¬ 
ten. Das Jahr 2017 könnte so viel eher 
als Schicksalsjahr für die Welt bezeich¬ 
net werden. 

Große Ziele haben die Delegierten 
der Menschheit mit auf den Weg ge¬ 
geben, jedoch nicht verraten, wie diese 


Er werde zurücktreten, wenn Bewei¬ 
se über türkische Ölgeschäfte mit 
der Terrormiliz „Islamischer Staat“ 
im Irak und in Syrien vorgelegt wer¬ 
den würden, erklärte Anfang Dezem¬ 
ber der Präsident der Türkei, Recep 
Tayyip Erdogan. Das russische Ver¬ 
teidigungsministerium nahm diese 
Ankündigung als Einladung an und 
präsentierte den Weltmedien in einer 
detaillierten Bilderschau Fotos, die 
über die Fahrt von Öl-Tanklastern aus 
den vom IS kontrollierten Gebieten 
über Irakisch-Kurdistan in die Türkei 
beweisen sollen. Im Nordirak stellen 
die Behörden des türkischen Lakaien 
Masud Barzani, der seit 2005 als Prä¬ 
sident des Autonomen Nordiraks am¬ 
tiert und dessen Amtszeit bereits seit 
2013 abgelaufen ist, die nötigen Papie¬ 
re aus, um das IS-Öl als irakisch zu de¬ 
klarieren und auf dem Weltmarkt zu 
verkaufen. Danach geht das schwarze 


erreicht werden könnten. Die Bestäti¬ 
gung des Zwei-Grad-Zieles klingt gut, 
und viel besser klingt, dass die Staaten 
Vorkehrungen treffen sollen, um die 
Erderwärmung gar nur auf 1,5 Grad 


zu beschränken. Bisher sieht es aber 
gar nicht danach aus, dass auch nur das 
Zwei-Grad-Ziel erreicht werden könn¬ 
te. Denn nach den Zielen, die sich die 
Staaten selbst gesetzt haben, steuern 
wir auf plus drei Grad und mehr zu. 

Der Direktor des Potsdam-Instituts 
für Klimafolgenforschung, Hans Joa¬ 
chim Schellnhuber, gibt sich in einem 
Interview mit der FAZ trotzdem be¬ 
wusst optimistisch. Doch auch er muss 
gestehen, dass die Ziele wohl nur er¬ 
reicht werden, wenn man eines Tages 
damit beginne, aktiv Kohlendioxid aus 
der Atmosphäre zu entfernen. „Nega¬ 
tive Emissionen“ nennt er das. Das ist 
schon Zeichen genug, dass man noch 
erschreckend lange auf Kohle, Öl, Gas 
setzen wird, statt den schnellen Aus¬ 
stieg anzugehen. Der Bundesverband 
der Deutschen Industrie (BDI) warnte 


Gold an die türkischen Mittelmeerhä¬ 
fen und auf die Weltmeere. Der Han¬ 
del mit Öl und Antiquitäten ist ein be¬ 
sonders lukratives Geschäft und stellt 
eine der Haupteinnahmequellen der 
Terrormiliz in Syrien und dem Irak 
dar. Mit der türkischen Unterstüt¬ 
zung dieser Geschäfte ist das NATO- 
Mitglied direkt für das Erstarken und 
Ausbreiten des IS verantwortlich. 

Die Allianz zwischen Ankara und 
Rakka, der Hauptstadt des IS, kommt 
nicht von ungefähr. Bereits kurz nach 
dem Beginn der gewalttätigen Revolte 
in den dünnbesiedelten Randgebieten 
Syriens im Jahr 2011 hatte sich die is- 
lamistische Regierung des damaligen 
Ministerpräsidenten Erdogan auf die 
Seite der Kräfte gestellt, die die Sy¬ 
risch-Arabische Republik (SAR) zer¬ 
schlagen wollen. In den vergangenen 
Jahren hat sich der Konflikt zu einem 
Bürgerkrieg und zu einem Stellvertre- 


bejubelte 

jedenfalls nach der Konferenz bereits 
vor zu viel „klimapolitischem Ehrgeiz“. 
„Deutschland darf in der Klimapolitik 
nicht vom Vorreiter zum Einsiedler 
werden“, meint BDI-Präsident Ulrich 


Grillo. „Es ist nicht die Zeit, über¬ 
stürzt über neue EU- oder nationale 
Ziele nachzudenken.“ Barbara Minder¬ 
jahn, Geschäftsführerin des Verbands 
Industrieller Kraftwerke (VIK), sieht 
das ebenso: „In der Umsetzung des 
Vertrags sollten EU und Deutschland 
darauf achten, dass Länder außerhalb 
Europas beim Klimaschutz aufholen.“ 
Die Entwicklungsländer sind üb¬ 
rigens auch mit dem Pariser Abkom¬ 
men wieder einmal im Hintertreffen: 
Unvermeidliche Schäden werden in 
Zukunft anerkannt, aber niemand 
wird dafür haftbar gemacht oder 
muss Schadensersatz leisten. Obwohl 
die entwickelten kapitalistischen In¬ 
dustrieländer für rund 80 Prozent 
des Kohlendioxids verantwortlich 
sind, das seit der Industrialisierung 
in die Atmosphäre gepustet wurde 


terkonflikt der regionalen und Welt¬ 
mächte entwickelt. Bei der Beseiti¬ 
gung der SAR ist dabei den türkischen 
Politikern jedes Mittel recht. Die Tür¬ 
kei unterstützt die IS-Terrormiliz 
nämlich nicht nur durch Nachschub an 
Waffen für die Dschihadisten, sondern 
türkische Spezialeinheiten trainieren 
wohl auch IS-Terroristen für Spezi¬ 
aleinsätze. Darüber hinaus werden IS- 
Kämpfer in türkischen Krankenhäu¬ 
sern kostenlos medizinisch versorgt 
und Ankaras Behörden drücken bei 
der Rekrutierung von Dschihadisten 
in ihrem Land beide Augen zu. Ein 
ägyptischer Geheimdienstoffizier er¬ 
klärte im Herbst 2014 sogar, dass An¬ 
kara den IS-Terroristen Satellitenbil¬ 
der zur Verfügung stellen würde. 

Das türkische Engagement reiht 
sich in die neo-osmanische Offensive 
der vergangenen zehn Jahre ein. Die¬ 
se soll die türkische Stellung auf dem 


Illusion? 

und den Klimawandel erst ausgelöst 
hat, sind sie fein raus: Die USA hat¬ 
ten befürchtet, dass auf sie eine wahre 
Klageflut zukommt. Nun wird diese 
ausbleiben. 


Für die Jahre von 2020 bis 2025 
müssen die kapitalistischen Industrie¬ 
länder jährlich 100 Milliarden Dollar 
zusätzlich zur Verfügung stellen, da¬ 
mit sich die armen Länder an den 
Klimawandel anpassen können. An¬ 
dere Länder wie China oder die Öl¬ 
staaten sind danach dazu eingeladen, 
sich freiwillig an der Finanzierung zu 
beteiligen. Wie es ab 2026 weiterge¬ 
hen wird, ist weitgehend offen: Zwar 
sollen dann mehr als 100 Milliarden 
Dollar im Jahr aufgebracht werden, 
aber es wurde nicht festgelegt, wie 
viel und wer zahlen soll. Fest steht 
bisher nur, die Profitmöglichkeiten 
für die großen Konzerne werden sich 
verbessern, denn auch ihre Investiti¬ 
onen in den armen Ländern werden 
nunmehr als „Hilfen“ bewertet. 

Bernd Müller/UZ 


Balkan, im Kaukasus, in Turkestan 
und der arabischen Welt verbessern. 
Syrien ist dabei ein besonders arg be¬ 
kämpfter Feind Ankaras, da die Baa- 
thisten dort bereits vor fünfzig Jahren 
eine säkulare Republik aus der Taufe 
gehoben haben, die im Wesentlichen 
bis heute besteht. In Ankara würde 
Terrorpate Erdogan es jedoch lieber 
sehen, wenn ein sunnitisches Regime 
in Damaskus regieren würde - genau 
wie es der IS-Chef in Rakka auch vor¬ 
hat. Groß etwas befürchten muss Er¬ 
dogan nicht. Berlin und Brüssel ste¬ 
hen in Nibelungentreue zu ihm. We¬ 
der seine Unterstützung islamistischer 
Terrorbanden noch sein barbarischer 
Krieg gegen Oppositionelle im Land, 
was allein dieses Jahr hunderte Tote 
hervorbrachte, stört sie. Zu wichtig 
sind die Waffenbrüderschaft, die Ka¬ 
pitalinteressen und die Verwaltung ih¬ 
rer Geopolitik. Sevim Dagdelen 


Nein zum Krieg 


Auf nach Berlin zu 
Rosa und Karl 



Wir rufen zur Teilnahme an der 
Luxemburg-Liebknecht-Demons- 
tration am Sonntag, den 10. Januar 
in Berlin auf. Diese Demonstration 
ist die größte Antikriegsmanifes¬ 
tation des Landes. Sie beginnt um 
10.00 Uhr am Frankfurter Tor, wei¬ 
tere Informationen: www.ll-demo.de 

Rosa-Luxemburg- 
Konferenz der 
jungen Welt 

„Kein Gott, kein Kaiser, 
noch Tribun: Selber tun!“ 

Samstag, 9. Januar 2016 
Einlass 10 Uhr 

Urania, An der Urania 17 

U Wittenbergplatz, Berlin 

mit Vorträgen u.a. von Esther Be- 
jarano, Sahra Wagenknecht, Lena 
Kreymann (SDAJ) und Alpidio 
Alonso Grau (KP Kuba) 
www.rosa-luxemburg-konferenz.de 

LLL-Treffen der DKP 

Samstag, 9. Januar 2016 
20.00-22.00 Uhr, Urania, 2. Etage 

Einlass 19 Uhr, Eintritt frei 
An der Urania 17 

U Wittenbergplatz, Berlin 

Es sprechen: 

• Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP 

• Dimos Koubouris, Mitglied des 
Exekutivkomitees der kämpferi¬ 
schen Gewerkschaftsfront Pame 
aus Griechenland 

Es treten auf: 

• Weber-Herzog Theater: „Raus bist 
Du noch lange nicht“, Musikthea¬ 
terstück über eine Betriebsbeset¬ 
zung 

• Ensemble Nikolai Bersarin: Lie¬ 
der der internationalen Arbeiter¬ 
bewegung 

Cafe K 

von DKP und SDAJ 

im Rahmen der Rosa- 

Luxemburg-Konferenz 

Samstag, 9. Januar 2016 
10-22 Uhr, 2. Etage, Urania 

• Essen & Getränke 

• Platz zum Wiedersehen und Re¬ 
den 

• Ausstellung der Gruppe Tenden¬ 
zen „Ni dieu, ni maitre: Wir brau¬ 
chen keine anderen Herrn, son¬ 
dern keine!“ 

• Live-Übertragung der Konferenz 

• 10.30 Uhr: Vernissage der Gruppe 
Tendenzen mit Mikscifona 

• 15.00 Uhr: Warum wird so einer 
Kommunist?, Gespräch mit Pat¬ 
rik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Zwei Seiten einer Medaille 

Die Allianz zwischen Ankara und Rakka 



Paris am 12. Dezember: Demonstration zum Klimagipfel 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lars Mörking 


Die Bestseller unter den 
Rüstungsschmieden 


Das Institut für Friedensforschung 
SIPRI (Stockholm International 
Peace Research Institute) hat zum 
Ende des Jahres Zahlen zu den 100 
größten Rüstungskonzernen veröf¬ 
fentlicht. Dabei lassen die Forsche¬ 
rinnen von SIPRI China außen vor, 
nach eigenen Angaben deshalb, weil 
es ihnen dort an einer Datengrundla¬ 
ge für ihre Schätzungen fehlt. Inwie¬ 
weit Regierungsangaben und Unter¬ 
nehmensbilanzen der Waffenschmie¬ 
den in anderen Ländern glaubhaft 
sind, darüber lässt sich nur spekulie¬ 
ren. Die Forscherinnen von SIPRI 
werden schon wissen, warum sie von 
„Schätzungen“ reden. 

Aber das Wichtigste vorab: Rüs¬ 
tungsunternehmen in den USA und 
im westlichen Teil Europas dominier¬ 
ten 2014 das globale Waffengeschäft 



mit 80,3 Prozent „Marktanteil“ der 
führenden 100 Unternehmen. Alle 
zehn führenden Waffenschmieden 
haben ihre Zentrale in den USA 
oder in Westeuropa, der Gesamtan¬ 
teil ihrer Verkäufe liegt bei 49,6 Pro¬ 
zent (immer bezogen auf die Summe 
der Top-100-Rüstungsunternehmen 
in 2014). Und so stellt das SIPRI 
denn auch fest, dass uns die Domi¬ 
nanz US-amerikanischer und west¬ 
europäischer Unternehmen unter 
den Top 100 in der globalen Waf¬ 
fenindustrie in absehbarer Zukunft 
wohl erhalten bleiben wird. 

Was den deutschen Anteil be¬ 
trifft, so ist in diesem Jahr sogar ein 
sattes Plus zu verzeichnen, mit 9,4 
Prozent Wachstum im Jahr 2014. Das 
ist auf ThyssenKrupp zurückzufüh¬ 
ren (+29,5 Prozent), die von Platz 59 
der größten Waffendealer auf Platz 
42 gestiegen sind. Ein Zeichen für 
den fortgesetzten Willen Deutsch¬ 
lands zu maritimen Abenteuern, 
denn ThyssenKrupp profitiert vor 
allem vom Geschäft mit U-Booten 
und Kriegsschiffen. 

International sind klangvolle Na¬ 
men unter den Top 100 der Rüstungs¬ 


schmieden: Boeing (Platz 2), Airbus 
(Platz 7), aber auch Namen, die nicht 
unbedingt mit dem Waffengeschäft 
verbunden werden, so Rolls-Royce 
etwa (Platz 16), Hewlett-Packard 
(Platz 43) oder Samsung Techwin 
(Platz 86). Auch das Massachusetts 
Institute of Technology (MIT) ist ge¬ 
listet (Platz 94), da das MIT im Auf¬ 
trag des US-amerikanischen Ver¬ 
teidigungsministeriums fleißig For¬ 
schung und Entwicklung betreibt. 

Was es von den SIPRI-Zahlen 
diese Woche in die Nachrichten 
schaffte, ist vor allem der Rückgang 
der Waffenverkäufe der Top 100 (auf 
401 Milliarden US-Dollar) in 2014 
sowie der wachsende Anteil der rus¬ 
sischen (und der deutschen) Waffen¬ 
produzenten. Unterhalb des Radars 
fliegt vor allem das Rüstungsgeschäft 
der türkischen Flugzeugbauer, wel¬ 
che laut SIPRI 1 074 Prozent (kein 
Tippfehler) mehr Kriegsgerät ver¬ 
kauft haben sollen als 2013. „Hohe 
Inlandsnachfrage“ und „starke Un¬ 
terstützung seitens der türkischen 
Regierung“ werden als Gründe für 
diesen kometenhaften Aufstieg an¬ 
geführt. 

An den Zahlen der Top-100-Un- 
ternehmen lässt sich mit Ausnahme 
der türkischen Waffenhersteller nicht 
ablesen, wie es um das Geschäft mit 
dem Tod bestellt ist. Hier können 
wir eher davon ausgehen, dass mit¬ 
tel- und langfristige Militärplanun¬ 
gen der Regierungen, Fusionen und 
Neustrukturierungen innerhalb der 
Unternehmen ebenso Auswirkun¬ 
gen haben wie in Einzelfällen auch 
Wechselkursschwankungen (SIPRI 
rechnet mit US-Dollar). 

Über das Geschäft, das derzeit 
in Syrien, Afghanistan, der Ukraine, 
Irak und zwischen den verschiede¬ 
nen „Kriegsparteien“ und ihren je¬ 
weiligen Waffendealern in Europa, 
den USA und Russland läuft, sagen 
diese Zahlen wenig aus, zumal ein 
Großteil der Waffen in den Kriegs¬ 
gebieten nicht als Neu wäre über die 
Ladentheke gehen dürfte. Auch feh¬ 
len Produzenten handlicher Waffen 
wie Heckler & Koch in der Liste der 
Top 100. Gerade Heckler & Koch 
verkauft gut nach Saudi-Arabien, in 
die Vereinigten Arabischen Emirate 
und nach Katar, indirekt über diesen 
Weg sicher auch nach Syrien. Für sol¬ 
che Geschäftsbeziehungen hatte die¬ 
ses Jahr u.a. Sigmar Gabriel bei sei¬ 
ner Reise in die Golfregion sein gan¬ 
zes Kampfgewicht in die Waagschale 
geworfen. 


Dokumentiert 


Resolution der IC Metall Dortmund: 

Keine Kriegsschiffe und Tornados 
nach Syrien und anderswo! 


„Von deutschem Boden soll Frieden 
ausgehen“ so sagt es das Grundgesetz. 
Dies ist bei der Wiedervereinigung der 
beiden deutschen Staaten im 2+4 Ver¬ 
trag noch einmal bekräftigt worden. 
Jetzt soll nach dem Mehrheitsbeschluss 
des Bundestages die Bundeswehr beim 
sogenannten Krieg gegen den Terror in 
Syrien eingesetzt werden. 

Dieser Einsatz in Folge der Terroran¬ 
schläge von Paris am 13.11.2015, zu dem 
sich der sogenannte Islamische Staat 
(IS) bekennt, ist ein weiterer verheeren¬ 
der Schritt auf der Eskalationsleiter der 
Gewalt. Dabei wird die Rolle der USA 
und ihrer Verbündeten am Zustande¬ 
kommen der Eskalation insbesondere 
im Nahen Osten oft verschwiegen. 

Durch den Krieg in Syrien wird das 
Völkerrecht verletzt. Es liegt kein UN- 
Mandat für das militärische Eingreifen 
vor. (...) 

Die Erfahrungen der „Kriege gegen 
den Terror“ in den letzten 15 Jahren ha¬ 
ben zu einer weiteren Ausbreitung von 
Krieg und Terror geführt. 


Beispiel Afghanistan: 70 000 Men¬ 
schen und 55 Soldaten der Bundes¬ 
wehr sind allein dem Krieg dort zum 
Opfer gefallen. Problemlösung gleich 
null. Immer mehr Menschen fliehen 
vor den verheerenden Auswirkungen 
der Kriege. 

Das Gebot der Stunde muss sein, 
dass alle Parteien besonnen handeln. 
Die Eskalationsspirale muss gestoppt 
werden. 

Deshalb fordern wir: Keine Torna¬ 
dos, keine Schiffe und keine Bundes¬ 
wehr nach Syrien! 

Verantwortliches politisches Han¬ 
deln verlangt Verhandlungen, einen 
Waffenstillstand, zivile Konfliktbear¬ 
beitung und den Stopp aller Rüstungs¬ 
exporte. Der Sumpf, aus dem sich der 
IS-Terror speist, muss ausgetrocknet 
werden. Die für den kostspieligen 
Krieg bereitgestellten Beträge wären 
besser investiert in die Versorgung 
von Flüchtenden und den Wiederauf¬ 
bau in Syrien und im gesamten Nahen 
Osten. 


Ein Jahr Bochum ohne Opel 


Vor einem Jahr ist in Bochum die Automobilproduktion 
nach 52 Jahren zu Ende gegangen. Bis zu 18 000 Men¬ 
schen aus der Stadt und der Region fanden hier Arbeit. 13 
Millionen Autos wurden im Herzen des Reviers produziert, 


darunter der legendäre Kadett, der Manta, der Askona. Die 
UZ sprach mit Günter Gleising, Mitglied des Rates (Sozi¬ 
ale Liste) in Bochum über die Folgen der Schließung des 
Werks. 


UZ: Im Jahr 1 nach der Schließung des 
Opel-Werks in Bochum: Wie hat sich 
die Zukunft für die damals 3 300 Be¬ 
schäftigten entwickelt? 

Günter Gleising: Schlecht! Noch im¬ 
mer sind über 2 000 Opelaner von Ar¬ 
beitslosigkeit bedroht. Im einzelnen: 
300 wechselten in andere Opel-Wer¬ 
ke, 700 in das Warenverteilzentrum 
(Opel-Warehousing). 2 600 Opelaner 
mussten in die mit 10,4 Millionen Euro 
ausgestattete Transfergesellschaft 
(TÜV Nord) gehen. Davon haben 
knapp zehn Prozent eine neue Arbeit 
gefunden. Vor dem Arbeitsgericht Bo¬ 
chum sind 289 Klagen von Opelanern 
(u.a. auf Weiterbeschäftigung) anhän¬ 
gig. Vor dem Landgericht Darmstadt 
führt der frühere Betriebsrats Vorsit¬ 
zende Einenkel einen Prozess um die 
Unrechtmäßigkeit des Schließungsbe¬ 
schlusses festzustellen. 

UZ: War die Schließung des Werkes 
eine wirtschaftliche oder eine politi¬ 
sche Entscheidung, war das Ende für 
Bochum zwangsläufig? 

Günter Gleising: Zunächst ist es wich¬ 
tig hervorzuheben, dass die Beleg¬ 
schaft keine Verantwortung für die 
Schließung trägt. Im Gegenteil; in den 
Bochumer Werkshallen wurden stets 
gute Autos gebaut. Eine Perspekti¬ 
ve für zukunftsorientierte Produkte 
wurde Bochum vom Konzern Gene¬ 
ral Motors (GM) nicht gegeben. Opel 
Bochum wurde auf dem Altar der ka¬ 
pitalistischen Wirtschaftsverhältnisse 
geopfert. 

Auch die für die USA herausragen¬ 
de Stellung des GM-Konzerns und die 
Anerkennung des US-amerikanischen 
Vormachtstrebens durch die deutsche 
Politik haben eine große Rolle ge¬ 
spielt. Die Zeche für die Konzernin¬ 
teressen des US-amerikanischen Mut¬ 
terkonzerns General Motors und des¬ 
sen wirtschafts- und machtpolitische 
Ambitionen bezahlen die Menschen 
im Ruhrgebiet und NRW. 

UZ: Wäre die Schließung zu verhindern 
gewesen? 

Günter Gleising: Der große und be¬ 
eindruckende Kampf der Bochumer 
Opel-Belegschaft gegen die Betriebs¬ 
schließung blieb isoliert. Es gelang 
nicht, das Gegeneinanderausspielen 
der einzelnen Belegschaften des GM- 
Opel-Konzerns zu verhindern. Der 
große Streik von 2004 in Bochum hät¬ 
te zu einem Signal für den Kampf zum 
Erhalt von Arbeitsplätzen, für Ar¬ 
beitszeitverkürzung und für die Zu- 
rückdrängung der Macht der Groß¬ 
konzerne werden können. Stattdessen 
setzte sich bei vielen Gewerkschafts¬ 
funktionären, Betriebsräten, Beschäf¬ 
tigten und Politikern das Kirchturm¬ 
denken durch. 

Während in Bochum das sogenannte 
Sanierungskonzept des GM-Konzerns 
für den Opel-Konzern, das „Master¬ 
vertrags Drive! 2022“ abgelehnt wur¬ 
de, stimmten IG Metall und die Opel- 
Betriebsbelegschaften in Rüsselsheim 
und den anderen Werken zu. Die Pro¬ 
teste und Kampfaktionen gegen den 
GM/Opel-Beschluss, die Zafira-Pro- 
duktion von Bochum ins Opel-Stamm¬ 
werk nach Rüsselsheim zu verlagern, 
blieben auf Bochum beschränkt. 

Es blieb bei symbolischen Solidaritäts¬ 
gesten. 

UZ: Die Schließung von Opel ist eine 
bittere Niederlage, und zwar nicht nur 
wegen der Vernichtung tausender Ar¬ 
beitsplätze. Welchen Einfluss hat das 
auf die Arbeiter- und Gewerkschafts¬ 
bewegung in Bochum? 

Günter Gleising: Die Arbeiterbewe¬ 
gung in Bochum und im Ruhrgebiet 
wurde geschwächt, vergleichbar mit 
der Niederlage im Kampf um das 
Stahlwerk Rheinhausen 1988/92. 


Von der Opel-Belegschaft gingen 
große Kampfmaßnahmen aus, wurden 
legendäre Streiks (u.a. 1969/70, 1973, 
2000, 2004) geführt. Die Impulse, die 
von der Opel-Belegschaft ausgingen, 
werden in der IG Metall und den an¬ 
deren Gewerkschaften fehlen. 

Der Kampf und die Entwicklung 
bei Opel werfen auch, weit über Bo¬ 
chum hinaus, große Fragen für die zu¬ 
künftige Gewerkschaftsarbeit und die 
betriebliche Interessenvertretung auf. 

Von großer Bedeutung ist dabei 
die Frage, wie eine Verbindung von 
betrieblichen mit gesellschaftlichen 
Kämpfen hergestellt werden kann 
und welche gesellschaftlichen Bedin¬ 
gungen notwendig sind, um erfolgrei¬ 
che Kämpfe, auch gegen Großkon¬ 
zerne, zu führen. Dies zu diskutieren 
und Schlussfolgerungen zu ziehen, ist 
eine Herausforderung für die Gewerk¬ 
schaften und die Arbeiterbewegung 
insgesamt. Eine weitere wichtige Frage 
ist, ob die Integration von Flüchtlingen 
in die betrieblichen und gewerkschaft¬ 
lichen Kämpfe und in die Arbeiterbe¬ 
wegung gelingt. 

UZ: Das Ende von Opel, welche Be¬ 
deutung hat das für die Menschen in 
Bochum? 

Günter Gleising: Die Auswirkungen 
der Schließung des Opel-Werks hat 
für die Region gravierende wirtschaft¬ 
liche und soziale Folgen. Bochum hat 
in den letzten zehn Jahren über 10 000 
Vollzeitstellen, viele davon bei Opel, 
verloren. Die Auswirkungen der Opel- 
Schließung auf andere Betriebe (z.B. 
Johnson-Controls) und die auch in 
Bochum fortschreitende Deindustri¬ 
alisierung verschärft diese Krise zu¬ 
sätzlich. 

Hinzu kommt, dass die Höhe der ge¬ 
zahlten Löhne im Durchschnitt gerin¬ 
ger ist als im Umfeld. Bochum wird 
weiter verarmen. Jede(r) fünfte in der 
Stadt gilt als arm. Die „Pro-Kopf-Ver¬ 
schuldung“ der Stadt Bochum ist von 
2 136 Euro im Jahr 2003 auf über 4 714 
Euro in diesem Jahr gestiegen 

UZ: Und welche Auswirkungen hat das 
für die Finanzen der Stadt und NRW? 

Günter Gleising: Zunächst wird nach 
der millionenschweren Subventionie¬ 
rung der Ansiedlung von Opel in Bo¬ 
chum, nun auch der Abgang des Un¬ 
ternehmens hoch mit Steuergeldern 
subventioniert. Zum Beispiel durch 
die Finanzierung von Maßnahmen des 
Job-Centers, dem Abriss von Werkhal¬ 
len, der Geländeaufbereitung etc. 

Die Stadt Bochum hat innerhalb 
der letzten zwei Jahre einen Einnah¬ 
meverlust bei den Steuern von 32 Mil¬ 
lionen Euro zu verzeichnen. Ein gro¬ 
ßer Posten ist der 15-prozentige Anteil 
an der Lohn- und Einkommensteuer. 
Die Vernichtung der Arbeitsplätze bei 
Nokia und Opel schlägt dabei natür¬ 
lich zu Buche. Die Gewerbesteuerzah¬ 
lung von Opel fällt ebenfalls weg. 


Genauere Zahlen hierzu wurden 
immer mit Hinweis auf das Steuerge¬ 
heimnis verweigert. Auch die gerin¬ 
gere Kaufkraft durch Lohnverluste 
schlägt beim Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer (zwei Prozent) zu Bu¬ 
che. 

Die Stadt Bochum ist weit von 
einem ausgeglichenen Haushalt ent¬ 
fernt. Der Schuldenstand beträgt 1,7 



Günter Gleising 


Milliarden Euro, das neue Haushalts¬ 
defizit für 2016 über 67 Millionen 
Euro. Es gibt ein Haushaltssicherungs¬ 
konzept, mit einem drastischen Perso¬ 
nalabbau, Leistungseinschränkungen 
und Rotstiftmaßnahmen. 

UZ: Was passiert zurzeit auf dem Opel- 
Gelände? 

Günter Gleising: „Signale“ und Opti¬ 
mismus wurden von Opel-Bossen, Po¬ 
litikern und Regierenden verbreitet. 
Doch das Versprechen auf den Opel- 
Flächen „industrielle Arbeitsplätze al¬ 
ler Qualifikationsstufen“ zu schaffen 
wurde schon nach wenigen Wochen 
gebrochen. 

Schnell wurde eine Gesellschaft (Bo¬ 
chum Perspektive 2022) gegründet 
und Förderanträge gestellt, um das 
Logistik-Unternehmen DHL im Be¬ 
reich von Werk I in Laer (viel Flächen¬ 
verbrauch und wenige und schlecht 
bezahlte Arbeitsplätze) ansiedeln zu 
können. In diesem Werk sind einige 
Betriebsteile wie die Lackiererei abge¬ 
rissen. Aber ein Abbruchunternehmen 
klagt derzeit gegen die Auftragsver¬ 
gabe an ein Dumping-Unternehmen, 
sodass hier zurzeit Stillstand herrscht. 
Hinzu kommt, dass sich Opel Bochum 
über die Pläne für sein Warenverteil¬ 
zentrum ausschweigt. Damit ist die 
Entwicklung der Werke II und III für 
Jahre blockiert. 

Große Versprechungen wurden von 
Opel gemacht („Wir stehen zu unse¬ 
rer Verantwortung für den Standort 
Bochum“). Nachdem die Schließung 
vollzogen, die Belegschaft ihrer Ar¬ 
beitsplätze beraubt war, sind diese 
Versprechungen nicht eingehalten 
worden. 

Die Fragen stellte Werner Sarbok 
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Wider die falsche Bescheidenheit 

Überlegungen zur Tarifrunde 2016 des öffentlichen Dienstes, Bund und Kommunen 



I n einigen Wochen beginnt die Ta¬ 
rifrunde für die Beschäftigten der 
Kommunen und des Bundes 2016. Es 
betrifft rund 2 Millionen Beschäftigte 
und die ökonomischen und politischen 
Auswirkungen dürften über die Zahl 
der direkt Betroffenen hinausgehen. 
Hier einige Überlegungen dazu: 

★ Ja, die Kommunen sind chronisch 
verschuldet, und dies schon seit Jahr¬ 
zehnten. Alle bisher vorgeschlage¬ 
nen Wege dies zu ändern - durch eine 
grundsätzliche Reform der Finanzbe¬ 
ziehungen zugunsten der Kommunen - 
wurden in den Wind geschlagen. 

Trotzdem ist die gegenwärtige Situ¬ 
ation geprägt durch unerwartet hohe 
Steuermehreinnahmen: „Die öffentli¬ 
chen Haushalte entwickeln sich erfreu¬ 
lich gut ... Die Steuerschätzung vom 
Mai 2015 hat die günstige Entwicklung 
bestätigt. Gegenüber der Schätzung 
vom November 2014 werden pro Jahr 
rund sechs bis acht Milliarden Euro 
höhere Einnahmen erwartet. Bis 2019 
insgesamt ein zusätzliches Plus von gut 
38 Milliarden Euro“ (Wipo-Info). Al¬ 
lein die Wiedereinführung der Vermö¬ 
genssteuer würde nach ver.di-Berech- 
nungen rund 30 Milliarden Mehrein¬ 
nahmen an Steuern bedeuten! 

Nicht mehr als recht und billig ist 
es, wenn diejenigen, die täglich ihre Ar¬ 
beit leisten, auch ihren Anteil fordern! 
★ Der verteilungsneutrale Spielraum 
wird bei rund 3,5 Prozent (Abschluss!) 
gesehen, was bedeutet, dass erst ober¬ 
halb der 3,5 Prozent eine Umverteilung 
zugunsten der Arbeitenden beginnt. 
Auch wenn es den Gewerkschaften 
zum Teil gelang, in den letzten Jah¬ 
ren vereinzelte Reallohnerhöhungen 
durchzusetzen, ist der Reallohnverlust 
in Deutschland rund zehn Jahre lang 
ein Fakt, der auf Veränderung wartet. 

Um die Scherenentwicklung bei 
Löhnen und Gehältern nicht weiter 
zu fördern, sondern für eine gerechte¬ 


re Verteilung zu sorgen, ist eine For¬ 
derung nach einem Festbetrag, ersatz¬ 
weise Sockelbetrag, unter Gewerk¬ 
schaftern populär und sinnvoll. Eine 
Forderung deutlich über fünf Prozent - 
möglichst in Form eines Festbetra¬ 
ges - wäre sicherlich notwendig. Erste 
Wortmel¬ 
dungen 
bringen 
eine Fest¬ 
geldforde¬ 
rung von 
300 Euro (Netzwerk für eine kämpfe¬ 
rische und demokratische ver.di) in die 
Forderungsdiskussion. 

★ Die öffentlichen Arbeitgeber haben 
wiederholt das Thema „Zusatzversor- 
gung im öffentlichen Dienst“ zum Ge¬ 
genstand von Tarifverhandlungen ge¬ 
macht. 

Die Zusatzversorgung ist ein wich¬ 
tiger Sockel (rd. 25 Prozent) der Rente 
insgesamt. Kürzungen bei der Zusatz¬ 
versorgung bedeuten eine Verschlech¬ 


terung der Rentenhöhe. Und daran, 
dass die Zusatzversorgung von den 
Beschäftigten bereits bei Tarifverhand¬ 
lungen „erkauft“ wurde, erinnert sich 
kaum ein Arbeitgebervertreter, wohl 
aber die Gewerkschaften. 

Würden die Arbeitgeber angesichts 
der dro¬ 
henden 
Altersar¬ 
mut für 
viele Be¬ 
schäftigte 
weitere Kürzungen hier durchsetzen 
wollen, so wären sicherlich viele Kolle¬ 
ginnen nicht nur empört, sondern auch 
aktionsbereit! 

★ Die Tarifauseinandersetzung bei 
Bund und Kommunen ist für die Ge¬ 
werkschaft ver.di in gewisser Hinsicht 
ein Heimspiel. Auf kommunaler Ebene 
bestehen gute gewerkschaftliche Struk¬ 
turen und eine Menge aktionsbereiter 
Belegschaften. Wer sich an die beiden 
Streiktage im Jahre 2014 erinnert, muss 


zugestehen, dass Streikbeteiligung und 
Mobilisierungsfähigkeit im ganzen Öf- 
fentlicher-Dienst-Bereich schlicht und 
ergreifend großartig waren. Dies gilt es 
zu nutzen und auszubauen! Natürlich 
wird nichts verschenkt werden, natür¬ 
lich hat gerade ein vierwöchiger Streik 
im Sozial- und Erziehungsdienst statt¬ 
gefunden, mit bescheidenem Ergebnis. 

Die Lehren aus diesem Arbeits¬ 
kampf sind aber nicht Verzicht, son¬ 
dern mehr Koordination, Zusammen¬ 
gehen mit Anderen, Bereitschaft über 
die üblichen Warnstreiks hinaus einen 
Arbeitskampf im ganzen öffentlichen 
Dienst vorzubereiten und auch zu 
führen. Dies sollte mit einer Kampag¬ 
ne zur „Umverteilung“, beispielsweise 
zur Wiedereinführung der Vermögens¬ 
steuer verbunden werden. 

Denn der Reichtum in diesem Lan¬ 
de wächst und wächst. Nur nicht bei 
denen, die ihn produzieren! 

Aus: Heisse Eisen - Extra, Informationen der DKP 
Dortmund für die Beschäftigten der Stadtverwaltung 


Sachdienlicher Hinweis 

Durch Nachzahlung von freiwilligen Bei¬ 
trägen zur gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rung können Beamte und von der Versi¬ 
cherungspflicht befreite Personen Ren¬ 
tenansprüche erwerben. Auf diese seit 
August 2010 geltende Regelung weist 
die Deutsche Rentenversicherung hin. 

Demnach kann, wer vor dem 2. Sep¬ 
tember 1950 geboren ist, so viele Monate 
nachzahlen, wie zum Errechen der nö¬ 
tigen 60 Beitragsmonate nötig ist. Für 
jeden fehlenden Monat kann eine Bei¬ 
tragshöhe ab mindestens 84,15 Euro bis 
zum Höchstbeitrag (1131,35 Euro) „frei“ 
gewählt werden, sofern das Geld dafür 
vorhanden ist. Der Antrag auf Nachzah¬ 
lung kann aber nur noch bis zum 31. De¬ 
zember 2015 gestellt werden. 

Weitere Auskünfte sind direkt bei der 
Deutschen Rentenversicherung und un¬ 
ter 0800 1000 4800 zu bekommen. UZ 

Lückenfüller 

Das geplante Pflegeberufsgesetz löst bei 
ver.di keine Begeisterung aus. „Um die 
steigende Nachfrage nach qualifizierten 
Pflegekräften zu decken, braucht es eine 
gute Ausbildung und gute Arbeitsbedin¬ 
gungen. Wir wollen die Spezialisierungen 
in der Alten- und Kinderkrankenpflege 
erhalten und die Aufwertung der Pflege 
insgesamt vorantreiben“, sagte ver.di- 
Vorstandsmitglied Sylvia Bühler vor der 
Verbändeanhörung. Um das Berufsfeld 
attraktiver zu machen, brauche es mehr 
Personal, verlässliche Arbeitszeiten und 
eine bessere Bezahlung. 

„Viel zu oft müssen Auszubildende 
heute personelle Lücken von Fachkräf¬ 
ten füllen und werden im Kran-kenhaus 
kurzfristig auf fremden Stationen einge¬ 
setzt“, kritisierte Bühler. Die Regelung 
im Referentenentwurf, dass die Aufga¬ 
ben des Ausbildungsbetriebs in bestimm¬ 
ten Fällen von einer Pflegeschule wahr¬ 
genommen werden können, lehne ver.di 
deshalb ab. 

Positiv sei, dass der Gesetzgeber eine 
Vorgabe zum Umfang der Praxisanlei¬ 
tung in Höhe von zehn Prozent mache, 
doch würden für die Umsetzung ausrei¬ 
chend viele Praxisanleiterlnnen benötigt, 
die dafür auch Zeit hätten. 


Dortmunds Schulden: n> j Großartiger Streik - a Griechenland; Generalstreik -j 
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Forderung nach Wohnraum statt Leerstand 

Demonstration für dezentrale Unterbringung von Flüchtlingen in Kassel 



Am Samstag, den 12. Dezember fand 
in Kassel eine Demonstration für de¬ 
zentrales Wohnen von Geflüchteten 
und sozialen Wohnungsbau statt. Das 
lokale Bündnis „Wohnraum - statt - 
Leerstand“ hatte zu dieser Demo mit 
Abschlusskundgebung in der Kasse¬ 
ler Nordstadt aufgerufen, an der sich 
ca. 350 Menschen beteiligt haben. Un¬ 
terstützt wird das Bündnis u.a. von 
der „Linken“, dem SDS, der örtlichen 
DGB Jugend, dem Kasseler Friedens¬ 
forum und der DKP. 

Was in deutschen Großstädten be¬ 
reits seit Jahren zu beobachten ist, er¬ 
reicht mittlerweile auch die Stadt Kas¬ 
sel: Die Mieten sind in den letzten Jah¬ 
ren geradezu explodiert - es herrscht 
Wohnungsnot. Die Folgen sind insbe¬ 
sondere für Erwerbslose, Beschäftig¬ 
te im Niedriglohnsektor, Familien mit 
Kindern, Alleinerziehende, Rentner, 
Studenten und Auszubildende ver¬ 
heerend! 

Die Preise für Wohnungen mit ei¬ 
nem Zimmer und zwei Zimmern plus 
Küche und Bad sind im Zeitraum von 
2010 bis 2015 um 42 Prozent gestie¬ 


gen. Die durchschnittliche Kaltmiete 
bei Neuvermietungen ist in den letzten 
fünf Jahren um 28,8 Prozent angestie¬ 
gen. Damit steht Kassel im bundeswei¬ 
ten Vergleich hinter Wolfsburg, Berlin 
und Ingolstadt auf dem vierten Platz. 

In den letzten 20 Jahren wurden 
in Kassel so gut wie keine Sozialwoh¬ 
nungen mehr gebaut. Dazu kommt, 
dass viele Wohnungen aus der Sozial¬ 
bindung herausgefallen sind und auch 
weiterhin fallen werden. 

Wohnungsgesellschaften wie z.B. 
die GWG folgen schon seit Jahren 
nicht mehr dem Grundsatz öffentli¬ 
chen und sozialen Wohnungsbau zu 
betreiben, sondern fangen nach und 
nach damit an, Wohnungen zu verkau¬ 
fen bzw. sie in Eigentumswohnungen 
umzuwandeln. 

Geflüchtete, die in Kassel ankom¬ 
men, müssen menschenwürdig und 
ohne gesundheitliche Beeinträchti¬ 
gung untergebracht werden - und 
nicht wie in Kassel-Calden in Zelt¬ 
camps oder anderen Massenunter¬ 
künften, die eine Vielzahl von Proble¬ 
men mit sich bringen. 


Verschiedene Redner der Kund¬ 
gebung erinnerten daran, dass vor ca. 
300 Jahren 4 000 Hugenotten, die vor 
Repression und religiösem Fanatismus 
ihre Heimat verlassen mussten, in der 
Stadt Kassel eine neue Heimat gefun¬ 
den haben. Mirko Düsterdieck 

Die Forderungen des 
Kasseler Bündnisses sind: 

★ Ein Sofortprogramm zur Schaf¬ 
fung menschenwürdigen Wohn- 
raums für Geflüchtete: 

Raus aus den Massenunterkünften! 

★ Gesetzliche Initiativen, die Zu¬ 
gangzu und Nutzung von Leerstand 
ermöglichen: 

Leerstand zu Wohnraum! 

★ Ein öffentliches Investitionspro¬ 
gramm für bezahlbares und selbst¬ 
bestimmtes Wohnen: 

Sozialer Wohnungsbau statt Immo¬ 
bilienspekulation und Luxusappar¬ 
tements! 

★ Gleiche Rechte für alle statt Ent¬ 
rechtung und Abschiebungen: 

Nein zu Asylrechtsverschärfungen! 


Stellenabbau und Service-Ausdünnung 

ver.di-Protest vor dem Rathaus in Düsseldorf 


Widersprüchlicher konnte die Situ¬ 
ation auf dem Marktplatz vor dem 
Düsseldorfer Rathaus nicht sein. Die 
eine Seite: Großes Gedränge auf dem 
Weihnachtsmarkt mit Rostbratwurst 
und Glühwein. Die andere Seite: Pro¬ 
testierende Kolleginnen und Kollegen 
aus diversen Ämtern, die in der Vor¬ 
weihnachtszeit um ihre Stellen fürch¬ 
ten müssen. 

Innerhalb von 15 Jahren sollen 
20 Prozent des Personals „abgebaut“ 
werden: 2 000 Stellen. Das ist der Plan 
der Ampelkoalition von SPD, Grüne/ 
Bündnis 90 und FDP, die den neuen 
Haushalt mit Einnahmen von 2,677 
Milliarden Euro und 2,706 Milliarden 
Euro bei den Ausgaben verabschiedet 
hat. Die Differenz von 30 Millionen 
Euro deckt eine Rücklage. 

Das wird in Zukunft anders sein. 
Oberbürgermeister Thomas Geisel 
(SPD) setzt auf den Plan „Verwaltung 
2020“. Mit dem sollen nicht mehr 10 000 
Menschen bei der Stadt Arbeit finden, 
sondern nur noch 8 000. Gleichzeitig 
gehen pro Jahr etwa 250 Beschäftig¬ 
te in die Rente. Für 2016 wurden jetzt 


noch Personalkosten von 528 Millionen 
Euro in den Haushalt eingeplant. 

„Gespart“ wird selbst bei denen, 
die ihre Arbeit behalten, denn sie müs¬ 
sen die Tätigkeiten übernehmen, die 
die ausgeschiedenen Kolleginnen und 
Kollegen bisher erledigt haben. Bei 
der Protestkundgebung wurde deut¬ 
lich, dass es nicht nur um die Menschen 
geht, die im Rathaus, auf den Friedhö¬ 
fen oder etwa in der Kfz-Zulassung ar¬ 
beiten, sondern auch um die Bürger, 
die auf den Service der Stadt zwingend 
angewiesen sind. 

Die „Ampel“ hat erklärt, dass sie 
nicht nach dem Rasenmäherprinzip 
kürzen will. Viele Kolleginnen und 
Kollegen fürchten daher, dass ganze 
Arbeitsbereiche „ausgegliedert“ wer¬ 
den könnten oder kommunales Ver¬ 
mögen, etwa Anteile an den Sana- 
Krankenhäusern, privatisiert werden. 

Während die Arbeitsplätze zum Wa¬ 
ckeln gebracht werden, bleibt der Ge¬ 
werbesteuer-Hebesatz unangetastet. 
Die DKP Düsseldorf hat sich mit den 
protestierenden Kolleginnen solidari¬ 
siert. Uwe Koopmann 
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Glosse von Guntram Hasselkamp 

SPD-Parteitag - Durchmarsch der Totengräber 


„Rettet Niederberg!“ 

Der Vorstand der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei (DKP) für den Bezirk 
Rheinland-Westfalen hat auf seiner Sit¬ 
zung am Sonntag, 13. Dezember, seine 
Solidarität mit dem Bürgerbegehren 
zum Erhalt der kommunalen Träger¬ 
schaft des Klinikums Niederberg in 
Velbert zum Ausdruck gebracht. Der 
Beschluss erfolgte einstimmig. 

Die DKP wünscht den Initiatoren 
Rückhalt in der Bevölkerung und vol¬ 
len Erfolg bei der Sammlung der Unter¬ 
schriften. Prinzipiell ist die DKP gegen 
die Privatisierung kommunaler Einrich¬ 
tungen, dies gilt in besonderem Maße 
für Krankenhäuser. 

Es gibt ganz in der Nähe, in Düssel¬ 
dorf-Gerresheim, ein eklatantes Bei¬ 
spiel: die Sana-Klink. Dieses Kranken¬ 
haus wurde 2007 zusammen mit dem zu¬ 
vor ebenfalls städtischen Krankenhaus 
in Düsseldorf-Benrath mehrheitlich an 
die Sana AG verkauft. Die alte Klinik 
in Gerresheim wurde abgerissen. Unter 
der Regie von Sana wurde ein Neubau 
errichtet und finanziert (61,4 Millionen 
Euro). Bei der Umsetzung der Pläne 
gab es offensichtlich intern solche „Irri¬ 
tationen“, dass die damalige Geschäfts¬ 
führerin Dr. Birgit Fouckhardt-Bradt 
das Haus verlassen musste. Die Pres¬ 
se nannte den Start der privatisierten 
Klink „holprig“. Der Kündigungsschutz 
bis 2011 ist längst abgelaufen. 

Versprochen wurden viele Einspar¬ 
effekte durch die Privatisierung, durch 
Zusammenlegungen und durch Out- 
sourcing. Das schützte übrigens nicht 
einmal vor resistenten Keimen (Pseu- 
domonas aeruginosa) im Trinkwasser. 

Beim Richtfest für den Neubau erin¬ 
nerte Fouckhardt-Bradt daran, dass die 
beachtliche Investition in den beiden 
Häusern nun „erwirtschaftet“ werden 
muss. Die Aktionäre, 29 Gesellschaf¬ 
ten der Privaten Krankenversicherun¬ 
gen (PKV), wollen Geld sehen. Siehe: 
http://www.sana.de/unternehmen/akti- 
onaere.html. 

Gesundheit wurde in Gerresheim 
zum großen Geschäft großer Konzerne. 
Maßstab ist die Profitorientierung. Die 
DKP wünschte den Betreibern des Bür¬ 
gerbegehrens, dass das Krankenhaus in 
kommunaler Hand bleibt und dem Pro¬ 
fitstreben entzogen bleibt. 

Uwe Koopmann 

„Falsche Syrer“ 

„Nachdem nun schwarz auf weiß fest¬ 
steht, dass die Behauptungen des Bun¬ 
desinnenministers zu den angeblich 30 
Prozent falschen Syrern 4 schlichtweg 
falsch sind, versucht sich die Bundes¬ 
regierung herauszuwinden. Da werden 
haltlose Verdächtigungen schöngere¬ 
det, anstatt sich einfach mal öffentlich 
zu entschuldigen“, kommentiert Ulla 
Jelpke, innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“, die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine An¬ 
frage (BT-Drs. 18/6825). Jelpke weiter: 

„Die Bundesregierung gibt nun end¬ 
lich zu, dass zur Frage von Fälschungen 
oder Manipulationen bei Identitätsdo¬ 
kumenten von Flüchtlingen keinerlei 
valide Zahlen vorliegen. Auch eine fun¬ 
dierte Schätzung hierzu sei nicht mög¬ 
lich. Auf einmal sollen de Maizieres Be¬ 
hauptungen nur als ,Hinweis auf eine 
mögliche Dimension des bestehenden 
Dunkelfeldes 4 zu deuten sein. Statt in 
seine Glaskugel zu schauen und plum¬ 
pe Agitation zur Diffamierung von 
Schutzsuchenden zu betreiben, sollte 
der Bundesinnenminister sich lieber 
mit den Fakten und der Realität ausei¬ 
nandersetzen. Tatsächlich werden nur 
acht Prozent der syrischen Dokumente 
in irgendeiner Form „beanstandet“. 

Kurzer Aufzug 

Gerade einmal 150 Neonazis sind am 
Samstag durch Leipzig marschiert - 
ihre „Querfront“-Strategie ging nicht 
auf. „Connewitz, wir sind da - eure An¬ 
ti-Antifa“, skandierten die militanten 
Rechtsextremisten bei der Demo. Dass 
sie gar nicht in den alternativ gepräg¬ 
ten Stadtteil gekommen sind, war ihnen 
nicht bewusst. Dass trotz der einmonati¬ 
gen Mobilisierungszeit nur 150 Teilneh¬ 
mer kamen, dürfte auch „Die Rechts- 
Chef Christian Worch enttäuscht haben, 
der selbst in das ehemals von Neonazis 
zur „Frontstadt“ erklärte Leipzig kam. 
(blick nach rechts) 


Minutenlange Standing Ovations für 
Gerhard Schröder auf dem SPD-Par- 
teitag. Spätestens an diesem Punkt gilt 
Dantes Satz aus dem Inferno: „Lasst, 
die ihr hier eintretet, alle Hoffnung fah¬ 
ren!“ Schröder, neben Walter Riester, 
Franz Müntefering, Peter Hartz, „Bert“ 
Rürup, Frank-Walter Steinmeier, Peer 
Steinbrück und Wolfgang Clement der 
namhafteste Totengräber des sozialde¬ 
mokratischen Reformismus, hatte den 
Anlass der Ehrung für die gestorbe¬ 
nen SPD-Mitglieder Grass, Bahr und 
Schmidt zu einer umfassenden Ge¬ 
schichtsrevision im Geiste der neoli¬ 
beralen Austerität und des geostrategi- 


„Mit uns zieht 
die neue Zeit!" 


sehen Interventionismus genutzt. Ova¬ 
tionen für den Agenda-Kanzler, der die 
eigene Katastrophe und die der arbei¬ 
tenden Menschen zur Erfolgsgeschich¬ 
te umlügt. Bravo! Weiter so! Das muss 
man erst einmal bringen. 

Früher kam es gelegentlich vor, dass 
die Altvorderen auch die SPD-Hymne 
von Hermann Claudius gesungen ha¬ 
ben. Natürlich nicht ohne das „Wann 
wir schreiten Seit’ an Seit’“ besonders 
schwerfällig-langsam herunter zu lei¬ 
ern. Das sagte alles. Nicht so klar, war 
damals der tiefe Wahrheitsgehalt des 
Refrains: „Mit uns zieht die neue Zeit!“ 
Heute, nach fast 13 Jahren Agenda- 
Politik, muss man neidlos zugeben: In 
der Tat - die neue asoziale, neoliberale 
Kriegszeit. 

Als alter Hoesch-Arbeiter hat man 
natürlich ein ambivalentes Verhältnis 
zur SPD. Manche von uns hatten sogar 
den Button „Willy wählen“ getragen. 


Die Erforschung der Hirnstruktur der 
Heuschrecke an der Philipps-Universi¬ 
tät in Marburg oder die des Spinnenet¬ 
zes am Lehrstuhl für Biomaterialien der 
Universität Bayreuth klingt erst einmal 
unverdächtig. Über Sinn und Unsinn 
von Tierversuchen ließe sich streiten, 
aber ansonsten weckt das Assoziationen 
von Wissenschaftlern in weißen Kitteln 
und Reagenzgläsern in sterilen Labors. 
Diese Vorstellung ist sicher nicht völ¬ 
lig falsch, nur der Zweck ist nicht ganz 
so unverdächtig, wie es auf den ersten 
Blick den Anschein hat. 

Das Projekt „Öko-Bombe“ an der 
Ludwig-Maximilians-Universität Mün¬ 
chen (LMU) des Professors Thomas 
Klapötke lässt schon eher ahnen, wel¬ 
che Interessen hinter den genannten 
Forschungsprojekten stehen. Alle ge¬ 
nannten sind Projekte der militäri¬ 
schen Forschung, durchgeführt an bun¬ 
desdeutschen Universitäten, finanziert 
vom Pentagon. Vom Hirn der Heuschre¬ 
cke erwarten die Forscher Erkenntnis¬ 
se, die vielleicht der US-Air-Force nütz- 


Nicht ganz so unverdächtig, 
wie es scheint. 


lieh sein könnten. Und die Spinnennet¬ 
ze dienen als Vorlage zur Entwicklung 
von Militär-Unterwäsche, die verhin¬ 
dern soll, dass sich Splitter in den Kör¬ 
per bohren. Zwar gibt es solche schon, 
aber aus unbequemen Materialien. Da 
soll die Spinne, bzw. ihr Netz, jetzt Ab¬ 
hilfe schaffen. 

Die Heuschrecken-Forschung lässt 
sich das Pentagon 107 000 US-Dollar 
kosten, die an die Uni Bayreuth be¬ 
zahlt werden. Die Spinne ist der US- 
Navy allerdings nur 70 000 US-Dollar 
wert, die an die Philipps-Universität 
Marburg fließen. Die Öko-Bombe wird 
mit 474 891 US-Dollar am prominentes¬ 
ten finanziert. 


Aber dann kam Helmut Schmidt und 
mit ihm das atomare Totrüsten der So¬ 
wjetunion. Das erinnerte schon stark 
an Noske und Zörgiebel. (Und war lei¬ 
der erfolgreicher.) Aber dann waren 
da die SPD-Kollegen, mit denen man 
in vielem Zusammenarbeiten konnte 
und musste, wenn man etwas erreichen 
wollte. Die aber der SPD ihren Sozial¬ 
demokratismus glaubten und, in einer 
Art ungläubig realitätsresistentem Tra- 
ditionalismus, noch immer glauben. Es 
ist schon seltsam, die aufrichtigen Kol¬ 
legen vor Ort gegen die Konsequen¬ 
zen der Politik ihrer eigenen Partei an¬ 
kämpfen zu sehen. 

Eigentlich war mit Kurt Schuma¬ 
chers „rotlackierten Nazis“ schon klar, 
wohin die antikommunistische Reise 
nach 1945 gehen würde. Ausgerechnet 
Schumacher, der als einarmiger WK- 
I-Veteran das KZ wohl nur durch die 
Hilfe seiner kommunistischen Mithäft¬ 
linge überlebte. Godesberg war da nur 
noch der programmatische Vollzug, um 
in der Adenauerrepublik auch vorne 
mitspielen zu dürfen. 

Als nach 1989 der üppig rheinisch¬ 
kapitalistische Kampf gegen die „rot¬ 
lackierten Nazis“ vom karg neoliberal¬ 
militärischen „Kampf der Kulturen“ 
abgelöst wurde, bekam die SPD ein 
existentielles Strategieproblem. Mit der 
fetten Mobilisierung des Reformismus 
gegen die Revolution, welche nicht nur 
die CIA nach Churchills-Fulton-Rede 
so effizient betrieben hatte, war Schluss. 
Schon 1983 hatte Ralf Darendorf hell¬ 
sichtig das Ende des „sozialdemokrati¬ 
schen Zeitalters“ verkündet. Da woll¬ 
ten viele es noch nicht wahrhaben. 
Aber nach 1989 hatte die siegestrun¬ 
kene Sozialdemokratie real nur noch 
ein einziges relevantes Projekt: Ihre ei- 


Der NDR und die Süddeutsche Zei¬ 
tung deckten Ende 2013 auf, dass das 
US-Verteidigungsministerium etliche 
Forschungsprojekte an bundesdeut¬ 
schen Unis finanziert. Seit dem Jahr 
2000 haben mindestens 22 deutsche 
Hochschulen und Forschungsinstitute 
Geld aus dem Haushalt des Pentagon 
erhalten. Die Summe liegt bei insgesamt 
mehr als zehn Millionen US-Dollar. Die 
Institute bestätigten für das Pentagon 
zu forschen. 

Doch nicht nur das Pentagon, auch 
das deutsche Verteidigungsministerium 
vergibt Forschungsmittel an Universi¬ 
täten. So erhielten z.B. zehn Hochschu¬ 
len und elf außeruniversitäre Institute in 
Niedersachsen zwischen 2000 und 2013 
zirka 31,3 Millionen Euro an so genann¬ 
ten Drittmitteln. 

Das alles soll allerdings völlig trans¬ 
parent vonstatten gehen. Und wenn es 
doch nicht so transparent werden soll, 


gene Abwicklung als Zukunftsvision zu 
verkaufen. Diese Aufgabe übernahmen 
Gerhard Schröder und Tony Blair. 

1999 schloss die SPD nicht nur 
einen Burgfrieden, sondern wurde 
Kriegstrommler gegen das, was Gen¬ 
schers Pro-Separatismus von Jugo¬ 
slawien noch übrig gelassen hatte. Sie 
zertrat zusammen mit den Oliv-Grü¬ 
nen das große antifaschistisch-pazi¬ 
fistische Vermächtnis von 1945: „Von 
deutschem Boden darf nie wieder 
Krieg ausgehen!“ 2003 kassierte die 
SPD mit der Schröderschen Agenda 
das Sozialstaatsversprechen und wur¬ 
de zum Sturmgeschütz der neolibera¬ 
len, überwachungsstaatlich gestützten 
Gegenreform. Es wurde ihr Herzens¬ 
anliegen die Reichen reicher und die 
Armen ärmer zu machen. Sie half den 
Kohlschen Euro-Paternalismus zu be¬ 
enden und kämpft nun in der Groko 
für die propagandistische Absiche¬ 
rung des Berlin/Brüsseler Austeritäts- 
diktats: „Wir werden nicht die überzo¬ 
genen Wahlversprechen einer zum Teil 
kommunistischen Regierung durch die 
deutschen Arbeitnehmer und ihre Fa¬ 
milien bezahlen lassen“ 

Die SPD heißt zwar sozialdemokra¬ 
tische Partei, sie ist es längst nicht mehr. 
Sie hat das reformgläubige „Unsere 
Kinder sollen es einmal besser haben“ 
gegen das neoliberale „Unsere Kinder 
sollen es einmal besser als andere ha¬ 
ben“ eingetauscht. Das löste Irritatio¬ 
nen aus. Vor allem bei jenen Sozialde¬ 
mokraten, die ihre Mitgliedschaft nicht 
nur als Karrieresprungbrett betrachten. 
Die Parteivorsitzenden kamen und gin¬ 
gen. Nun ist es Sigmar Gabriel mit 74 
Prozent. Einige Funktionäre wollen 
wohl nicht glauben, dass ihre Füh¬ 
rung längst eine eigenständige „linke“ 


dann bekommt es das Label „double 
use“ (doppelte Nutzung) verpasst. So 
auch das Heuschrecken-Projekt in Mar¬ 
burg. Schließlich können die Erkennt¬ 
nisse ja möglicherweise auch in der zivi¬ 
len Luftfahrt angewandt werden. 

Eine Große Anfrage des Abgeordne¬ 
ten der Partei „Die Linke“ in der Ham- 
burgischen Bürgerschaft, Martin Dolzer, 
ergab, dass an der Technischen Universi¬ 
tät Hamburg-Harburg (TUHH) ein For¬ 
schungsprojekt in Kooperation mit dem 
Bundesamt für Ausrüstung, Informati¬ 
onstechnik und Nutzung der Bundes¬ 
wehr und der Wehrtechnischen Dienst¬ 
stelle für Schiffe und Marinewaffen, 
Maritime Technologie und Forschung 
stattfindet sowie mit dem Wehrwissen¬ 
schaftlichen Institut für Schutztechno¬ 
logien zusammengearbeitet wird. 

Ebenfalls betreibt die TUHH ge¬ 
meinsam mit Thyssen/Krupp Marine 
Systems (TKMS) und Rheinmetall AG 


Mehrheit abgeschrieben hat. Es reicht 
ihnen die gut dotierte 24-Prozent-Rol- 
le als Mehrheitsbeschafferin der CDU- 
Politik. Im Willy-Brandt-Haus ist eine 
Politik links der vier neoliberal gleich¬ 
marschierenden Systemparteien nicht 
einmal mehr vorstellbar. Es muss schon 
hart kommen, damit so etwas wie die 
AfD boomt. 

Deutschland ist im Krieg. Die USA 
haben Deutschland/Europa in eine ge¬ 
fährliche und kostspielige Konfrontati¬ 
on mit Russland getrieben. Zu dem De¬ 
saster des Afghanistan-Kriegs, kommt 
nun das des Syrien- und das des Ma¬ 
li-Krieges. Frank-Walter Steinmeier 
will, Völkerrecht hin oder her, anders 
als „die Heuchler von der Linkspar¬ 
tei“, Deutschland nicht nur am Hin¬ 
dukusch, sondern auch in Timbuktu 
und Aleppo verteidigen. Heiko Maas 
will mit NSA, BND und Co. die Ge¬ 
neralüberwachung. Die Euro- und die 
Flüchtlings-Krise bedroht das strate¬ 
gisch prioritäre Projekt des deutschen 
Imperialismus, die Integration Europas 
unter deutscher Führung. Zudem steht 
das Investoren-Schutzabkommen TTIP 
massiv in der Kritik. Da heißt es für 
Sigmar Gabriel und seine Mitstreiter: 
„Verantwortungsvoll handeln“ - Wir 
werden zwar nicht „die überzogenen 
Wahlversprechen einer zum Teil kom¬ 
munistischen Regierung“, dafür aber 
sehr wohl - mit viel Friedens-, Frei- 
heits- und Gerechtigkeitsgetöse - die 
Kriege von Kanonen-Ulla, die Rettung 
der Banken wie die Ruinierung Euro¬ 
pas und die Profitsicherung der Groß¬ 
industrie, durch die nun bestens abge¬ 
hörten, „deutschen Arbeitnehmer und 
ihre Familien bezahlen lassen“. 

Gibt es noch irgendetwas, zu dem 
sich diese Partei nicht hergibt? 


ein Forschungsprojekt im Umfang von 
2242000 Euro. „Rheinmetall ist ein 
Unternehmen, das zum Beispiel den 
Leopard 2 produziert - der auch in die 
Türkei, nach Saudi-Arabien und nach 
Indonesien exportiert wurde“, kommen¬ 
tierte Dolzer das Ergebnis seiner Anfra¬ 
ge kürzlich in einer Rede in der Ham- 
burgischen Bürgerschaft. 

Aus einer Anfrage der Grünen geht 
hervor, dass an der TUHH seit 2013 
auch an der Perfektionierung von Mari¬ 
neschiffen und U-Booten geforscht wird. 
„An der Uni Hamburg wird darüber hin¬ 
aus mit der Bundeswehr zusammenge¬ 
arbeitet“, so Dolzer. „Es besteht eine 
Kooperation im Studiengang ,Master of 
Peace and Security Studies 4 , der von der 
TUHH und dem Institut für Friedens¬ 
forschung und Sicherheitspolitik (IFSH) 
gemeinsam betrieben wird. Dort sind an 
der Lehre beteiligt: ein abgestellter Offi¬ 
zier der Bundeswehr, die Führungsaka¬ 
demie der Bundeswehr und die Helmut- 
Schmidt-Universität der Bundeswehr.“ 

Seit langem wird eine Zivilklausel 
gefordert, also eine Selbstverpflichtung 
von wissenschaftlichen Einrichtungen 
wie Universitäten, ausschließlich für 
zivile Zwecke zu forschen. Dass eine 
Zivilklausel allerdings auch problem¬ 
los unterlaufen werden kann, belegt 
das Beispiel der Exzellenz-Universität 
Bremen. Dort wurde z.B. im Bereich 
„Raumfahrttechnik“ eine so genannte 
Stiftungsprofessur eingerichtet, die aus 
Drittmitteln finanziert wird. Konkret 
durch die Firma Orbitale Hochtechno¬ 
logie Bremen (OHB Technology), ei¬ 
nem der größten Rüstungs-Unterneh¬ 
men Bremens. Dort wird u.a. Satelliten- 
Überwachungs-Technik für militärische 
Zwecke hergestellt. Angeblich beträgt 
der Anteil von Rüstungsprojekten der 
Firma weniger als 5 Prozent, so dass die 
Stiftungsprofessur und die Zivilklausel 
kein Widerspruch seien. 

Birgit Gärtner 


Finanziert vom Pentagon 

Militärische Forschungsprojekte an deutschen Hochschulen 



Logo an einem Gebäude der Carl-von-Ossietzky-Universität-Oldenburg. Der 
Pazifist und Friedensnobelpreisträger von Ossietzky starb unter Nationalsozialis- 
ten-Herrschaft nach KZ-Haft. Die Uni Oldenburg lehnt Forschung für Rüstungs¬ 
zwecke durch Hochschulinstitutionen ab. 
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Kein Beitrag zur Aufklärung 

Zschäpe-Aussage erwies sich als Farce 



Angehörige der Opfer protestieren 2013 vor dem Münchener Gerichtsgebäude. 


ie vielerorts mit Spannung er¬ 
wartete Aussage von Beate 
Zschäpe, der mutmaßlichen 
Terroristin des neofaschistischen Netz¬ 
werks „Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund“ (NSU), hat keine ernstzuneh¬ 
menden Erkenntnisse bezüglich des 
mörderischen Treibens der Nazis er¬ 
bracht. Die von Zschäpes Rechtsan¬ 
walt in der vergangenen Woche verle¬ 
sene Erklärung der extremen Rechten 
verkam vielmehr zu einer peinlichen 
Opferinszenierung. 

„Die Erklärung hält einer gründli¬ 
chen Überprüfung nicht stand. Zschäpe 
als Ahnungslose, den beiden Mittätern 
unterlegene Frau, die von den Taten je¬ 
weils vorher nichts wusste - das glaubt 
ihr niemand, der die Verhandlung von 
Anfang an besucht hat. Die Aussage ist 
konstruiert, ohne Belege und in sich wi¬ 
dersprüchlich. Zschäpe wird sie nicht 
vor einer Verurteilung retten. Den Ne¬ 
benklägern nützt sie nicht“, kritisierte 
Nebenklägeranwalt Sebastian Schar¬ 
nier. „Diese Einlassung von Zschäpe 
ist tatsächlich ein Schuldeingeständnis. 
Dass was sie sagt, ist so konstruiert und 
lebensfremd, dass jedem klar geworden 
ist, dass sie die Unwahrheit sagt und 
was zu verschleiern hat“, ergänzte sein 
Rechtsanwaltskollege Dr. Stoll. 

„Mit ihrer Erklärung versucht Frau 
Zschäpe sich aus der Verantwortung zu 
ziehen. Dieser Aussage glaube ich kein 
Wort. Meine von vornherein geringen 
Hoffnungen, dass mit dieser Erklärung 
endlich die genauen Umstände des 
Mordes an meinem Vater aufgeklärt 
werden, sind enttäuscht“, meinte Gam- 
ze Kubasik, Tochter des Dortmunder 
NSU-Opfers Mehmet Kubasik. 

Zschäpe hätte vieles beantworten 
können. Sie habe jedoch „nach einer 
sehr langen Verhandlung jetzt einfach 
versucht, ihre Rolle herunterzuspielen“. 
„Für mich ist das reine Taktik und wirkt 
total konstruiert. Die angebliche Ent¬ 
schuldigung 4 für die Taten von Mund¬ 
los und Böhnhardt nehme ich nicht an: 


Das Oberlandesgericht (OLG) Cel¬ 
le hat die beiden Deutsch-Tunesier 
Ayoub B. (27) und Ebrahim H.B. (26) 
zu Haftstrafen von vier Jahren und drei 
Monaten sowie drei Jahren verurteilt. 
Die beiden hätten zu der „Wolfsbur¬ 
ger Zelle“ der Terrormiliz „Islamischer 
Staat“ gehört. Damit greife der Para¬ 
graf 129b: Mitgliedschaft in einer ter¬ 
roristischen Vereinigung im Ausland. 

Das Gericht blieb unter dem von 
der Bundesanwaltschaft geforderten 
Strafmaß von 10 Jahren - die Vertei¬ 
digung hatte auf Freispruch oder Ein¬ 
stellung des Verfahrens plädiert. Bei 
Ebrahim H.B. wirkten sich diverse 
Zeitungsinterviews strafmildernd aus. 
Das Gericht erkannte an, dass Ebra¬ 
him H.B. damit andere davon abhal¬ 
ten wollte, sich dem IS anzuschließen. 
Beide hatten sich nach ihrer Rückkehr 
freiwillig gestellt und Auskunft über die 
Strukturen des IS gegeben. 

Vor seiner Ausreise arbeitete 
Ayoub B. bei VW in Wolfsburg. Eigent¬ 
lich habe er seinen Urlaub in Tunesien 
verbringen und dort heiraten wollen, 
schreiben verschiedene Medien. Über¬ 
raschend habe er die Auszeit vorgezo¬ 
gen und sich auf den Weg gemacht. Al¬ 
lerdings nicht nach Tunesien, getrieben 
von Sehnsucht nach seiner Liebsten, 
sondern zum IS, um dort den Koran zu 
studieren, wie er jenen Medien gegen¬ 
über betonte. Eigentlich habe er nicht 
als besonders religiös gegolten, bis er 
den IS-Anwerber Yassin O. traf und - 
wie er sagte - dessen Charisma erlegen 
sei. Eigentlich habe er sich keine Illu¬ 
sionen über den IS gemacht, glaubte 
aber an die Möglichkeit, dort in Ruhe 
und Frieden religiösen Studien nachge¬ 
hen zu können. Oder wollte es glauben. 

Vor zirka einem Jahr kehrte er aus 
Syrien zurück, fünf Monate später wur- 


Sie ist eine Frechheit, vor allem wenn 
sie dann noch verbunden wird mit der 
Ansage, keine unserer Fragen zu beant¬ 
worten“, konstatierte Kubasik weiter. 

Zschäpes Aussage brachte tatsäch¬ 
lich keinerlei Informationen, die noch 
nicht bekannt gewesen wären. Andere 
Unterstützer des Neonazi-Netzwerks, 
die sich bis heute nicht von ihrer Ge¬ 
sinnung distanziert haben, belastete sie 
nicht. Boulevardeske Äußerungen ä la 
„Ich trank täglich drei bis vier Flaschen 
Sekt. Ich vernachlässigte unsere Kat¬ 
zen“ prägten die Aussage Zschäpes, die 
diesbezügliche Nachfragen der Richter 
künftig einzig schriftlich beantworten 
will. 

Nach wie vor ungewiss ist übrigens 
auch eine etwaige Zusammenarbeit 
Zschäpes mit den Inlandsgeheimdiens¬ 
ten. Dabei hatte selbst Zschäpes An¬ 
walt Wolfgang Heer bereits in einem 
im Dezember 2011 bei Spiegel Online 
veröffentlichten Interview auf die Fra- 


de er verhaftet und unter Anklage ge¬ 
stellt. Ihm wird vorgeworfen, von Mai 
bis August 2014 in einem IS-Lager in 
Syrien ausgebildet worden zu sein, Tote 
und Verletzte vom Schlachtfeld gebor¬ 
gen und Kämpfer für den IS geworben 
zu haben. 

Vor einigen Tagen tauchte ein ak¬ 
tuelles Werbe-Video des IS auf. Dar¬ 
in zu sehen ist u.a. Abdul Majid, bzw. 
Mephew B., wie der Deutsch-Englän¬ 
der mit bürgerlichem Namen heißt. 
Dieser kommt aus Hamburg, war den 
Behörden lange bekannt, u.a. als Ak¬ 
tivist der Koran-Verteil-Aktion „Lies“ 
in der Hamburger Innenstadt. Anfang 
2014 soll er mit 20 anderen zum IS auf¬ 
gebrochen sein. Zwei seiner damaligen 


Akquise durch gut 

funktionierendes 

Internet-Netzwerk. 


Gefährten, Gülkan C. und Ibrahim C., 
haben dieses Abenteuer nicht über¬ 
lebt. Der NDR-Reporter Karaman Ya- 
vuz berichtete schon öfter über die aus 
Hamburg ausgereisten Gotteskrieger. 
Er erkannte auch Mephew B. auf dem 
Video. Für seine Berichterstattung wur¬ 
de Yavuz wiederholt körperlich ange¬ 
griffen. Seinem aktuellen Bericht zufol¬ 
ge sind 65 junge Männer aus Hamburg 
in den Dschihad gezogen, 17 von ihnen 
überlebten nicht. Das ergab auch eine 
Kleine Schriftliche Anfrage der Vor¬ 
sitzenden der Fraktion „Die Linke“ in 
der Hamburgischen Bürgerschaft, Can- 
su Özdemir. 

In dem Bericht von Yavuz wird 
zudem deutlich, dass die Radikalisie¬ 
rung der Jugendlichen - zumindest 
in Hamburg - auch in verschiedenen 
Moscheen erfolgt. Islamische Organi- 


ge, ob das rechte Trio jemals für den 
Verfassungsschutz gearbeitet habe, ge¬ 
antwortet, dass er, „was Frau Zschäpe 
betrifft“, die Frage „nicht beantworten“ 
werde. Die „Leipziger Volkszeitung“ 
hatte hingegen schon am 29. Novem¬ 
ber 2011 unter Berufung auf Hinweise 
aus dem Thüringer Landeskriminalamt 
berichtet, dass Zschäpe im Dienst des 
Thüringer Verfassungsschutzes gestan¬ 
den haben solle. Hinzu kommt: Auch 
nach Zschäpes Aussage sind kaum 
Details zu den Morden und auch den 
Banküberfällen, die dem neofaschisti¬ 
schen Terrornetzwerk zugeschrieben 
werden, bekannt, geschweige denn sind 
die Tathergänge aufgearbeitet worden. 

Der Katalog an offenen Fragestel¬ 
lungen müsste dabei nahezu täglich 
erweitert werden. So ist die Verstri¬ 
ckung des bis zu seiner Suspendierung 
hauptamtlich für den hessischen „Ver¬ 
fassungsschutz“ arbeitenden Andreas 
Temme keineswegs aufgearbeitet, der 


sationen bestreiten diesen Fakt gerne. 
Und auch die zuständigen Behörden 
gehen von einem sehr gut funktionie¬ 
renden Internet-Netzwerk aus, durch 
das die jugendlichen Gotteskrieger ak¬ 
quiriert werden. Konkret sind es zwei 
Moscheen, die als Salafisten-Anlauf¬ 
stelle gelten: Die Taqwa-Moschee und 
die Masjid-El-Imam-Moschee in Har¬ 
burg. Torsten Voß, Chef des Landesam¬ 
tes für Verfassungsschutz (VS), spricht 
von 240 Salafisten in Hamburg. Die 
beiden genannten Moscheen gehören 
dem Rat der islamischen Gemeinden 
(Schura) an. 

Die Schura HH hat drei oberste 
Repräsentanten, von denen zwei mehr 
als fragwürdige Gestalten sind: Einer 
davon ist direkt von den iranischen 
Mullahs ernannt, die nicht eben als 
Garanten für Frieden und Fortschritt 
gelten. Linken Iranern zufolge gilt die 
Moschee als direkt dem iranischen 
Geheimdienst unterstellt. Ein zwei¬ 
ter oberster Repräsentant, Mustafa 
Yoldas, ist seinem eigenen Bekunden 
nach aktives Mitglied der IGMG. Die 
IGMG - Milli Görüs = nationale Sicht 
oder nationale Weitsicht - ist die Nach¬ 
folgeorganisation der 1976 in Köln als 
Ableger der türkischen Jugendorga¬ 
nisation „Blitzkrieger“ gegründeten 
Vereinigung der Nationalen Weitsicht 
in Europa (AMGT). Die IGMG gilt 
als Auslandsorganisation der rechten 
Refah-Partei (RP) von Necmettin Er¬ 
bakan und wird von einem seiner Nef¬ 
fen geleitet. Sie tritt ein für einen isla¬ 
mischen Staat mit Scharia als Rechts¬ 
grundlage und gilt als ausgesprochen 
antisemitisch. 

Die Centrum-Moschee, die Yoldas 
in die Schura entsandte, wird als IGMG- 
Zentrale der Hansestadt bezeichnet. 
Dort wurden laut Verfassungsschutz 


den Spitznamen „Kleiner Adolf“ trug 
und am 6. April 2006 bei dem Mord 
an Halit Yozgat in einem Kasseler In¬ 
ternetcafe zugegen war. Das bemer¬ 
kenswerte Faktum, dass mit der dama¬ 
ligen vorläufigen Festnahme Temmes 
auch die rassistische Mordserie - die 
Erschießung der deutschen Polizistin 
Michele Kiesewetter 2007 fiel aus dem 
Rahmen - endete, wurde ebenfalls bis¬ 
her nicht entsprechend gewürdigt. 
Ähnlich verhält es sich mit den höchst 
dubiosen Todesumständen von Mund¬ 
los und Böhnhardt, die sich angeblich 
selbst getötet haben sollen. 

Wer sich hingegen ein realistisches 
Bild des NSU-Terrors und der Ver¬ 
strickungen der bundesdeutschen Be¬ 
hörden machen will, dem sei das neue 
Buch von Wolfgang Schorlau dringend 
ans Herz gelegt. (Die schützende Hand. 
Denglers achter Fall. Kiepenheuer und 
Witsch, Köln 2015). 

Markus Bernhardt 


und Hamburger Medien Kinder-DVDs 
mit extrem antisemitischem Inhalt ver¬ 
kauft. Yoldas fand das im Hamburger 
Abendblatt „nicht in Ordnung“, hält es 
dem Springer-Blatt zufolge jedoch für 
wichtig, „bereits den Kindern zu zei¬ 
gen, wie israelische Soldaten Zivilisten, 
Frauen und Kinder ermorden“. Von den 
insgesamt 41 Schura-Mitgliedsorgani- 
sationen stünden „nur neun“ der Milli 
Görüs nahe, so Yoldas. Es gibt Bilder, 
auf denen Yoldas zu sehen ist, wie er 
auf einer Veranstaltung „Ungläubigen“ 
gegenüber handgreiflich wird. Dieser 
„Ungläubige“ ist ein aktiver linker Ira¬ 
ner. Von der Schura heißt es, sie gehe 
davon aus, dass die Scharia mit dem 
Grundgesetz vereinbar sei. 

Der liberalen Hamburger Öffent¬ 
lichkeit gegenüber tritt die Schura in 
Gestalt von Norbert Müller auf, einem 
konvertierten Anwalt, der im Beirat 
der Organisation für Rechtsfragen zu¬ 
ständig ist, und der einiges linke Vo¬ 
kabular beherrscht, das ihn bei ober- 
flächtlicher Betrachtung als Antifa¬ 
schisten durchgehen läßt. 

Diese Schura nun, mit der die Stadt 
im Herbst 2014 einen Staatsvertrag 
schloss, hat nun dazu noch das Problem, 
zwei Moscheen zu ihren Mitgliedern zu 
zählen, in denen u.a. Jugendliche wie 
Mephew B. radikalisiert werden, die 
dann in den Dschihad ziehen. Ausge¬ 
rechnet Mustafa Yoldas versprach, sich 
um eine Lösung des Problems zu küm¬ 
mern. 

„Sollte es in der Gemeinde tatsäch¬ 
lich Salafisten geben, werde die Schu¬ 
ra ihr helfen, sie wieder loszuwerden“, 
versprach Yoldas laut Hamburger Mor¬ 
genpost. „Falls das nicht fruchten soll¬ 
te, kommt als letzter Schritt der Aus¬ 
schluss der Gemeinde aus der Schura 
in Betracht.“ Birgit Gärtner 


Schlappe für NPD 

Am Montag hat der 10. Zivilsenat des 
Berliner Kammergerichts dem selbster¬ 
nannten „Heimführungsbeauftragten“ 
der neofaschistischen NPD, Jan Sturm, 
untersagt, wörtlich oder sinngemäß im 
Bezug auf die Linke-Bundestagsabge¬ 
ordnete Azize Tank zu verbreiten, ihre 
politische Einflussnahme auf die ethni¬ 
sche Gruppe der Deutschen könne aus 
menschenrechtlichen Erwägungen viel¬ 
leicht sogar strafbar sein, weil es verbo¬ 
ten sei, den physischen oder psychischen 
Zustand einer ethnischen Gruppe zu ma¬ 
nipulieren. 

Die extrem rechte Partei hatte 2013 
mittels perfider Schmähbriefe mit besag¬ 
tem Inhalt versucht, vermeintliche Mig- 
rantinnen und Migranten einzuschüch¬ 
tern, die für demokratische Parteien 
zur Bundestagswahl kandidiert hatten. 
Neben der damaligen Linkspartei-Kan¬ 
didatin Azize Tank, die bei der Bundes¬ 
tagswahl 2013 tatsächlich ein Bundes¬ 
tagsmandat erringen konnte, war auch 
das Mitglied des Abgeordnetenhauses 
Hakan Tas und der damalige Bundes¬ 
tagskandidat Lampros Savvidis (bei¬ 
de „Die Linke“) angeschrieben und in 
den Schreiben deren Auswanderung aus 
Deutschland gefordert worden. 

Im Gegensatz zum ergangenen Ur¬ 
teil des Zivilsenats steht in dem parallel 
dazu angestrengten Strafverfahren gegen 
den NPD-„Heimführungsbeauftragten“ 
wegen Volksverhetzung der Erfolg noch 
aus. „Ich bin froh über diese wichtige 
Entscheidung, die hoffentlich dazu bei¬ 
tragen wird, die Rechte von Menschen 
mit Migrationshintergrund gegen rassis¬ 
tische Diskriminierungen zu stärken“, so 
Azize Tank am Montag. (bern) 

Strafen gegen 
Atomwaffengegner 

Erneut gehen Amtsgericht und Staats¬ 
anwaltschaft Cochem gegen Atomwaf¬ 
fengegner mit einem Strafbefehl vor. So 
berichtet das Komitee für Grundrechte 
und Demokratie, dass gegen den An¬ 
melder einer Dauermahn wache im Ap¬ 
ril und Mai 2015 bereits ein Strafbefehl 
über 80 Tagessätze in Höhe von jeweils 
30 Euro verhängt worden sei. Ihm wird 
vorgeworfen, die eigenständig von ver¬ 
schiedenen Gruppen in diesem Zeitraum 
veranstalteten Versammlungen vor dem 
Atomwaffenlager Büchel nicht angemel¬ 
det zu haben. Die Behörden ernennen 
ihn so zwangsweise zum Veranstalter 
von Versammlungen, für die der Betrof¬ 
fene gar keine Zuständigkeit hatte. So 
sollen widerständige Proteststrukturen 
zerschlagen und Bürgerinnen und Bür¬ 
ger von der Wahrnehmung ihres Grund¬ 
rechts auf Versammlungsfreiheit (Art. 
8 Grundgesetz) abgeschreckt werden. 
Schon am 24. 9.2015 hatte das Amtsge¬ 
richt Cochem gegen eine Person, die vor 
dem Atomwaffendepot Flugblätter ver¬ 
teilt hatte, eine drastische Strafe von 2 
400 Euro verhängt. 

„Dieses Vorgehen der Behörden ist 
grundrechts- und verfassungswidrig“, kri¬ 
tisierte das Grundrechtekomitee Anfang 
dieser Woche in einer Erklärung. Das 
Bundesverfassungsgericht habe mehr¬ 
fach erklärt, dass das Versammlungsrecht 
nicht dazu benutzt werden darf, potenti¬ 
elle Teilnehmer von Versammlungen ab¬ 
zuschrecken. Hier werde jedoch der Pa¬ 
ragraph 26,2 des Versammlungsgesetzes 
(Strafbestimmung für das Durchführen 
einer nicht angemeldeten Versammlung) 
dazu missbraucht, Atomwaffengegner 
einzuschüchtern und von künftigen Ver¬ 
anstaltungen abzuhalten. 

Das Grundrechtekomitee hatte be¬ 
reits im Mai 2015 angesichts der Ver¬ 
handlungen zur Überprüfung des Atom¬ 
waffensperrvertrages darauf hingewie¬ 
sen, dass die Bundesregierung mit ihrer 
Politik der nuklearen Teilhabe und der 
Zustimmung zur Modernisierung der 
Atomwaffen in Büchel einen friedens¬ 
politisch verhängnisvollen Weg einge¬ 
schlagen hat. „Daher gibt es genügend 
Gründe für die bundesdeutschen Kam¬ 
pagnen gegen Atomwaffen, den Protest 
gerade in Büchel im kommenden Jahr 
fortzusetzen. Diese Aktionen sollten 
zu einem Überdenken der Nuklearpo¬ 
litik der Bundesregierung führen. Der 
Versuch, die Aktivistinnen und Aktivis¬ 
ten mit Kriminalstrafen abzuschrecken, 
wird den Protest nicht zum Schweigen 
bringen“, so die Komitee-Sprecher Mar¬ 
tin Singe und Elke Steven. (bern) 


Allein 65 Gotteskrieger aus Hamburg 

Der Weg junger Menschen in den Dschihad und zurück 
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Kaczynski kann noch lachen 

Mehrere zehntausend Polen haben in 
Warschau und anderen Großstädten ge¬ 
gen Präsident Andrzej Duda und die na¬ 
tionalkonservative Regierung von Minis¬ 
terpräsidentin Beata Szydlo protestiert. 
Zu den Kundgebungen am Samstag hat¬ 
te ein „Komitee zum Schutz der Demo¬ 
kratie“ aufgerufen. Die Demonstranten 
werfen der vom früheren Regierungs¬ 
chef Jaroslaw Kaczynski geführten Partei 
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS) nach ih¬ 
ren Siegen bei den Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen 2015 vor, nun in einer 
Art Putsch auch die Justiz übernehmen 
zu wollen. 

Vor dem Verfassungsgericht in War¬ 
schau hielten Demonstranten Transpa¬ 
rente mit Aufschriften wie „Präsident, 
du brichst das Recht!“ hoch. Mit ihren 
Protesten reagieren die Regierungsgeg¬ 
ner unter anderem auf die Weigerung 
des Staatsoberhaupts und der Regie¬ 
rung, trotz einer gültigen Gerichtsent¬ 
scheidung drei neue Verfassungsrichter 
zu ernennen, die noch von der früheren 
liberalkonservativen Parlamentsmehr¬ 
heit gewählt worden waren. Tausende 
skandierten in Warschau „Wir verteidi¬ 
gen die Verfassung“. 

Nach landesweiten Protesten von 
Regierungsgegnern haben am Sonntag 
mehrere tausend Anhänger der Regie¬ 
rungspartei PiS in Warschau demonst¬ 
riert. „Ganz Polen lacht über euch, ihr 
Kommunisten und Diebe“, verhöhnte der 
nationalkonservative PiS-Parteichef Ja¬ 
roslaw Kaczynski seine Gegner. 

Neue Atomwaffen 

Der russische Präsident Putin hat die 
komplette Ausrüstung des Nuklearar¬ 
senals mit neuen Waffen angeordnet. 
Die „nukleare Triade“ aus strategischen 
Bombern sowie land- und seegestützten 
Interkontinentalraketen habe für die 
russische Rüstungsindustrie weiter Vor¬ 
rang, sagte er bei einem Treffen mit füh¬ 
renden Militärs in Moskau. 

Ruf nach mehr NATO 

Unter dem Vorwand der Ukraine-Krise 
wollen die baltischen Staaten militärisch 
enger Zusammenarbeiten und auf eine 
stärkere NATO-Präsenz dringen. Dar¬ 
auf verständigten sich die Militärminis¬ 
ter und Regierungschefs der EU- und 
NATO-Mitglieder Litauen, Estland und 
Lettland bei ihren Treffen am Montag in 
der litauischen Hauptstadt Vilnius. 

Waffenruhe im Jemen 

Vor dem Beginn neuer Friedensgesprä¬ 
che für den Jemen sollte in der Nacht 
zum Dienstag ein Waffenstillstand in 
Kraft treten, berichtete der arabische 
Nachrichtenkanal Al-Arabija am Mon¬ 
tag unter Berufung auf ein Mitglied der 
Verhandlungsdelegation der Regierung. 
Bereits am Wochenende hatte auch ein 
Sprecher der Huthi-Rebellen eine Waf¬ 
fenruhe angekündigt. Vom heutigen 
Dienstag an wollen die Konfliktpartei¬ 
en in Genf unter UNO-Vermittlung über 
einen dauerhaften Waffenstillstand ver¬ 
handeln. 

Lagarde warnt Briten 

IWF-Chefin Christine Lagarde hat Bri¬ 
tannien vor einem Austritt aus der EU 
gewarnt. Negative Folgen befürchtet sie 
vor allem für den Handel und die Fi¬ 
nanzströme in der EU. Die EU habe sich 
„über die Jahre als effektiv erwiesen“. 

Polizei erschießt kurdische 
Demonstranten 

Bei Protesten im südosttürkischen Di- 
yarbakir hat die Polizei zwei Menschen 
erschossen. Nach Polizeiangaben seien 
die beiden bewaffnet gewesen. Die Si¬ 
tuation sei eskaliert, als die Polizei ei¬ 
nen geplanten Protest gegen eine Aus¬ 
gangssperre verhindert habe. 

Die Behörden hatten im Viertel 
Sur in Diyarbakir vor mehr als einer 
Woche eine Ausgangssperre verhängt. 
Dort lieferten sich die Jugendorga¬ 
nisation der vom türkischen Regime 
verbotenen kurdischen Arbeiterpartei 
PKK (YDG-H) und Sicherheitskräfte 
Gefechte. Nach Angaben von Anwoh¬ 
nern gab es keinen Strom, Lebensmit¬ 
tel wurden knapp. Mehr als 10 000 
Anwohner, so ein Sprecher des Men¬ 
schenrechtsvereins IHD, seien bereits 
vor den Kämpfen aus dem Viertel Sur 
geflohen. 


Demokratischer Reflex 

Frankreich: Durchmarsch des „Front National“ verhindert, bürgerliche Rechte profitiert 
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Am Sonntag nicht durchgekommen - der „Front National“ 
kam in keiner Region an die Regierung. 


likaner“. Sie konn¬ 
ten in 7 der 13 Re¬ 
gionen, also mehr 
als der Hälfte, die 
Mehrheit erobern. 
In zwei Regio¬ 
nen, in Nordost¬ 
frankreich (Nord- 
Pas-de-Calais- 
Picardie) und in 
Südostfrankreich 
(Provence-Alpes- 
Cöte dÄzur) sind 
nur noch Rechts¬ 
extremisten und 
Rechte im Regi¬ 
onalparlament 
vertreten. Es gibt 
dort keine linke 
Opposition mehr 
im Parlament. Die 
Sozialisten hat¬ 
ten in beiden Re¬ 
gionen ihre Lis¬ 
ten zugunsten der 
Rechtskandidaten 
zurückgezogen, 
um den drohen¬ 
den Sieg des FN 
zu verhindern. In 
der Region Ile- 
de-France errang 
die rechtskonser- 


D ie zweite Runde der französi¬ 
schen Regionalwahlen am ver¬ 
gangenen Sonntag (13.12.) ist 
nicht ganz so schlimm ausgegangen, 
wie nach der ersten Runde befürch¬ 
tet werden konnte. Der rechtsradika¬ 
le „Front National“ (FN) kam in kei¬ 
ner der 13 Regionen an die Regierung. 
Aber ein Grund zur Beruhigung ist das 
nicht. 

Es gab erfreulicherweise eine Art 
demokratischer Abwehrreflex, der die 
Erwartungen der Rechtsextremisten im 
letzten Augenblick durchkreuzte. Am 
deutlichsten wurde dies in dem außer¬ 
gewöhnlichen Anwachsen der Wahl¬ 
beteiligung, die im zweiten Wahlgang 
um rund 9 Prozent höher lag (58,5 Pro¬ 
zent gegenüber 39,9 Prozent im ersten 
Wahlgang einer Woche zuvor). 

Zur besseren Mobilisierung beige¬ 
tragen haben viele Aufrufe von Ge¬ 
werkschaften, Schüler- und Studen¬ 
tenverbänden, von der Vereinigung 
der Elternvertretungen (FCPE) und 
vieler Persönlichkeiten aus Wissen¬ 
schaft und Kultur. Die fünf größten 
Gewerkschaftsbünde (CGT, CFDT, 
CFTC, UNSA und FSU) hatten den FN 
öffentlich als „Gefahr für die Demo¬ 
kratie“ gekennzeichnet. Die CGT be¬ 
tonte, er spalte mit seinen rassistischen 
Parolen die arbeitende Bevölkerung in 
„Einheimische“ und „Eingewanderte“ 
und diene damit den Interessen des Ka¬ 
pitals. Er sei keineswegs eine Alterna¬ 
tive zum herrschenden System, wie er 
glauben machen will, sondern nur die 
rechtsextreme Variante der neolibera¬ 
len Politik der bürgerlichen Rechtspar¬ 
teien. 

Dennoch bleibt, dass die Rechts¬ 
extremisten eine enorme Zunahme 
an Wählerstimmen aufzuweisen ha¬ 
ben. Sie konnten gegenüber der ersten 


Runde noch einmal um 1,3 Prozent zu¬ 
nehmen und ihre Abgeordnetenzahl 
in den Regionalparlamenten verdrei¬ 
fachen. Mit 6,8 Millionen Stimmen er¬ 
reichten sie den höchsten Stand in ihrer 
Geschichte. 

Nutznießer der entstandenen Si¬ 
tuation waren vor allem die bürger¬ 
lichen Rechtsparteien unter Führung 
der neuformierten Partei „Die Repub- 


vative Ex-Minis- 
terin Pecresse die 
Mehrheit gegen den „sozialistischen“ 
Parlamentspräsidenten Bartolone of¬ 
fensichtlich nur mit Hilfe eines Teils 
der FN-Wähler, die keine Hemmun¬ 
gen hatte, eine „nützliche Stimmab¬ 
gabe“ für die Rechtskonservative zu 
praktizieren, um damit den sich ab- 
zeichnenden Erfolg des Sozialisten 
Bartolone zu verhindern, der für den 
zweiten Wahlgang mit den Grünen und 


den Kommunisten (PCF) und anderen 
Teilen der Linksfront eine gemeinsame 
Liste gebildet hatte. Diese Region war 
die einzige, in der der FN im zweiten 
Wahlgang Stimmen verlor (etwa 4 Pro¬ 
zent). 

Die Sozialisten verloren 6 Regi¬ 
onen und konnten nur noch in 5 ihre 
Mehrheit bewahren. Nur in der Breta¬ 
gne schaffte es Verteidigungsminister 
Le Drian mit 51,4 Prozent aus eigener 
Kraft. In den übrigen vier Regionen 
konnten die Sozialisten die Spitzen¬ 
position nur dank gemeinsamer Listen 
mit Grünen und Linksfront verteidi¬ 
gen. Auch Grüne und Linksfront/PCF 
verfügen deshalb künftig nur noch in 
fünf Regionen über Abgeordnete - 
ein empfindlicher Verlust gegenüber 
bisher. 

PCF-Nationalsekretär Pierre Lau¬ 
rent betonte in einer Erklärung zum 
Wahlausgang, dass mit diesen Regio¬ 
nalwahlen „eine neue politische Pe¬ 
riode“ in Frankreich eröffnet worden 
sei. Die ungenügenden Wahlergebnisse 
von PCF und Linksfront müssten einer 
genauen Analyse und Diskussion un¬ 
terzogen werden. Die Kommunisten 
seien aber entschlossen, den Kampf 
gegen Rechte und Rechtsextremisten 
und für die Entwicklung eines neuen 
fortschrittlichen Projekts der Linken 
in Frankreich fortzusetzen. Die Politik 
von Staatspräsident Hollande und Mi¬ 
nisterpräsident Valls sei in hohem Maß 
für die entstandene Situation verant¬ 
wortlich. Es müsse unverzüglich die 
Begegnung mit den Bürgerinnen und 
Bürgern gesucht werden, um mit ih¬ 
nen in die Debatte und in die Aktion 
zu kommen, um „die Linke neu zu er¬ 
finden und einen neuen Pakt der Hoff¬ 
nung für das Land zu entwickeln“. 

Georg Polikeit 


Projekt für etwas anderes Gestaltungsmacht 

Spanien: „Podemos“ und die Perspektive Bundesregierung will Kontrolle über Syrien 

ausbauen - aber wie? 


Die Armut in Spanien wächst. Die Ar¬ 
beitslosigkeit ist nur deshalb auf 22 
Prozent zurückgegangen, weil auslän¬ 
dische Beschäftigte und junge quali¬ 
fizierte Kräfte das Land verlassen. Es 
gäbe vieles, worüber es sich im spani¬ 
schen Wahlkampf zu sprechen lohnen 
würde. Aber die Debatten um die mög¬ 
liche Unabhängigkeit Kataloniens und 
der Aufstieg von „Podemos“ waren für 
die Presse die wichtigeren Themen. Die 
Debatte um den katala¬ 
nischen Separatismus 
in den Vordergrund zu 
stellen, so ein Funktio¬ 
när der Gewerkschaft 
CCOO aus Katalonien, 
diene „als Nebelkerze, 
um die enorme soziale 
Krise zu verbergen.“ 

Nach den aktuellen 
Umfragen wird „Pode¬ 
mos“ zur viertstärksten 
Partei werden. Deren 
Generalsekretär Pablo 
Iglesias hofft trotzdem 
zumindest auf eine Be¬ 
teiligung an einer neuen Regierung - je 
stärker „Podemos“ abschneide, desto 
eher sei es möglich, dass die Sozialis¬ 
ten „sich besinnen und auf eine sozia¬ 
le Politik setzen“. Es gehe darum, sich 
mit der sozialistischen Partei PS OE auf 
ein gemeinsames „Projekt der Verände¬ 
rung“ zu einigen. 

„Podemos“ will die „Rückkehr“ zu 
einer „wirklichen Demokratie“ und ein 
Ende der „Austerität“. Für die Verelen¬ 
dung breiter Teile der Bevölkerung und 
den Abbau der Demokratie macht die 
Partei die „Kaste“ verantwortlich - das 
Establishment der großen Parteien, der 
Lobbyisten und der Banken. Wenn „Po¬ 
demos“ von der „Kaste“ statt von ge¬ 
sellschaftlichen Klassen spricht, heißt 
das auch: In den Reden von Iglesias 
sucht man umsonst nach Worten wie 
Gewerkschaft oder gewerkschaftlicher 
Kampf - ihm geht es stattdessen um 
„Bürgerbewegungen“. Gegen die aso¬ 


ziale Politik der EU setzt er auf Ver¬ 
handlungen über die Staatsschulden im 
Rahmen der EU. Im Vergleich zu Grie¬ 
chenland habe Spanien dabei bessere 
Ausgangsbedingungen, weil Spanien in¬ 
nerhalb der Eurogruppe ein größeres 
Gewicht hat. 

Vor dem Wahlkampf hatte die Ver¬ 
einigte Linke (IU), in der die Kommu¬ 
nistische Partei Spaniens (PCE) eine 
wichtige Rolle spielt, vorgeschlagen, 


eine breite gemeinsame Liste der Lin¬ 
ken aufzustellen. „Podemos“ lehnte 
eine solche Einheitskandidatur der Lin¬ 
ken auf nationaler Ebene ab - stattdes¬ 
sen läuft ihre Politik darauf hinaus, Mit¬ 
glieder und Kader der IU abzuwerben. 

Ein starkes Abschneiden von „Po¬ 
demos“ könnte dazu beitragen, die bis¬ 
herige Dominanz der beiden großen 
Parteien zu beenden - zu einer tatsäch¬ 
lichen Veränderung der Kräfteverhält¬ 
nisse wird „Podemos“ nicht beitragen. 
„Podemos“ war mit der griechischen 
Syriza verglichen worden und arbeitet 
mit ihr zusammen. Als im spanischen 
Parlament die neuen „Sparmaßnah¬ 
men“ zur Abstimmung standen, die den 
Griechen durch ihre Regierung und die 
EU im Rahmen des dritten Memoran¬ 
dums verordnet worden waren, stimm¬ 
ten die Abgeordneten der IU dagegen. 
Die „Podemos“-Mandatsträger stimm¬ 
ten dafür. om 


In der vergangenen Woche sind die 
ersten Bundeswehrsoldaten zum neu¬ 
en deutschen Kriegseinsatz in Syrien 
und im Irak aufgebrochen. Anfang 
Januar soll der Aufmarsch von bis zu 
1 200 deutschen Soldaten im syrisch¬ 
irakischen Kampfgebiet abgeschlossen 
sein, dann sollen die ersten Operatio¬ 
nen starten. Dieser Einsatz wird keine 
kurze Intervention sein, er ist auf eine 
Dauer von mehreren Jahren angelegt - 
Außenminister Frank-Walter Steinmei¬ 
er (SPD) spreche „von zehn Jahren“, so 
ein regierungsnaher Experte. 

Mit dem Aufmarsch verbunden ist 
eine stärkere Einbindung deutscher 
Militärs in alle relevanten Befehls¬ 
zentralen der westlichen Kriegskoa¬ 
lition gegen den „Islamischen Staat“ 
(IS). Oberste Kommandostelle ist 
das United States Central Command 
(CENTCOM) im US-amerikanischen 
Tampa. Vor Ort geführt werden sämt¬ 
liche Einheiten vom Hauptquartier der 
westlichen Kriegskoalition in Camp 
Arifjan (Kuwait). In beiden Einrich¬ 
tungen wird die Anzahl deutscher Ver¬ 
bindungskräfte nun aufgestockt. Dar¬ 
über hinaus werden deutsche Militärs 
jetzt in das Combined Air Operations 
Centre (CAOC) in Qatar eingebunden, 
das die Luftoperationen gegen den IS 
koordiniert. 

Während die Bundesrepublik da¬ 
mit auch jenseits der Ausrüstungs- und 
Trainingsmaßnahmen für die nordira¬ 
kisch-kurdischen Milizen („Peschmer- 
ga“), die die Bundeswehr seit mehr als 
einem Jahr durchführt, in den Krieg 
eintritt, sind die politischen Ziele jen¬ 
seits der Niederschlagung des IS noch 
in hohem Maße ungeklärt. Für den Irak 
zeichnet sich eine Abspaltung der kur¬ 
dischsprachigen Gebiete im Norden 
des Landes ab. 

In Syrien geraten die westlichen 
Staaten seit dem Beginn der russi¬ 
schen Intervention unter Handlungs¬ 
druck. Mittlerweile scheint nicht mehr 


nur die Option ausgeschlossen zu sein, 
Präsident Bashar al Assad zu stürzen, 
weil er von Moskau jetzt auch militä¬ 
risch unterstützt wird. Darüber hinaus 
arbeitet die Zeit gegen die vom Wes¬ 
ten geförderten Aufständischen: Der 
in der vergangenen Woche eingelei¬ 
tete Abzug der Rebellenmilizen aus 
Horns zeigt, dass Assads Regierung 
ihre Stellung wieder stärken kann. An 
Verhandlungen zwischen den Aufstän¬ 
dischen und der Regierung führt da¬ 
her auch aus westlicher Sicht eigent¬ 
lich kein Weg mehr vorbei. Offen sind 
dabei allerdings zahlreiche Fragen - 
unter anderem, wer in die Gespräche 
einbezogen wird, aber auch, ob bzw. in 
welcher Form Syrien bestehen bleiben 
soll. 

Konsens zeichnet sich deshalb da¬ 
rüber ab, dass Präsident Assad an den 
Verhandlungen zunächst beteiligt wird, 
aber auf lange Sicht keine politische 
Rolle mehr spielen soll. In Berlin sind 
Stimmen zu hören, die den Fortbestand 
Syriens offen in Frage stellen. Es sei un¬ 
klar, was „mit den Regionen“ gesche¬ 
hen solle, „aus denen der IS verdrängt“ 
werde, falls die militärischen Operatio¬ 
nen nach Plan verlaufen, teilt Markus 
Kaim mit, der die Arbeitsgruppe Si¬ 
cherheitspolitik der vom Kanzleramt 
finanzierten Stiftung Wissenschaft und 
Politik (SWP) leitet. Der „Sicherheits¬ 
experte“ deutet verschiedene Möglich¬ 
keiten an: „Fallen diese Gebiete ein¬ 
fach an das syrische Regime zurück, le¬ 
gen sie den Keim für einen Kurdenstaat 
oder werden sie einem internationalen 
Protektorat zum Schutz der Zivilbevöl¬ 
kerung unterstellt?“ 

Klar ist hingegen, dass Berlin sich 
eine führende Rolle bei der Neuord¬ 
nung der Region verspricht. Kaim ur¬ 
teilte in einem Interview: Deutschland 
steige mit seiner Beteiligung am Krieg 
gegen den IS zur „Gestaltungsmacht 
im Nahen und Mittleren Osten“ auf. 

www.german-foreign-policy.com 



Im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit: Pablo Iglesias. 
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Ein Kampf um die Macht 

Venezuela nach der Wahl: Kommunisten setzen auf Verteidigung des revolutionären Prozesses 



PCV-Generalsekretär Oscar Figuera (r.) und Präsident Maduro: Die Kommunisten 
unterstützen die Regierung und kritisieren Korruption und Bürokratismus. 


N ach der schweren Niederlage 
des bolivarischen Lagers bei den 
Parlamentswahlen in Venezuela 
am 6. Dezember hat in dem südameri¬ 
kanischen Land der Kampf um die Ver¬ 
teidigung der Errungenschaften von 17 
Jahren revolutionärem Prozess begon¬ 
nen. In mehreren Städten des Landes 
gingen Beschäftigte von Staatsunter¬ 
nehmen wie dem Telekommunikati¬ 
onskonzern CANTV auf die Straße, um 
gegen Privatisierungspläne der Opposi¬ 
tion zu protestieren. Die Mitglieder der 
Vereinten Sozialistischen Partei Vene¬ 
zuelas (PSUV) kamen zu einer außer¬ 
ordentlichen Tagung ihres Parteitages 
zusammen, während die Kommunisti¬ 
sche Partei (PCV) ihr Zentralkomitee 
einberief. 

Bei den Wahlen hatte das aus rund 
20 Parteien bestehende Oppositions¬ 
bündnis MUD (Tisch der demokra¬ 
tischen Einheit) eine Zwei-Drittel- 
Mehrheit in der Nationalversamm¬ 
lung erringen können. Dazu reichten 
ihr 56,2 Prozent der Stimmen, wäh¬ 
rend der „Große Patriotische Pol“, das 
Bündnis aus PSUV, PCV und anderen 
linken Organisationen 40,8 Prozent er¬ 
reichte. Mit ihrer Mehrheit von 112 Sit¬ 
zen in dem 167 Abgeordnete zählenden 
Parlament haben die Rechten ab dem 
5. Januar weitgehende Möglichkeiten, 
das Agieren der Regierung von Präsi¬ 
dent Nicoläs Maduro zu behindern. So 
können sie die Minister seines Kabi¬ 
netts absetzen und sogar den Vizepräsi¬ 
denten stürzen. Auch auf die Besetzung 
führender Posten etwa im Nationalen 
Wahlrat oder im Obersten Gerichts¬ 
hof können sie entscheidenden Einfluss 
nehmen. Selbst in der Außenpolitik 


kann die Opposition einen Kurswech¬ 
sel erzwingen, indem sie Botschafter 
austauscht und internationale Verträ¬ 
ge aufkündigt. So geraten zum Beispiel 
die B olivarische Allianz für die Völker 
Unseres Amerikas (ALBA) oder auch 
der lateinamerikanische Fernsehsender 
TeleSur in Gefahr. 

Die Kommunistische Partei wur¬ 
de zwar von den Verlusten des Re¬ 
gierungslagers ebenfalls in Mitleiden¬ 
schaft gezogen, erzielte jedoch mit 
100 000 Stimmen ein beachtliches Er¬ 
gebnis. Mit PCV-Generalsekretär Os¬ 
car Figuera und dem Sekretär für in¬ 
ternationale Solidarität, Yul Jabour, 
ist die Partei künftig mit zwei ordent¬ 
lichen Abgeordneten in der National¬ 
versammlung vertreten. Drei weitere 
Genossen sind als Ersatzparlamenta¬ 
rier gewählt worden und rücken nach, 
wenn der ihnen zugeordnete Abge¬ 


ordnete ausfällt. Im Interview mit dem 
privaten Fernsehsender „Globovisiön“ 
bewertete Figuera das als relativen Er¬ 
folg. Es sei seiner Partei gelungen, den 
harten Kern ihrer Basis zu halten. 

Als Gründe für das schlechte Ab¬ 
schneiden der Linken bei dieser Wahl 
benannte Figuera auf der einen Seite 
die „nachhaltige und systematische Ag¬ 
gression des Großkapitals gegen alle 
Projekte in Lateinamerika, die sich den 
Aufbau von Souveränität, Autonomie 
und Unabhängigkeit gegen das Kapital 
zum Ziel gesetzt haben“. Diese sei eine 
Realität. Allerdings sei es den revoluti¬ 
onären Kräften nicht gelungen, bei ei¬ 
ner breiten Mehrheit der Bevölkerung 
Verständnis für diese Aggression zu er¬ 
reichen, obwohl deren Folgen täglich 
sichtbar seien. Hinzu kämen eine Rei¬ 
he von Fehlern und Versäumnissen, die 
schließlich in ihrer Gesamtheit zu die¬ 


ser Niederlage geführt hätten. Dazu ge¬ 
hörten Korruption, Ineffizienz und Bü¬ 
rokratismus in der Regierung, betonte 
Figuera. 

Der Generalsekretär wies die 
vom Moderator aufgestellte Alterna¬ 
tive „Versöhnung oder Konfrontati¬ 
on“ zurück und betonte, in Venezuela 
finde ein Kampf um die Macht statt. 
Was Venezuela brauche, sei eine Poli¬ 
tik im Interesse der arbeitenden Men¬ 
schen. Dazu diene die auf Initiative 
der Kommunisten geschaffene „Nati¬ 
onale Kampffront der Arbeiterklasse“ 
(FNLCT), in der sich klassenkämpfe¬ 
rische Gewerkschaften unabhängig ih¬ 
rer sonstigen politischen Orientierung 
zusammengeschlossen haben. „Wir 
verlangen von keinem Arbeiter unser 
Mitgliedsbuch, um ihn zu verteidigen“, 
betonte Figuera. Obwohl die Kommu¬ 
nisten die Gründung der regierungs¬ 
nahen „Bolivarischen Sozialistischen 
Arbeiterzentrale“ (CBST) 2011 als 
Spaltung der Arbeiterbewegung kriti¬ 
siert hatten, forderte der PCV-General¬ 


sekretär nun ausdrücklich nicht deren 
Auflösung. Eine solche Entscheidung 
könne nur von den Mitgliedern kom¬ 
men, nicht von außen oder von der 
Regierung. Es müsse vielmehr darum 
gehen, die Gewerkschaft von der Ba¬ 
sis her zu erneuern und zu stärken, um 
sie zu einer echten Klassenorganisation 
zu machen, die autonom die Interessen 
der Arbeiter vertritt. 

Als erste Aufgabe kündigte Figue¬ 
ra die Verteidigung des aktuellen Ar¬ 
beitsgesetzes an, das auch auf Druck 
der PCV verabschiedet wurde und 
weitreichende Mitbestimmungsrechte 
für die Beschäftigten vorsieht. Der Un¬ 
ternehmerverband Fedecämaras hatte 
nur Stunden nach Bekanntwerden des 
Wahlsiegs der Opposition gefordert 
dieses Gesetz aufzuheben. Dagegen 
werde man sich sowohl in den Betrie¬ 
ben und auf der Straße als auch im Par¬ 
lament wehren, kündigte der General¬ 
sekretär der venezolanischen Kommu¬ 
nisten an. Andre Scheer 



Die PCV setzt auf die Sammlung der kämpferischen Gewerkschaften 


Der Kapitalismus schafft Krieg und Flucht So funktioniert das System 

Seminar europäischer kommunistischer Parteien in Brüssel Griechenland: KKE zum Siemens-Prozess 


In den Räumen des EU-Parlaments 
fand am 7. Dezember das „Europäische 
Kommunistische Treffen“ statt, zu dem 
alljährlich die Kommunistische Partei 
Griechenlands einlädt. Es hatte den 
Titel „Wir stärken den Arbeiter- und 
Volkskampf gegen die kapitalistische 
Barbarei, die Krieg, Armut, Flüchtlinge 
und Immigranten verursacht - Für ein 
Europa des Sozialismus, des Friedens, 
der gesellschaftlichen Gerechtigkeit“. 


KKE-Generalsekretär Dimitris 
Koutsoumpas stellte in seinem Ein¬ 
gangsreferat eine wachsende kapita¬ 
listische Aggressivität fest, in der „die 
Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit, Ar¬ 
mut, imperialistische Kriege und die 
Misere, die Emigration und Flüchtlinge 
schafft, Teil des Systems sind“. Der Ka¬ 
pitalismus könne die Grundbedürfnisse 
der Arbeiterschaft wie soziale Sicher¬ 
heit, Gesundheit und Bildung nicht nur 
nicht befriedigen, sondern „hat sie und 
alle anderen zeitgenössischen mensch¬ 
lichen Bedürfnisse in Aktivitätsfelder 
zur Steigerung der Profitfähigkeit der 
Monopole gemacht“. Wie ein Magnet 
sei auch der Nahe Osten für die Mo¬ 
nopolinteressen und für die starken 


imperialistischen Mächte und deren 
Verbündete. Dimitris Koutsoumpas 
benannte damit gleichzeitig die Ursa¬ 
chen der Flüchtlingskrise treffend. Für 
die KKE ist die russische Intervention 
in Syrien erwartungsgemäße Folge der 
Intervention von USA, Türkei, Golf¬ 
monarchien und anderen Mächten seit 
2011 und damit „eine Verschärfung der 
innerimperialistischen Widersprüche“. 
Die imperialistischen Länder hätten 
mit der Bewaffnung der 
syrischen Opposition zur 
Schaffung und Verbreitung 
des Islamischen Staats bei¬ 
getragen und damit zu ei¬ 
ner enormen Menge an 
Vertriebenen. Die barbari¬ 
schen Anschläge von Paris 
würden nun für eine „Pro- 
Krieg“-Atmosphäre in der 
Arbeiterklasse genutzt, um 
Völker gegen Völker zu 
wenden, mit dem Vorwand 
der Religion. 

Der KKE-Generalse¬ 
kretär warnte vor dem Ver¬ 
such existierende Wider¬ 
sprüche und unterschied¬ 
liche Interessen zwischen 
den kapitalistischen Staa¬ 
ten zu nutzen, wenn es sich 
dabei um ein Bündnis mit ei¬ 
ner imperialistischen Allianz 
oder einer Union kapitalisti¬ 
scher Staaten handele. Es sei eine Illu¬ 
sion, dass das zu einer Verbesserung für 
die Arbeiterklasse und das Volk führen 
könnte. Stattdessen müsse die kommu¬ 
nistische Bewegung die Widersprüche 
ausnutzen mit dem Ziel, die imperia¬ 
listischen Bündnisse und die kapitalis¬ 
tische Macht zu schwächen, egal ob es 
sich um einen aggressiven oder vertei¬ 
digenden Staat handelt. Immer müss¬ 
ten die kommunistischen Parteien die 
vitalen Interessen der Arbeiterklasse 
im jeweiligen Land, auf regionaler und 
globaler Ebene verteidigen. 

Darüber hinaus verurteilte die 
KKE TTIP als „Wirtschafts-NATO“. 
Als falsch charakterisiert sie, wenn „die 
neue Sozialdemokratie wie Syriza oder 


PODEMOS nur Teilaspekte von TTIP 
ablehnen, nicht aber seine Essenz (...) 
Sie verbergen, dass TTIP nicht eine 
Ausnahme, sondern klare Bestätigung 
des ausbeuterischen Charakters des 
Systems ist.“ 

Insgesamt 35 KPen und Arbeiter¬ 
parteien nahmen an dem Seminar teil 
und bezogen sich in ihren Beiträgen 
auf die genannten und andere Aspek¬ 
te der Situation in der Welt; dabei spiel¬ 
te der Krieg im Nahen und Mittleren 
Osten meist die zentrale Rolle sowie 
die jeweilige Lage in den Ländern. Der 
Beitrag der DKP befasste sich schwer¬ 
punktmäßig mit der Flüchtlingspoli¬ 
tik und der Rolle des deutschen Im¬ 
perialismus innerhalb der Krise. Bei 
der Rolle der Russischen Föderation 
in Syrien unterscheidet sich die Hal¬ 
tung der DKP bekanntlich von der 
im Eingangsreferat; Russland vertei¬ 
digt dort wie auch im Fall der Ukrai¬ 
ne seine Interessen gegen ein weiteres 
Vorrücken der EU- und US-imperia- 
listischen Kräfte und wirkt damit ob¬ 
jektiv als friedenserhaltender Faktor 
und nebenbei auch für den Erhalt der 
UN-Charta. Die Ausnutzung von Wi¬ 
dersprüchen beim gemeinsamen Geg¬ 
ner führt nicht automatisch zur Über¬ 
nahme der Position eines der beiden 
Widersacher. Damit einhergehend 
unterstützt die DKP in der Frage von 
Regierungsbeteiligungen zwar die Hal¬ 
tung der KKE, was eine Ablehnung der 
Koalition mit Syriza anging, da „Wün¬ 
sche die Gesetzmäßigkeiten des Kapi¬ 
talismus nicht außer Kraft setzen kön¬ 
nen“, hat aber im Falle Portugals einen 
anderen Ansatz. Die dortigen speziel¬ 
len Gegebenheiten unterscheiden sich, 
was sich in der Tolerierung der sozial¬ 
demokratischen Regierung durch die 
Portugiesische Kommunistische Partei 
(PCP) ausdrückt. Die DKP verteidigt 
die Unabhängigkeit und gleichzeitige 
Verantwortlichkeit der jeweiligen kom¬ 
munistischen Partei vor der Arbeiter¬ 
klasse im jeweiligen Land: „Antworten 
können unterschiedlich ausfallen, auch 
wenn die Fragen ähnlich scheinen.“ 

Günter Pohl 


Zahlreiche ehemalige Manager von 
Siemens müssten am zweiten Prozess¬ 
tag (Donnerstag, 15. Dezember) erneut 
in Athen auf der Anklagebank sitzen. 
In Deutschland können sie sich sicher 
fühlen vor den griechischen Strafver¬ 
folgungsbehörden. Also bleiben sie 
zu Hause. Es geht wesentlich um Be¬ 
stechung. Gezahlt hat Siemens. Emp¬ 
fangen haben das Geld die Manager 
der griechischen Telefongesellschaft 
OTE. In der Diskussion ist eine Beste¬ 
chungsumme von 70 Millionen Euro. 
„Gegenleistung“ war die Auftrags ver¬ 
gäbe an Siemens: Für knapp 700 Mil¬ 
lionen Euro sollte Siemens das OTE- 
Telefonnetz digitalisieren. Das stand 
im „Vertrag 8002“ aus dem Jahr 1997. 
Seit 2006 ermittelt die griechische Jus¬ 
tiz. 2006 gab es einen außergerichtli¬ 
chen Vergleich zwischen Siemens und 
Athen. Dabei blieb außen vor, wo die 
Bestechungsgelder „vergraben“ wur¬ 
den. Dies zu erforschen, könnte Auf¬ 
gabe der Staatsanwaltschaft im Prozess 
gegen die 64 Angeklagten sein, die seit 
dem 27. November vor Gericht stehen 
müssten. 

Vom Prozessauftakt berichteten 
die bürgerlichen Medien über Ne¬ 
benkriegsschauplätze: Es habe Ver¬ 
fahrensfehler gegeben. So fehlte ein 
Französisch-Dolmetscher für einen 
Manager, dessen Kommunikation mit 
griechischen Stellen zuvor nicht an ei¬ 
nem fehlenden Dolmetscher scheiterte. 
Ferner seien die wichtigsten Schriftstü¬ 
cke für die 15 deutschen Angeklagten 
(zwei sind bereits verstorben) und ei¬ 
nen Franzose nicht übersetzt. Auch sei 
der Gerichtssaal zu klein gewesen. Und 
überhaupt seien die Angeklagten laut 
ihren Verteidigern nicht ordentlich ge¬ 
laden worden. 

Die KKE unternahm große An¬ 
strengungen, damit dieser Skandal un¬ 
tersucht wird. Sie gab deshalb ein Gut¬ 
achten in Auftrag, um die politischen 
und juristischen Hintergründe auszu¬ 
leuchten. Fazit: Politisch verantwortlich 
sind alle, die aus Regierungspositionen 
heraus die Siemens-Verträge behandelt 
haben. Dabei ging es nicht nur um die 


Millionen-Beträge, sondern auch um 
politische und juristische Fallstricke, 
denn die Gelder wurden nicht „sau¬ 
ber“ überwiesen. Aktien blieben ano¬ 
nym. Offshore-Gesellschaften konnten 
nicht hinreichend kontrolliert werden. 
Spuren wurden verwischt. Siemens hat 
auf zentraler Ebene gewirkt, um der 
Sache ein Ende zu setzen. 

Das Urteil der KKE ist konse¬ 
quent: Der Siemens-Skandal ist ein 
charakteristisches Beispiel für das 
Funktionieren des kapitalistischen Sys¬ 
tems insgesamt. Deswegen ist die Über¬ 
raschung für die Korruptionsphäno¬ 
mene zumindest heuchlerisch. Die im 
Siemens-Skandal Involvierten sind die 
Stützen der „nationalen“ Wirtschaft: 
Eigentümer von Offshore-Firmen, In¬ 
haber von Schweizer Konten, Finanz¬ 
dienstleister, erfolgreiche Sponsoren, 
die verschiedenen „GoldenBoys“. Es 
folgen politische Funktionäre von den 
herrschenden Parteien, die durch Spen¬ 
den, teure Wahlkampagnen, Vorteilsbe¬ 
ziehungen zu bestimmten Massenme¬ 
dien und Meinungsbildern „gefördert“ 
wurden. 

Der Hinweis auf Nutznießer un¬ 
terscheidet das Gutachten der KKE 
von denen der anderen Parteien, denn 
ein Teil des Jahresumsatzes des Multis 
floss in die Bestechung von PASOK- 
und ND-Politikern. Siemens-Manager 
Michael Christoforakos soll einen Kof¬ 
fer mit zwei Millionen Euro in bar für 
Schmiergelder in Griechenland mit¬ 
genommen haben, laut Aussage von 
Reinhard Sikachek. Sikachek selber 
soll wiederum 1,3 Millionen Euro an 
Schmiergeldern ausgegeben haben. 

Die KKE: Unabhängig davon, ob 
man konkrete Straftaten bestimmten 
Personen zuordnen kann, sind PAS OK 
und ND voll verantwortlich für die ge¬ 
fährliche Politik zugunsten von Sie¬ 
mens und anderen Monopolgruppen 
zu Lasten der Interessen des Volkes. 
Auch die deutsche „Wirtschaftswo¬ 
che“ macht deutlich: „Die beiden gro¬ 
ßen griechischen Parteien haben über 
Jahre hinweg Millionen von Siemens 
kassiert.“ Uwe Koopmann 



„Für das Europa des Sozialismus, des Friedens und 
der sozialen Gerechtigkeit“ - das Europäische 
Kommunistische Treffen 2015. 
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Kulinarisches zu den Feiertagen 


unsere 


zeit ELd 



Vor Jahren war die „Schmauseecke" in der UZ lange ein „Muss". An diese Tradition 
hatten wir in den vergangenen zwei Jahren zu den Feiertagen angeknüpft mit un¬ 
seren „roten" Rezepten. Dieses Mal haben wir wieder gebacken, aber auch Deftiges 
und Nachtisch versucht. 

Die gebackenen Plätzchen können am LL(L)-Wochende im Cafe K gegegen eine Spen¬ 
de erworben werden. Der Erlös geht auf das Pressefestkonto. 


Wir wollen mit den Rezepten und Fotos unsere Leserinnen und Leser recht herzlich 
grüßen. 


Roter Heringssalat 

(nach dem Rezept von Uroma) 


Zutaten: 

io ganze Matjesheringe (kann man fertig gesäubert und abgezogen kaufen) 
500 g Rote Bete (frisch, vorgekocht, in jedem guten Supermarkt) 

(geht auch aus dem Glas) 

200 g Schweinebraten 
250g Pellkartoffeln 
1-2 Äpfel 

1-2 große Zwiebeln 
i50-200g Walnüsse 
3-4 hartgekochte Eier 
3-4 Gewürzgurken 


Zubereitung: 

Alles in kleine Stücke schneiden, mit Essig, Öl, Pfeffer, Salz, Zucker würzen. Rote-Bete-Saft, etwas 
Mayonnaise, Sahne oderCreme fraiche für die Sauce. Über Nacht durchziehen lassen 


Rotweincreme 


Zutaten (3 Portionen): 

140 ml 

Rotwein, guter 

1 EL 

Zucker 

2 Blatt 
Gelatine 
100g 

süße Sahne 



Zubereitung: 

Die Blattgelatine in kaltem Wasser einweichen. 

Den Rotwein erhitzen (nicht kochen!) und den Zucker (Menge je nach Geschmack und Wein) darin auf- 
lösen. 

Die Gelatine ausdrücken und im warmen Wein auflösen. 

Diese Masse abkühlen lassen, evtl., wenn's schnell gehen muss, in kaltem Wasserbad kaltrühren. 

Die geschlagene Sahne unterziehen. 

Für mehrere Stunden in den Kühlschrank stellen, die Creme wird stichfest. 


* 

Tomatenbrot 



Erdbeer-Limes 

(zum Trinken oder über Vanilleeis oder Vanillepudding oder oder...) 


Zutaten 

Kleine Packung Fertig¬ 
mehl Weißbrot (mit Hefe, 
500 g) 

2 gehäufte EL Tomaten¬ 
mark (nach Bedarf auch 
etwas mehr) 

150 g getrocknete Toma¬ 
ten, klein gehackt 
2 EL klein gehackte Wal¬ 
nusskerne 

1 EL Korianderkörner, in 
der Pfanne angeröstet 

2 Knoblauchzehen, klein 
gehackt 

1 EL Olivenöl 
300 ml Wasser, warmes 
Prise Zucker, Salz 
Getrocknetes rotes Basi¬ 
likum (falls vorhanden)* 
oder Thymian* oder Ros¬ 
marin* 




Zubereitung: 

Vorbereitete Zutaten zu einem geschmeidigen Teig verrühren, Schüssel mit Klarsichtfolie abdecken 
und Teig mindestens 30 Minuten gehen lassen. Danach Teig noch einmal durchkneten, einen Brotlaib 
formen, auf ein bemehltes Backblech oder Backpapier geben und noch einmal ca. 30 bis 40 Minuten 
gehen lassen. Anschließend im Backofen 30 Minuten backen (230 Grad C oder bei Umluft 210 Grad, 
nach 10 Minuten Temperatur entsprechend Packungsangaben vermindern, Brot vorher mit Wasser 
bestreichen und eine Form mit Wasser in den Ofen dazustellen). Eventuell nach 30 Minuten wen¬ 
den und auf der Unterseite noch einige Minuten knusprig backen. 



Zutaten: 

600g gefrorene Erdbeeren 
1 Paket Puderzucker 

Saft von 2 Zitronen - oder besser noch Limetten 
0,7-1 1 Wodka 


Zubereitung: 

Erdbeeren auftauen lassen, in der Küchenmaschine oder mit dem Pürierstab pürieren, bis keine Stücke 
mehr drin sind, Zitronen- bzw. Limettensaft zugeben, 

Puderzucker mit dem Schneebesen unterrühren, mit Wodka aufgießen 


In Flaschen abfüllen, kalt stellen. Vor dem Genießen immer wieder gut schütteln. 



Zutaten nach Geschmack. 


















m unsere zeit 


Interview / Kolumne 


Freitag, 18. Dezember 2015 



Wir stehen vor riesigen 
Herausforderungen 

Interview mit Cornelia Kerth, Vorsitzende der VVN-BdA, zum NPD-Verbotsverfahren 


Unsere Willkommenskultur 
heißt gemeinsam kämpfen! 


UZ: Das Bundesverfassungsgericht 
(BVG) hat endlich beschlossen, das 
Hauptsacheverfahren über die Anträge 
des Bundesrates zum Verbot der NPD 
durch zu führen. Die VVN-BdA hat das 
in einer Erklärung begrüßt... 

Cornelia Kerth: Seit es die NPD gibt, ha¬ 
ben wir darauf hingewiesen, dass sie als 
NSDAP-Nachfolgeorganisation allein 
schon nach Art. 139 des Grundgesetzes 
gar nicht existieren dürfte. In den 1990er 
Jahren konnte sie sich als die erfolg¬ 
reichste Struktur der extremen Rech¬ 
ten zum Bindeglied zwischen deren ver¬ 
schiedenen Fraktionen etablieren, was 
sie - trotz Schwächen - bis heute ist. Sie 
hat schon damals wesentlichen Anteil an 
der Entstehung des Milieus gehabt, aus 
dem heraus bis heute fast 200 Menschen 
umgebracht wurden, weil sie im Men¬ 
schenbild der Nazis als „minderwertig“ 
oder als „Feinde“ denunziert werden. In 
den verschiedenen NSU-Untersuchungs- 
ausschüssen ist auch die Verbindung zwi¬ 
schen der NPD und dem terroristischen 
Untergrund immer wieder deutlich ge¬ 
worden. Dass nun das BVG endlich das 
Hauptverfahren eröffnet, ist u.E. über¬ 
fällig. Seit 2007 haben wir mit unserer 
nonpd-Kampagne darauf hingewirkt. 

UZ: Was ist heute anders als 2001-2003, 
als die damalige Bundesregierung einen 
Antrag beim BVG mit dem Ziel einreich¬ 
te, die Verfassungswidrigkeit der NPD 
feststellen zu lassen und damit ein Ver¬ 
bot dieser Partei zu erreichen? Bundes¬ 
tag und Bundesrat folgten mit eigenen 
Anträgen. Oder was ist anders als 2013? 

Cornelia Kerth: Zunächst einmal muss 
daran erinnert werden, dass das Verfah¬ 
ren 2003 ja eingestellt wurde, weil das 
Gericht angesichts der Menge an Na¬ 
zis, die als „V-Leute“ vom Verfassungs¬ 
schutz finanziert und „geführt“ wurden, 
der Meinung war, es sei nicht nachweis¬ 
bar, welche Äußerungen und Aktivitäten 
tatsächlich der NPD und welche dem VS 
zuzuordnen seien. Damit hat das Gericht 
zugleich schon auf die skandalöse Ver¬ 
quickung der Geheimdienste mit der 
Nazi-Szene hingewiesen, die auch beim 
Thema NSU eine große Rolle spielt und 
übrigens bis jetzt nicht im Ansatz ange¬ 
messen aufgeklärt ist. Nun haben Bun¬ 
des- und Länderbehörden nach eigener 
Auskunft ihre „Quellen“ zumindest in 
den Leitungsebenen der NPD abgeschal¬ 
tet. Man kann nur hoffen, dass dem so ist. 

Der Verbotsantrag von 2013 ist na¬ 
türlich auch eine Folge der zufälligen 
Entdeckung des NSU und der ersten 
Ermittlungsergebnisse dazu gewesen. In¬ 
zwischen kommt dazu, dass die NPD als 
Drahtzieherin hinter den meisten rassis¬ 
tischen Mobilisierungen vom Typ „Nein 
zum Heim“ steht. Da es kaum ermittelte 
Täter für die fast täglichen gewalttätigen 
Angriffe auf Unterkünfte für Geflüchte¬ 


te gibt, kann man diese natürlich nicht 
einfach der NPD zurechnen; die Ver¬ 
mutung, dass sie von deren Propaganda 
aufgeputscht sind, liegt aber nahe. Dass 
natürlich auch einschlägige Äußerungen 
(un-)verantwortlicher Politikerinnen 
Rassistlnnen in ihrem Wahn bestätigen, 
sie exekutierten durch Mord, Totschlag 
und Brandstiftung einen „Volkswillen“, 
ändert daran nichts. 

UZ: Ein Verbot der NPD ist jetzt möglich: 
Was würde das konkret bedeuten? 

Cornelia Kerth: Auf jeden Fall würde das 
bedeuten, dass damit ein öffentliches Si¬ 
gnal gesetzt wäre, dass Faschismus kei¬ 
ne Meinung ist. Die NPD könnte nicht 
mehr die Vorteile des Parteienprivilegs 
in Anspruch nehmen und sie würde ihr 



Cornelia Kerth, Vorsitzende der 
VVN-BdA 


Vermögen verlieren: vor allem staatliche 
Zuwendungen an Mandatsrträgerlnnen 
der NPD und steuerbegünstigte Spenden 
sowie Einnahmen aus dem Vertrieb von 
Presseerzeugnissen, Büchern und aller¬ 
lei Szene-Accessoires. Sie könnte nicht 
mehr in der „Deutschen Stimme“ het¬ 
zen und sie könnte ihr DS-Verlagshaus 
in Riesa nicht weiter unterhalten, von 
wo aus das braune Netz über ganz Sach¬ 
sen gesponnen wird. Ihre Möglichkeiten, 
die pogromartigen Mobilisierungen ge¬ 
gen Geflüchtete und ihre Unterkünfte 
zu organisieren, würden deutlich einge¬ 
schränkt und vielleicht wäre dann die Si¬ 
tuation in Sachsen ein bisschen weniger 
bedrückend ... 

UZ: Bestehen aber inzwischen nicht mit 
der Partei „Die Rechte“ u.ä. Organisati¬ 
onen, mit Pegida und Co., aber vor allem 
mit der AfD, bereits „Auffanglinien“ für 
die NPD? Und die AfD gewinnt mit ihren 
Positionen gegen Flüchtlinge, ihrer Het¬ 
ze und sozialen Demagogie laut aktueller 
Umfragen immer mehr auch bei Wahlen 
an Zustimmung. Sie könnte in den nächs¬ 
ten Bundestag einziehen ... 

Cornelia Kerth: Ja, es gibt „Die Rechte“ 
und es gibt den „Dritten Weg“ und auch 
weiterhin diejenigen, die gar keine partei¬ 
förmige Organisation wollen. Aber bisher 
jedenfalls ist nicht erkennbar, dass eine 


dieser Formationen die Rolle der NPD als 
strukturierendes Zentrum übernehmen 
könnte. Es ist zudem im Verbotsantrag 
auch ein Verbot von möglichen Ersatz- 
und Nachfolgeorganisationen enthalten, 
so dass NPD-Kader nicht geschlossen 
übertreten können. 

Pegida und die AfD stellen allerdings 
ein Problem ganz anderer Dimension 
dar. Beide finden erhebliche Zustim¬ 
mung und Zulauf in der „Mitte“ der Ge¬ 
sellschaft, d.h., bei Menschen, deren ers¬ 
ter Satz ist „Ich bin kein Nazi, aber ...“ 
und die dann immer offener all 4 das sa¬ 
gen, wovon wir durch viele Studien wis¬ 
sen, dass sie es schon lange im Kopf ha¬ 
ben, aber zumindest nicht laut zu sagen 
wagten. Bei Pegida treffen sich Nazis und 
der deutsche Stammtisch, die AfD trägt 
diese Mischung in die Parlamente - Frau 
Petry vielleicht mit etwas Scheu nach 
ganz rechts, Herr Hocke ganz gezielt. 

UZ: Reicht deshalb ein NPD-Verbot? 
Muss nicht in der Gesellschaft mehr gegen 
Faschisten und Rassisten getan werden? 
Müssen antifaschistische Traditionen und 
antifaschistisches Handeln nicht ein ande¬ 
res Gewicht erhalten statt staatlicherseits 
Antifaschistinnen und Antifaschisten zu 
kriminalisieren, die sich faschistischen 
Aufmärschen oder auch Pegida und Co. 
entgegenstellen? 

Cornelia Kerth: Natürlich reichen Verbo¬ 
te nicht. Das haben wir auch nie behaup¬ 
tet. Das Verbot ist ein wichtiger Schritt, 
ein klarer Schnitt zwischen Faschismus 
und verfassungsmäßig garantierter Mei¬ 
nungsäußerung, eine sichtbare Grenze 
für alle, die glauben, was legal ist, sei 
auch legitim. Eine gesellschaftliche Aus¬ 
einandersetzung mit faschistischer und 
rassistischer Ideologie bleibt zwingend 
erforderlich 

Wir haben ja schon über Pegida und 
AfD gesprochen. Angesichts der Tat¬ 
sache, dass die Zahl der Menschen, die 
nach Deutschland flüchten, in den kom¬ 
menden Jahren - allen Versuchen, die 
Grenzen dicht zu machen zum Trotz - 
eher steigen wird und angesichts der fast 
jede Nacht brennenden Häuser, stehen 
wir vor einer riesigen Herausforderung. 
Gar nicht davon zu reden, dass sich in 
der Regierung und den sie tragenden 
Parteien diejenigen durchgesetzt haben, 
die Deutschland schon jetzt „überfor¬ 
dert“ sehen. 

Das heißt, wir müssen auch weiterhin 
mit möglichst vielen Bündnispartnerin¬ 
nen rassistischen Mobilisierungen entge¬ 
gentreten, offene Grenzen und gleiche 
Rechte für alle Menschen einfordern. 
Zum Glück gibt es in jeder Stadt und 
selbst auf dem platten Land auch die 
vielen, die den Geflüchteten zur Seite 
stehen. Das birgt die Chance, dass wir 
am Ende der gesellschaftlichen Ausein¬ 
andersetzung einen Schritt weiter sind ... 

Das Gespräch führte Nina Hager 


Am vergangenen Wochenende fand 
der Kasseler Friedensratschlag statt. 
Es war gut, dass mit Roman Zitzelsber- 
ger, dem Bezirksleiter der IG Metall 
aus Stuttgart, auch wieder ein hochran¬ 
giger Vertreter der Gewerkschaftsbe¬ 
wegung als Referent gewonnen werden 
konnte. Sein Beitrag zeigte aber auch 
die ganze Situation der Gewerkschafts¬ 
bewegung und ihrer tendenziellen Ent¬ 
politisierung. Umso wichtiger ist, dass 
beim Kasseler Friedensratschlag der 
Vorschlag einer zentralen bundeswei¬ 
ten Demonstration gegen den Krieg im 
nächsten Jahr eingebracht wurde. 

Ohne Wenn und Aber sind wir 
der Meinung, dass dies notwendig 
ist und ohne Wenn und Aber müssen 
wir um Massenmobilisierung und um 
die Unterstützung durch die organi¬ 
sierten Teile der Arbeiterbewegung 
kämpfen. 

Der Beschluss der Dortmunder 
Delegiertenkonferenz der IG Metall 
ist ein ungeheuer wichtiges und positi¬ 
ves Signal. Ihn sollten wir als Beispiel 
nehmen, um als Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter die Diskussion in 
den Gewerkschaften zu intensivieren. 

Hier sehen wir auch die herausra¬ 
gende, politische Bedeutung unseres 
Pressefests. Ja, das UZ-Pressefest wird 
2016 das größte Friedensfest, das Fest 
der Solidarität und des antifaschisti¬ 
schen Kampfes. Das ist Auftrag, Ver¬ 
pflichtung und Chance. Das Pressefest 
wird ein Ort der Strategiedebatte der 
Friedens- und der antifaschistischen 
Bewegung werden, dazu gibt es eine 
große Bereitschaft von Freunden und 
Bündnispartnern, sich in die Runden in 
andere inhaltliche Elemente des Pres¬ 
sefest einzubringen. 

Das Pressefest wird unsere Form 
der Willkommenskultur, die folgerich¬ 
tigste und notwendigste Form der Will- 


Nun hatten wir einmal etwas Neues: 
Den GroKo-Einheitsparteitag in zwei 
Teilen. Trotz Gegrummels bei der 
CDU vor und Aufgeregtheit bei der 
SPD während des jeweiligen Teilpar¬ 
teitages setzten sich die große Kanz¬ 
lerin und der zurückgestutzte Vize¬ 
kanzler durch. Die gemeinsame Uni¬ 
ons- und SPD-Politik zugunsten der 



Konzerne hinsichtlich Freihandelsab¬ 
kommen TTIP und Steuerpolitik, zu¬ 
gunsten der Geheimdienste hinsicht¬ 
lich Vorratsdatenspeicherung und zu¬ 
gunsten der Rüstungsindustrie wie der 
Kriegstreiber wurde durchgesetzt. 

Das zentrale Thema des Doppel¬ 
parteitags war die „Flüchtlingskrise“ 
und wie man ihrer Herr wird. Vorher 
fragten sich viele: Was wird aus „Wir 
schaffen das“, aus dem Land des Lä¬ 
chelns für die Neuankömmlinge, aus 
der Versicherung, dass die Zahl der 
Asylbewerber nicht zu begrenzen und 
die Genfer Flüchtlingskonvention un¬ 
bedingt einzuhalten ist? Wird die Will¬ 
kommenskultur nun einer Auswei¬ 
sungsunkultur und einem rassistischen 
Rechtspopulismus weichen? Zwar 
setzt die Mehrheit der Menschen im 
Lande noch immer auf das „Refugees 
welcome!“ Aber das ist nicht die Mehr¬ 
heit, die sich die Unionsparteien wün¬ 
schen. Und so setzen diese auf das, was 
die Fremdenfeinde und Rassisten wol- 


kommenskultur darstellen und aus- 
drücken - unsere Willkommenskultur 
heißt gemeinsam kämpfen, gegen Fa¬ 
schisten, Rassismus und für soziale und 
demokratische Rechte. 

Am vergangenen Wochenende 
fand die erste Beratung mit den Be¬ 



zirken statt. Die Stimmung war gut 
und es wurde auch aus den meisten 
Bezirken von einer guten Stimmung 
berichtet. Ansonsten wurde eher eine 
Art Aufbruchstimmung vermittelt und 
erkannt, welche Bedeutung unser Fest 
des Friedens, der Solidarität und des 
antifaschistischen Kampfes auch poli¬ 
tisch haben kann. Das zeigt sich nicht 
nur in die Partei hinein, das zeigte auch 
die Reaktion auf unser Pressefest beim 
Kasseler Friedensratschlag. Der But¬ 
tonverkauf lief gut und alle, die wir da¬ 
rauf angesprochen haben, ob sie beim 
Pressefest im Rahmen des politischen 
Programms dabei sein wollen, haben 
zugesagt, darunter Horst Schmitthen- 
ner, Lühr Henken, Karin Leukefeld 
und Tobias Pflüger. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 
(Auszug aus dem Referat auf der Par¬ 
teivorstandstagung der DKP am 12./13. 
Dezember 2015 in Essen) 


len: Stacheldraht und Marineeinsatz, 
allerdings schon weit vor dem deut¬ 
schen Gebiet, Abweisung, aber bereits 
aus dem Land der Erdogan-Diktatur. 
Ja auch immer noch etwas Herz, aber 
bitte nicht für die Roma. Freundlich¬ 
keit gegenüber denen, die uns nutzen, 
und nicht jenen, die uns angeblich nur 
ausnutzen. Obergrenzen werden nun 
Kontingente genannt. Es gibt keine Be¬ 
grenzung außer auf der Zahl des Jahres 
2015. Somit also doch: Obergrenzen. 

Beim SPD-Teilparteitag gab es hin¬ 
sichtlich der Kriegsbeteiligung in Syri¬ 
en eine Minderheit der Vernunft. Die 
fragte: „Wissen wir eigentlich, wie wir 
aus diesem Konflikt wieder rauskom¬ 
men?“ (MdB Hilde Mattheis). Beim 
Unions-Teilparteitag wurde der Krieg 
gar nicht in Frage gestellt. Es wur¬ 
de zwar viel von der Beseitigung der 
Fluchtursachen gesprochen, jedoch die 
wichtigste Ursache wurde noch ausge¬ 
baut: Waffenlieferungen, Waffenge¬ 
walt - und auch die Stützung des Er- 
dogan-Regimes mit seinen engen Ver¬ 
bindungen zum IS-Terror. 

Die Mehrheit der Bevölkerung 
sieht nur Gefahren und Nachteil im 
Kriegseinsatz. Aber der GroKo-Ge- 
samtparteitag ist doch nicht dazu da, 
die Wünsche des Volkes abzubilden. 
Gerade einmal ein Drittel der Deut¬ 
schen halten TTIP für eine gute Sache. 
Es war bei der SPD allen klar, und es 
wurde auch ausgesprochen: Das TTIP- 
Abkommen ist „ein Sinnbild eines un¬ 
gebremsten Kapitalismus“. Aber was 
ist dagegen zu sagen? 

Um den Kapitalismus geht es auch 
bei der gesteuerten Flüchtlingspolitik. 
„In 40 Jahren werden der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland ca. 15 Millionen Ar¬ 
beitskräfte fehlen“, warnt „if“, die füh¬ 
rende Bundeswehrzeitschrift. Es wird 
Menschenmaterial fehlen für die Wirt¬ 
schaft und das Militär. Da muss doch 
geordnet gegengesteuert werden! 


Gastkolumne von Ulrich Sander 

Parteitage gegen die 
Mehrheit und die Demokratie 
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Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


Freiwillige Unterwerfung 

Der Neoliberalismus erfasst alle Lebensbereiche 


„Leben im Neoliberalismus“ - diesen Untertitel 
trägt das Buch des Politik Wissenschaftlers, haupt¬ 
amtlichen Gewerkschafters und Publizisten Patrick 
Schreiner. Das Grundanliegen des Buches lässt sich 
so zusammenfassen: Das private, berufliche und öf¬ 
fentliche Leben, kurz: alle Lebensbereiche sind vom 
Neoliberalismus erfasst worden. Und ausgerechnet 
in neoliberalen Gesellschaften, die Individualismus 
und Autonomie predigen, ist die Unterordnung 
„unter (angebliche oder tatsächliche) Anforde¬ 
rungen von Markt und Gesellschaft zur alltägli¬ 
chen Normalität geworden“ (& 106f.). So erklärt 
sich auch der Haupttitel des Buches: Das Wörtchen 
,Freiheit’ bedeutet im Neoliberalismus nicht bloß 
Unterordnung unter die Anforderungen des Mark¬ 
tes, sondern vielmehr, dass diese Unterwerfung von 
den Menschen gewollt und bejaht wird. 

Dem Autor geht es dabei nicht in erster Linie 
um die Entwicklung einer ökonomischen Schule 
und den Ideen, die neoliberale Wirtschafts-, Sozi¬ 
al- oder Arbeitsmarktpolitik begründen. Vielmehr 
fragt der Autor nach „den alltäglichen - vermeint¬ 
lich unpolitischen - Mechanismen, durch die Men¬ 
schen diese Ansätze als gut, als angemessen und als 
alternativlos kennenlernen“ (S. 8). Unvermeidlich 
kommt hier dem Leser Antonio Gramscis Begriff 
des „Alltagsverstandes“ in den Sinn, also die alltäg¬ 
liche, häufig widersprüchliche Reflexion der Gesell¬ 
schaft im Bewusstsein eines jeden Menschen. Der 
Autor bezieht sich nicht ausdrücklich auf Grams- 
ci, wohl auch, weil es ihm um etwas anderes geht. 
Während der widersprüchliche Alltagsverstand für 
Gramsci immer auch ein Anknüpfungspunkt ist, 
dessen fortschrittliche Seite aufzuspüren, heraus¬ 
zuarbeiten und zu systematisieren, geht es Patrick 
Schreiner um einen Nachweis: Dass neoliberale 
Ideologie heute im Alltagsbewusstsein allgegen¬ 
wärtig ist. 

Doch gehen wir noch einmal einen Schritt zu¬ 
rück. Das Buch ist gegliedert in 11 Kapitel und be¬ 
ginnt nach der Einleitung mit einer Einführung in 
den Begriff des Neoliberalismus, bevor weitere Ka¬ 
pitel folgen zu Bildung im Neoliberalismus, Ratge¬ 
berliteratur und Management-Trainings, Esoterik, 
Sport, Stars, TV-Shows, soziale Netzwerke sowie 
Lifestyle und Konsum. 

Im einführenden Kapitel zum Neoliberalismus- 
Begriff gibt der Autor eine Begriffs-Bestimmung: 
Neoliberalismus sei nicht nur eine ökonomische 
Theorie. Sie sei viel mehr als das, nämlich eine po¬ 
litische und gesellschaftliche Ideologie (S. 17). Ziel 
dieser Ideologie sei die „marktförmige Gestal¬ 


tung von Gesellschaften“, also die Etablierung von 
Marktprinzipien „weit über die Ökonomie hinaus 
in immer mehr Bereichen von Staat und Gesell¬ 
schaft“ ( ebd .). Der Autor will diejenigen Mecha¬ 
nismen in den Blick nehmen, durch die der Neoli¬ 
beralismus „bestimmte Annahmen, Wünsche und 
Handlungen und Überzeugungen als richtig, gut 
und gerecht im Denken der Menschen verankert“ 
(S.25). 


te konzentriert sich auf dasjenige Wissen, was für 
berufliche und wirtschaftliche Zwecke unmittelbar 
relevant ist (S. 34). Zudem wird in der neoliberalen 
Bildungsdebatte die ständige Anpassung von Wis¬ 
sen an die Anforderungen der Unternehmen gefor¬ 
dert. Der Schlüsselbegriff lautet hier: „Lebenslan¬ 
ges Lernen“ (S. 35). Wer den Anforderungen nicht 
genügt und arbeitslos wird, ist schlicht selbst schuld. 
„Chancengleichheit“ - ein Begriff, den sich die eu¬ 



Kolumbien:„Sternchen“ bei einer Fernseh-Show 

Der Autor skizziert anschließend die Folgen 
neoliberaler Wirtschafts- und Sozialpolitik, wie 
Privatisierungen und Deregulierung, den Kampf 
gegen Gewerkschaften und den Sozialstaat sowie 
die Steuerentlastungen für Unternehmen und Ver¬ 
mögende. Veränderungen in der objektiven Lage 
von Lohnabhängigen und deren klassenspezifische 
Subjektivität - zu deutsch: die Änderungen in der 
Arbeitswelt und im Bewusstsein der Kolleginnen 
und Kollegen - wird indes nur gestreift. Der Autor 
will sich ganz überwiegend darauf konzentrieren, 
wie sich das neoliberale Menschenbild, das Markt¬ 
konformität, d.h. Leistungsorientierung, ständige 
Selbstoptimierung und Konkurrenz einfordert, in 
Literatur, Fernsehen, Sport, Werbung und Konsum 
wiederfindet - und wie sich andererseits Menschen 
dieses Bild zu eigen machen. 

Nehmen wir uns die einzelnen Kapitel ein¬ 
mal vor. In der deutschen Bildungslandschaft gibt 
es heute ein Potpourri aus privaten Schulen und 
Hochschulen, Drittmitteln, Exzellenzinitiativen und 
Studiengebühren. Die neoliberale Bildungsdebat¬ 


ropäische Sozialdemokratie auf die Fahne geschrie¬ 
ben hat - besteht konsequenterweise nur darin, al¬ 
len Menschen gleichermaßen Bildungsangebote 
unterbreiten zu wollen ( S. 43). Getreu dem Motto: 
„Fördern und Fordern“ der Agenda 2010. 

Ratgeberliteratur und Esoterik, die sich der 
„inneren Einstellung“ ihrer Leser und Anhänger 
widmen, teilen diesen Grundgedanken: ,Ändere 
dich Selbst 4 ! Sie richten sich damit insbesondere 
an Angestellte, mittleres Management und gut ge¬ 
bildete Menschen (S. 47,55). Auch sportliche Fitness 
und der weitgehend kommerzialisierte Sport wer¬ 
den vom Autor als Beispiele für Selbstoptimierung 
und Anpassung angeführt (S. 62,65). Hier setzt der 
Autor jedoch Breitensport ganz überwiegend mit 
Individualsport und neuem Extrem- und Funsport 
gleich; der traditionelle Fußball- oder Turnverein, 
in denen überwiegend Arbeiter und untere Ange¬ 
stellte organisiert sind, bleibt in seiner Betrachtung 
außen vor. 

Dem kritischen Leser drängt sich daher ein 
wenig die Frage auf, ob nicht stärker entlang von 


Klassenunterschieden differenziert werden müss¬ 
te. In der marxistischen Literatur geht man durch¬ 
aus davon aus, dass neoliberale Leitbilder wie Leis¬ 
tungsorientierung, ständige Selbstoptimierung und 
Konkurrenz bei höher qualifizierten Beschäftigten 
stärker im Vordergrund stehen; während Solidarität 
unter Kollegen am Arbeitsplatz vor allem bei Un- 
und Angelernten, Facharbeitern und Vorarbeitern 
immer noch größer geschrieben wird als bei An¬ 
gestellten (Vgl. dazu z. B. Thomas Lühr: Prekari- 
sierung und ,Rechtspopulismus\ PapyRossa Verlag, 
2011 ). 

Die Kapitel zu Stars und Sternchen, Casting- 
Shows und Reality-TV bilden die Highlights des 
Buches. Stars verkörpern dem Autor zufolge den 
neoliberalen Grundgedanken: Die Menschen 
sollen durch „aktive Anstrengungen zu Erfolg, 
Reichtum und Anerkennung“ gelangen (S. 71). 
Hingegen bilden billig produzierte TV-Shows die 
realen Probleme der Menschen wie Erziehungs¬ 
probleme oder Finanznot ab, so dass sich die Zu¬ 
schauer damit identifizieren können - und bringen 
sie zu einem positiven Ende (S. 81). 

Die Kapitel zu Lifestyle und soziale Netzwer¬ 
ke runden das Buch gut ab. Hier geht es nicht nur 
etwa um die ständig eingeforderte Selbstoptimie¬ 
rung von Casting-Jurys, sondern insbesondere um 
ständige Selbstdarstellung und Vermarktung des 
eigenen Lebenslaufs (S. 91). 

Das Fazit: Der Autor schildert Fakten- und De¬ 
tailreich den Einfluss des neoliberalen Menschen¬ 
bildes auf Bildung und Freizeit. Die Darlegungen 
untermauern klar den richtigen Schluss des Au¬ 
tors, dass der neoliberale Freiheitsgedanke nichts 
anderes als eine freiwillige Unterwerfung unter 
die Anforderungen des Marktes - zu deutsch: un¬ 
ter die Interessen der Unternehmer - ist. Was für 
die Argumentation des Autors zielführend ist, ver¬ 
stellt jedoch zugleich ein wenig den Blick auf die 
Widersprüchlichkeit des Massenbewusstseins im 
Sinne Gramscis. Und damit auch auf die Frage, 
in welcher Klasse Solidarität und widerständiges 
Bewusstsein am ehesten zu finden/zu entwickeln 
sind. 

Pablo Graubner 

(Vorabdruck aus den Marxistischen Blättern 
1/2016) 

Patrick Schreiner: Unterwerfung als Freiheit. Leben 
im Neoliberalismus, PapyRossa Verlag, Köln 2015. 
127 S., 11,90 Euro 


Griechenland, die EU und die Linke / Kapitalismusanalysen 

Aus dem Editorial von Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 104 


Die gegenwärtige politische Diskussion wird nach 
wie vor fast vollständig von den Krisenprozessen 
in und um die EU beherrscht. Für die marxistische 
Linke bleibt die Aufarbeitung der „griechischen Er¬ 
fahrung“ zentral; damit befassen sich verschiedene 
Beiträge im Schwerpunkt des vorliegenden Heftes. 

Vorangestellt werden zwei aktuelle Themen: Mit 
der großen Zahl von zuwandernden Flüchtlingen 
nach Europa und in die Bundesrepublik haben die 
Themen der politischen Rechten - Nation, Ethnie, 
Homogenität - in ganz Europa Konjunktur. Gerd 
Wiegel analysiert die Hintergründe des neuen Auf¬ 
stiegs von Pegida und der AfD sowie die inneren 
Auseinandersetzungen im rechten Lager hierzulan¬ 
de. Gegen die Tendenz, dass die populistische Rech¬ 
te in Europa besonders „von den subalternen Klas¬ 
sen als Garant gegen eine weitere Auflösung des als 
Schutzrahmen begriffenen Nationalstaats“ gesehen 
werde, müsse von der Linken die energische The- 
matisierung der sozialen Frage gesetzt werden. 

Thomas Metscher nennt die „Utopia“ von Tho¬ 
mas Morus, vor 500 Jahren erschienen, „die ko- 
pernikanische Wende“ im utopischen Denken. 
Aktualität, Entstehung, Sprache und Form, das 
experimentelle Denken dieses „humanistischen 
Gedankenlaboratoriums“ am Vorabend des Auf¬ 
stiegs der bürgerlichen Gesellschaft und schon über 
sie hinausweisend, bespricht Metscher in seinem 
Essay - „das Modell einer von Gewalt und Ausbeu¬ 
tung freien Gesellschaft“. 

Griechenland, die EU und die Linke: Die von der 
EU gegen den Mehrheitswillen der griechischen 
Bevölkerung erzwungene Fortsetzung der sozial¬ 
reaktionären Austeritäts- und Umverteilungspoli¬ 
tik hat die Frage auf die politische Tagesordnung 
gesetzt, ob die europäischen Strukturen nicht in¬ 
zwischen so neoliberal verfestigt sind, dass selbst 
eine gemäßigte soziale Reformpolitik in einzelnen 
Mitgliedsländern unmöglich geworden ist. Damit 
verbunden ist die Frage der Demokratie: Wenn die 
Bevölkerung der Mitgliedsländer nicht mehr darü¬ 


ber entscheiden kann, wer wie hoch besteuert wer¬ 
den soll, wie die Steuereinnahmen verwendet wer¬ 
den, wie hoch das Rentenalter ist, wie öffentliche 
Investitionen finanziert werden, ob die Geschäfte 
Sonntags schließen müssen, ob Banken Familien 
obdachlos machen dürfen, dann ist Demokratie nur 
noch eine leere Hülle. Für die Linke stellt sich die 
Frage, ob sie dieses neoliberale Europa noch für re¬ 
formfähig hält oder ob es angesichts der Ungleich¬ 
zeitigkeit sozialer Bewegungen in den einzelnen 
Ländern nicht aussichtsreicher ist, auf einen Aus¬ 
tritt zumindest aus der Eurozone zu setzen, wenn 
dies von Bevölkerungsmehrheiten unterstützt wird. 

Jörg Goldberg bespricht das Buch von Gior¬ 
gios Chondros über die griechische Krise. Chon¬ 
dros zeigt, dass die scheinbare Fehlkonstruktion 
des Euro vom Standpunkt des Kapitals ein gelun¬ 
genes Instrument ist, um die nationalen sozialen 
und demokratischen Bewegungen gegeneinander 
auszuspielen. Sein Vorschlag, auf gemeinsame eu¬ 
ropäische Bewegungen zu setzen, erscheint gegen¬ 
wärtig allerdings wenig realistisch. Trotzdem ist ein 
Austritt aus der gemeinsamen Währungszone allein 
keine sinnvolle Option. Conrad Schuhler, der sich 
ebenfalls teilweise auf Chondros bezieht, setzt die 
Akzente etwas anders. Obwohl auch er die Schwä¬ 
che der europäischen Linken in der Griechenland¬ 
frage konstatiert, hält er die Verhandlungsstrategie 
von Syriza für eine Ursache dieser Schwäche. Die¬ 
se habe mit ihrem Vertrauen auf Verhandlungslö¬ 
sungen de facto dazu beigetragen, die zivilgesell¬ 
schaftlichen Bewegungen für ein anderes Europa 
zu schwächen. Nico Biver gibt einen empirisch un¬ 
termauerten Überblick über die Stärke von Syriza 
und der griechischen Linken. Der Fokus liegt auf 
der Frage, wie groß der gesellschaftliche Rückhalt 
der linken Regierungspartei heute ist. Ein Problem 
besteht in der Tatsache, dass sie den Spagat zwi¬ 
schen einer Regierungspartei, die es zudem oft mit 
dem alten System verhafteten Funktionären in den 
Ministerien zu tun hat und die unter dem Diktat 
der Troika steht, und einer mit den sozialen Bewe¬ 


gungen verbundenen antikapitalistischen Organi¬ 
sation schaffen muss. Klaus Dräger schildert die 
Debatten über Reform oder Austritt in den linken 
Parteien Europas. Seiner Ansicht nach sind Hoff¬ 
nungen, die auf eine Ausbreitung des griechischen 
,Bazillus 4 zumindest in den Krisenländern setzen, 
ebenso auf Sand gebaut wie die Erwartung, dass 
es in absehbarer Zeit zu europäischen Koalitionen 
gegen die Austeritätspolitik kommen könnte: „Die 
reale Ungleichzeitigkeit der Protestbewegungen ist 
nach wie vor im Wesentlichen an den Kontext ei¬ 
ner nationalstaatlich verfassten politischen Öffent¬ 
lichkeit gebunden.“ Die ökonomischen Bedingun¬ 
gen eines Grexits behandelt Mechthild Schrooten. 
Sie rekapituliert die Geschichte des griechischen 
Euro-Beitritts und verweist auf den Widerspruch, 
dem die Eurozone unterliegt: gleichzeitig eine Soli- 
dargemeinschaft und ein Wettbewerbsraum sein zu 
wollen. Ökonomisch biete ein Grexit alleine kaum 
einen Vorteil: Er würde die von Griechenland zu 
zahlende Risikoprämie hochtreiben und das Land 
zudem einem Wechselkursrisiko aussetzen. Gerade 
in der aktuellen Situation sei daher der Grexit keine 
sinnvolle Option. 

Kapitalismusanalysen: Im zweiten Teil seines Bei¬ 
trags über die globale Produktion digitaler Hard- 
und Software behandelt Christian Fuchs die Arbeit 
in der indischen Software-Industrie, in Call-Cen¬ 
tern, die Software-Entwicklung bei Google und 
Online-Prosumption. Mit der „neuen internatio¬ 
nalen Arbeitsteilung der digitalen Arbeit“ ist ein 
weltweites Netz der Ausbeutung entstanden, in 
dem unterschiedlichste Formen der Ausbeutung 
(Lohnarbeit, unbezahlte „freie“ Arbeit, prekäre 
Arbeit, Sklavenarbeit) unter der Regie der interna¬ 
tionalen IuK-Industrie miteinander verwoben sind. 
Die anhaltende Finanzkrise und die Hilflosigkeit 
der staatlichen Geldpolitik haben für Marxisten die 
Frage der Geldtheorie wieder in den Mittelpunkt 
gestellt; Z 102 und Prokla 179 veröffentlichten 
dazu Schwerpunkthefte. Stephan Krüger reagiert 


darauf mit einer differenzierten Kritik: Auch mar¬ 
xistische Autoren würden seit dem Abschied der 
offiziellen Geldpolitik vom Gold oft einer „mone¬ 
tären Geldtheorie“ anhängen, bei der der Zusam¬ 
menhang zwischen Geld und Geldware aufgelöst 
sei. Die Finanzkrise zeige aber gerade, dass dies im 
Kapitalismus nicht möglich sei. Friedrich Carl und 
Paul Oehlke informieren über neuere Tendenzen in 
der „Innovationsökonomie“ der sog. Sussex-Schule, 
die entgegen dem Zeitgeist auf eine Zurückdrän- 
gung finanzkapitalistischer, soziale Polarisierung 
forcierende Kapitalstrategien setzen und eine stär¬ 
kere Rolle des Staates einfordern. Sie sehen hier 
Ansätze für einen sozial-ökologischen Umbau des 
europäischen Kapitalismus und für eine weiterrei¬ 
chende Demokratisierung. Im Mittelpunkt des Bei¬ 
trags von Klaus Steinitz über die Entwicklung der 
Wirtschafts- und Lebensverhältnisse in Ost- und 
Westdeutschland 25 Jahre nach dem Anschluss der 
DDR steht deren Bewertung in öffentlichen Um¬ 
fragen. Es ergeben sich gravierende Bewertungsun¬ 
terschiede zwischen Ost- und West - die „positive“ 
Bewertung in Westdeutschland ist etwa doppelt so 
hoch wie in Ostdeutschland - und nach Generati¬ 
onen: Fast 40 Prozent der Jüngeren in Ostdeutsch¬ 
land, aber nur 25 Prozent der Älteren bewerten 
„den Stand der Einheit“ positiv für sich. (...) 

Z105 (März 2015) wird, wie auch die Marxistische 
Studienwoche 2016 (14. bis 18. März, Frankfurt/M.; 
vgl. S. 16), „Kapitalismus und Migration“ als 
Schwerpunktthema behandeln. 


Bestellungen an: 

Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung 
Postfach 500 936, 

60 397 Frankfurt am Main 
Tel./Fax. 069/5305 4406 
E-Mail: redaktion@zme-net.de 
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Herausforderung: Erinnerung sichern 

Menschenrechtspreis der GBM für den Kulturwissenschaftler Peter Michel 


Jedes Jahr verleiht die Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht und Menschen¬ 
würde (GBM) am 10. Dezember ihren Preis. Zu jenen, die in den vorhergehen¬ 
den Jahren ausgezeichnet wurden, gehören Malerinnen und Maler, Wissenschaft- 
lerinnen und Wissenschaftler, Pfarrer, Juristinnen und Juristen, in der Friedens¬ 
und antifaschistischen Bewegung Aktive, Politiker wie Fidel Castro Ruz oder 
Angela Davis. 

In diesem Jahr wurde Dr. Peter Michel, der auch Autor der UZ und der Marxis¬ 
tischen Blätter ist, in den Räumen der GBM in der Weitlingstraße in Berlin-Lich- 
tenberg in Anwesenheit von etwa 100 Gästen geehrt. Die Auszeichnung erhielt er 
für sein gesellschaftliches Engagement für die DDR-Kunst: Aktiv wendet er sich - 
in Wort und Tat - seit vielen Jahren gegen deren Missachtung, gegen Gleichgültig¬ 
keit und die Zerstörungen, denen im Osten Deutschland seit 1990 viele Kunstwer¬ 
ke zum Opfer fielen. Den Preis übergab der stellvertretende GBM-Vorsitzende 
Klaus Eichner. Die Laudatio, aus der wir im Folgenden einen Auszug dokumen¬ 
tieren, hielt die Malerin und Grafikerin Heidrun Hegewald. UZ 


N ach der Kolonialisierung des 
ostdeutschen Staates, in histori¬ 
scher Tradition kolonialer Siege, 
ist die komplette Vernichtung der Kul¬ 
tur, dinglich und geistig, die Aufgabe 
der Herrschenden im Gesamtdeutsch¬ 
land geworden. Ein Dauerprogramm 
der Koinzidenz von Unkenntnis und 
Überheblichkeit. 

Das begann zu der Zeit, als der westdeut¬ 
sche Staat den Zweiten Weltkrieg doch 
noch gewann. 

Peter Michel hat aus diesem Fre¬ 
vel seinen Auftrag bezogen. Er klagt an 
und beschreibt eine „Spur der Schande“. 
Richtigstellung, Gerechtigkeit trägt er 
vor und handelt. Er wurde ein Erfah¬ 
rener in zwei grundverschiedenen Sys¬ 
temen. Schreibend, analysierend, redak¬ 
tionell verantwortend ein Metier: die 
Künste und ihre Künstler in ihrer gesell¬ 
schaftlichen Herausforderung und An¬ 
gewiesenheit. 

Als Chefredakteur der Zeitschrift 
„Bildende Kunst“ in der DDR war sein 
Instrumentarium Wissen, klare Einschät¬ 
zung der Kulturprozesse und die Nähe zu 
den Kulturarbeitern, um mit Diplomatie 
und Überlegenheit und nochmals Dip¬ 
lomatie auf Partei-Orthodoxie reagie¬ 
ren zu können. 1975 bis 1987. Als Peter 
Michel 1987 abberufen wird, um für den 
erkrankten Horst Kolodziej das Amt des 
Ersten Sekretärs im Zentralvorstand des 
Verbandes Bildender Künstler der DDR 
zu übernehmen, dankt Prof. Karl Max 
Kober ihm für seine „immense Leistung“. 
Kober formuliert durchweg hohe Aner¬ 
kennung. Die besondere Hervorhebung 
gilt der Forum-Reihe. „Sie einzurichten 
setzte Mut zum Risiko, Mut zu Demo¬ 
kratie voraus ... öffentliche und kontro¬ 
verse Diskussion um Kernfragen initiiert 
zu haben, ist ein hohes Verdienst... Hier 
hat ein Chefredakteur ein Stück Kunst¬ 
geschichte mitgestaltet.“ 

„Kunst ist das Gewissen der Mensch¬ 
heit“ sagt Friedrich Hebbel. Dann ist es 
doch nur allzu nötig, mit diesem Gewis¬ 
sen gewissenhaft umzugehen. 

Peter Michel hatte nach der „An¬ 
kunft in der Freiheit“ seine Existenznot 
zu meistern. Aber seine Gewissenhaftig¬ 
keit des Gewissens hat er der GBM zur 
Verfügung gestellt. Fachberatend, fach¬ 
lich handelnd, um die Kultur in dieser 
Gesellschaft anzusiedeln und die Künst¬ 
ler mit ihren fortgeführten inneren Auf¬ 
trägen dort kulturell zu beheimaten. Vie¬ 
le standen in der Depression, für ihre 
Kunsthaltung nun hier in diesem Lande 
war kein Ort - nirgends. 

Ausstellungen organisiert, inszeniert, 
eröffnet, aktiv im Vorstand, Sprecher des 
Arbeitskreises ,Kultur“ und des Freun¬ 
deskreises „Kunst aus der DDRIf, über¬ 
nimmt Dr. Peter Michel 2004 das Amt 
des Chefredakteurs für die „Zeitschrift 
für soziale Theorie, Menschenrechte und 
Kultur“, den „Icarus“ von der GBM von 
2004 bis 2008 herausgegeben. Die fort¬ 
laufenden Hefte sind eine Chronologie 
politischer Einsprüche der GBM mit der 
Präsenz von Kultur und Kunst. Wir pfleg¬ 
ten so die Kultur des Gedächtnisses und 
das Gedächtnis der Kultur. Eine zu be¬ 
dankende und sehr geachtete Leistung 
Peter Michels.(...) 

Haben wir ein Ziel vor den Augen? 
Noch? Ich sage „wir“, weil wir in unserer 
Utopie vereint sind. Wir sind doch mitten 
im Versuchsprogramm stehen geblieben, 
im Status, sagt Prof. Hermann Klenner, 
des „gescheiterten europäischen Frühso¬ 
zialismus“. 

Kommunismus ist das theoretische 
Modell für ein gesellschaftliches System, 
das frühestens nach dem Sozialismus in 


Vollendung zur Entfaltung kommen 
kann. Real existierender Sozialismus be¬ 
deutet das nur machbare Entfernte vom 
Ideal. Als er in diesem historischen Zu¬ 
stand vom Zeitlichen nicht gesegnet wur¬ 
de, hätte er das reformierende Umden¬ 
ken verdient. So ist es also für den even¬ 
tuellen Bedarf, dass einem Wandel dieser 
Zeit Vernunft zuwächst, nötig, dass wir 
Gedachtes und Gesagtes gedruckt halt¬ 
bar machen. 

Die Herausforderung ist: Erinne¬ 
rung sichern! Kunstwerke haben eine 
Herkunft. Werke haben in der DDR 
Geschichte gemacht. Sie haben eine 
Geschichte. Beurteilbar nur, wenn die 
historische Aura der Entstehung der 
Deutung dient. Und warum die realisti¬ 
sche Methode? 

Hrdlicka sagt: „So lieb ist der liebe 
Gott auch wieder nicht, dass er dem, der 
keinen Inhalt hat, die Form schenkt.“ 
Drängende Inhalte haben einer fried¬ 
süchtigen Sozietät, die mit tiefem Ernst 
aus der Geschichte der Menschen, die 


den Verrat an der Menschheit begingen, 
lernen wollte, die realistische Form gege¬ 
ben. Die authentische, dem eingreifen¬ 
den Denken gemäße. 

Eigen ist Peter Michel ein reaktives 
Tempo. Das Ereignis hat noch gar keine 
Anfrage gestellt, er jedoch wird pünkt¬ 
lich immer wieder politische Richtig¬ 
stellungen, Vorgänge von Wert, zur Klä¬ 
rung in die Öffentlichkeit stellen. Er ist 
ein Förderer. Er hilft mit formulierten 
Protesten, Verleumdete und Verleugne- 
te wieder zu sich selbst zu führen. Er ist 
ein Betreuer im Sinne von treu. 

Peter Michel hat auch mir mit ei¬ 
genem Blick die Treue gehalten. Dafür 
will ich hier danken. Ich bin mit Werk 
und Person eine Benannte in der Viel¬ 
gestaltigkeit seiner Publikationen, eine 
Betroffene, der Beachtung Zugeführte, 
aus dem Schatten der Verleumdung der 
Würde Anheimgestellte. 

Er sieht in der Gesamtheit der DDR- 
Künste, freier und angewandter Bereich, 
eine alternative Moderne, eine Moder¬ 
ne anderer Art. Wir hatten unleugbar 
Kunst-Progress und dazu das moderns¬ 
te Förderprinzip. Künstler konnten von 
ihrer Arbeit leben, das war soziale Si¬ 
cherheit. 

Kunstausdruck wurzelt in der Grund¬ 
struktur eines Gesellschaftssystems. Der 
Vergleich zwischen Ost- und Westkultur 
kann nicht um das Bessere gehen, denn 
da ist dort Anderes neben dem hier An¬ 
deren entstanden. Die Kolonialisierung 
der DDR und der antikommunistische 
Fanatismus fördern, im uns beherrschen¬ 
den Ausmaß, Demagogie. Es heißt: „Der 
Demagoge ist ein kluger Kehlkopf.“ 

Es wird uns lauthals nicht das Recht 
gegeben, die logischen Entstehungsmo¬ 


dalitäten zu erklären. Herrschende könn¬ 
ten sich ein Bild machen. Das wollen sie 
nicht. Sie wissen alles. Sie sind nicht neu¬ 
gierig auf uns. Sie lieben Trugbilder für 
politische Verteufelungen. 

Peter Michel schreibt dagegen an. 
Deine Texte, Peter, haben den Disput 
verdient. Eine Front ist eröffnet. Das 
Traurige: Auf dem Podium und im Pub¬ 
likum sitzen nur wir. Wir sind uns einig 
und bewahren auf. 

Ich zitiere Peter Michel: „Den eige¬ 
nen Blick lassen wir uns nicht nehmen. 
Die Kunstgeschichte aus 40 Jahren hat - 
wie alle Bereiche des gesellschaftlichen 
Lebens - das Recht, ohne ideologische 
Scheuklappen wahrgenommen, nicht 
verschwiegen oder verfälscht zu werden.“ 
Das haben wir, als Teil der GBM, als un¬ 
sere Menschenrechtsarbeit begriffen. 

Dr. Peter Michel hat eine Sachspra- 
che, die ich schätze. Er stanzt seine Bild¬ 
analysen nicht in eine eitle Sprache der 
Selbstdarstellung. Er bleibt dienstleis¬ 
tend. Er verhilft dem Werk zu seinem 
Verständnis. Seine Bildbeschreibungen 
kann man bildhaft nachvollziehen. Dem 
Thema gibt er mit Nachdruck - der Sub¬ 
stanz der Wirkabsicht des Künstlers ver¬ 
pflichtet - den politischen Zeitbezug. Er 
poetisiert die Ästhetik angebracht. 

Er wertet im historischen Bezug. Da 
gibt es keinen Orakelton, keine Wer¬ 
tungskonventionen. Er leitet die Fakti¬ 
zität des Gestalteten wortadäquat in die 
Tiefe, zum Wesensgrund. Spurensuche 
nach bildgewordener Dialektik. Es gibt 
kein Gefälle der Herabwürdigung. Wis¬ 
senschaftliche Distanz, Fairness und die¬ 
ser ruhige neidfreie Respekt sind wichti¬ 
ge Voraussetzungen, um sich auf so eine 


Breite schöpferischer Hervorbringungen 
rezensierend einzulassen. Die Komple¬ 
xität des historischen Kulturspiegels zu 
bewahren, als Denkmal des verlosche¬ 
nen sozialistischen Landes, das ist Peter 
Michels Anliegen. 

An die Wirkkraft der Kultur in der 
Gesellschaft wird erinnert. Das dialo¬ 
gische Prinzip war den Künstlern und 
den Betrachtern eine Angewiesenheit. 
Wachsam - ein Wächter. Peter Michel. 
Er macht über sich eine noble Bemer¬ 
kung: „Meine Biographie ergibt sich aus 
der Biographie anderer“. 

Peter Michel nimmt sich ästhetischer 
und intellektueller Provokation an, die 
dem Realismus in der sozialistischen 
Kulturgeschichte eigen war. Was uns eint, 
ist die Kategorisierung dessen, was Re¬ 
alismus als künstlerische Werk-Haltung 
bedeutet: Realismus ist ein zeitloses Mit¬ 
tel der Einmischung. Wenn beabsichtigt. 
Er hat mit modernen Inhalten zu tun, 
aber nur mit inhaltlicher Notwendigkeit 
wird er eine neue Form annehmen. Die 
realistische Methode ist aufklärerischer 
Vernunft verpflichtet. Diese Methode 
vermittelt Wahrheitsgehalt, demokrati¬ 
siert Wirklichkeitsumgang und verbrei¬ 
tet Unbequemlichkeiten. Sie ist dort, wo 
sie ernsthaft erwartet und konsequent 
angewendet wird, di e freieste, weil diktat- 
und marktfrei. Diese Art thematischer 
Kunst hat eine andere Konjunktur als 
kommerziellen Trends folgende Ware. 
Markentreue, dem Marktwert zuarbei¬ 
ten, der Börsen-Kurve gehorchend, das 
ist der größte Verrat der Freiheit und 
ein unbarmherziges Gefängnis für die 
schöpferische Freiheit. Bei preisbilden¬ 
der Marktwirtschaft stört Kunstwert. 
(...) 


Rechts im Bild der Geehrte, Dr. Peter Michel, links die Laudatorin Heidrun 
Hegewald. Mitte: Der vorletzte Ministerpräsident der DDR, Hans Modrow. 




Rudolf Sittner:„Man kann sie nicht fassen“,Tusche auf mexikanischem Rinden¬ 
papier 


Es wird werden! 

Kunstausstellung auf der XXI. Internationalen 
Rosa-Luxemburg-Konferenz am g.i. 2016 


Das macht Mut: Auch in diesem Jahr 
folgten wieder sehr viele Künstlerinnen 
und Künstler aus dem In- und Ausland 
dem Aufruf der „Gruppe tendenzen 
Berlin“ und der Tageszeitung „junge 
Welt“ und sandten ihre künstlerischen 
Beiträge für die 3. Kunstausstellung in 
Folge. 40 von ihnen stellen sich nun mit 
nahezu 100 Exponaten einem interes¬ 
sierten Publikum vor. 

Diese Künstlerinnen und Künst¬ 
ler mischen sich mit überzeugendem 
Engagement ein, sie gestalteten ihre 
persönliche Sicht auf das Thema mit 
unterschiedlichen Sujets, und in ver¬ 
schiedensten Techniken: Objekte, 
Skulpturen, Aquarelle, Fotos, Grafiken, 
Radierungen, Collagen sowie Ölbilder. 
Dabei bleibt kaum ein Lebensbereich 
ausgeklammert: Alexej Brykowsky 
aus Berlin, bringt mit der Bezeichnung 
„Hartz-IV-Kunst“ ein umfangreiches 
Mobile zum Tanzen. Ahmad Amin aus 
Berlin zeigt auf seinem Acrylgemälde 
in expressiven Farben ein mit Flüchten¬ 
den überbeladenes sinkendes Boot, im 
Hintergrund brennende Ruinen, Mau¬ 
ern, Dunkelheit, Trauer und Bestür¬ 
zung. Die Situation der unzähligen, 
vor Krieg und Elend flüchtenden Men¬ 
schen findet sich in mehreren Bildern 
wieder. Ursachen werden bildhaft be¬ 
nannt, Zusammenhänge verdeutlicht, 
Lügen und Heuchelei der politisch Ver¬ 
antwortlichen enttarnt, auch „wenn sie 
schwer zu fassen sind“, wie Rudolf Sitt¬ 
ner eine Radierung betitelt. Dem Be¬ 
trachter öffnen sich Erlebniswelten: mit 


zartem Strich oder expressiv, voll wahr¬ 
haftigem Mitgefühl, satirisch und ernst, 
feinnervig oder in großzügiger Gestik, 
verbindlich oder auch kompromisslos, 
jedoch immer Partei ergreifend gegen 
Gewalt und Krieg, für die Leidenden, 
für die Betrogenen und vor allem für 
Frieden. Gerrit Marssen präsentiert in 
dieser Ausstellung sein drittes Tripty¬ 
chon zu Lateinamerika: diesmal eine 
Hommage an den hinterhältig ermor¬ 
deten Anführer der Farc in Kolumbi¬ 
en. Sein farbenprächtiges Bild ist aber 
auch eine Liebeserklärung an die wun¬ 
derschöne Natur Südamerikas, Arten¬ 
reichtum, für uns Europäer fast unvor¬ 
stellbar schöne Farben, darin ein ein¬ 
zelner Mensch: Fülle und Leere, Liebe 
und Trauer: Kontrast als Protest. 

Mark Twain lässt in seinem Buch 
„Tagebuch von der Erde“ Satanael ge¬ 
gen Gott protestieren, weil er so viel 
und grausamstes Unrecht an den Men¬ 
schen und unsägliches Leid zulässt und 
nicht eingreift. Nein, wir brauchen we¬ 
der Gott noch andere Herren, wir müs¬ 
sen uns selbst kümmern und zusammen 
die Dinge verändern - auch mit Kunst 
als Waffe. 

„Es wird werden“, optimistischer als 
Ulrich Stettner aus Berlin kann man 
sein Bild nicht betiteln. Fügen wir noch 
hinzu: Es muss werden! 

Die Vernissage findet beim Cafe K 
in der 2. Etage um 10:30 Uhr mit Mu¬ 
sik der Band „Mikscifona“ statt. Besu¬ 
cherinnen und Besucher sind herzlich 
eingeladen. 


Die Bezeichnung „Gruppe tendenzen“ knüpft an die gleichnamige Kunstbewegung progres¬ 
siver Künstler/innen in der alten BRD in den 70er und 80er Jahren an. Diese entstand aus 
der Kritik an der Kunst, die gesellschaftliche Probleme ausblendete, und andererseits aus 
dem Bedürfnis, Kunst und Kultur für den Alltag zu entwickeln und das Leben der arbeitenden 
Menschen als Subjekt in die Bildende Kunst zu bringen. Theoretisch begründet, motiviert und 
begleitet wurden diese Künstler/innen u.a. durch die vom Kunsthistoriker Dr. Richard Hiepe 
herausgegebene Zeitschrift „tendenzen - Zeitschrift für engagierte Kunst“. 


Anzeige 


MANIFESTLICHES Verlag Wiljo Heinen 



Unseen Cuba 

Luftaufnahmen 
von Marius Jovaisa 
400 Farbfotos, engl. Texte 
31 cm x 26,5 cm, Hardcover, 
(mit über 3 kg »gewichtig«) 


Atemberaubende Foto¬ 
grafien: Luftaufnahmen aus 
einem Ultraleichtflieger 


Das Buch ist zwar nicht in 
unserem Verlag erschienen, 
aber es hat uns so beein¬ 
druckt, dass wir uns einige 
Exemplare vom Fotografen 
besorgt haben, um es euch 
nahezubringen. 

Von den Tälern Pinar del 
Rios im Westen bis nach Ba- 
racoa im Osten fotografierte 
Jovaisa: »Ich wollte der erste 
Künstler sein, der Kuba aus 
der Luft fotografiert hat.« 


Für 89 ,- € in unserem Kuba, wie man es zuvor noch 

Internetladen! nicht gesehen hat. 


Unser Internet-Laden: www.gutes-lesen.de 
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Organisiertes Versagen 

Bundesregierung wälzt die Flüchtlingsproblematik auf Kommunen und Ehrenamt ab 



Berlin: Lageso 


K napp 60 Millionen Menschen wa¬ 
ren laut UNHCR Ende 2014 welt¬ 
weit auf der Flucht. „Dies ist die 
höchste Zahl, die jemals von UNHCR 
verzeichnet wurdet heißt es in einem Re¬ 
port des Flüchtlingshilfswerks der Ver¬ 
einten Nationen. 

Dieser massive Anstieg macht sich 
auch in Deutschland bemerkbar. Die 
Bundesagentur für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) prognostizierte 
etwa 800 000 Flüchtlinge für das Jahr 
2015. Bis Ende Oktober 2015 zählte 
die BAMF ca. 330 000 Erstanträge. Im 
Vergleich zum Vorjahr ist das etwa das 
Doppelte, zu 2008 etwa das 15-fache. 
Deutschland verzeichnete 2014 europa¬ 
weit mit Abstand die höchste Zahl an 
Asylanträgen. Betrachtet man diese al¬ 
lerdings in Relation zur Bevölkerungs¬ 
anzahl. dann hatte im vergangenen Jahr 
Schweden den höchsten Asylbewerber- 
Anteil (8,4 Asylanträge pro tausend Ein¬ 
wohnern). Deutschland belegt mit 2,5 
Asylanträgen pro tausend Einwohnern 
lediglich den achten Platz in Europa. Be¬ 
sonders in den Großstädten der Bundes¬ 
republik werden die Geflüchteten ver¬ 
heerenden Umständen ausgesetzt. 

Die miserable Organisation der Un¬ 
terbringung der Flüchtlinge stellt die 
Kommunen zunehmend vor schwere 
Herausforderungen. Die Erstaufnahme¬ 
heime sind vielerorts überfüllt. In Berlin 
sind steigende Zahlen von Flüchtlingen 
zu beobachten, die unter freiem Himmel 
schlafen, was, gerade im Hinblick auf die 
ohnehin schon unzureichende Unter¬ 
bringung von Obdachlosen im Winter, 
große Probleme dar stellt. 

Sozialwohnungen 
werden gebraucht 

„Die Unterbringung von Flüchtlin¬ 
gen ist keine Platzfrage, sondern eine 
Frage der Organisation und des guten 
Willens. Dass es derzeit zu wenige Un¬ 
terkünfte gibt, liegt auch daran, dass 
bei sinkenden Flüchtlingszahlen in der 
Vergangenheit vielerorts Unterkünfte 
dichtgemacht und Strukturen abgebaut 
wurden. Die Verwaltungen haben zu 
spät reagiert als absehbar wurde, dass 
wieder mehr Menschen kommen wür¬ 
den. Zum Problem gehören auch der 
Abbau des sozialen Wohnungsbaus 
und der (Aus-)Verkauf städtischer Im¬ 
mobilien“, schreibt Pro-Asyl dazu. „Die 
Unterbringung in großen Erstaufnah¬ 
meeinrichtungen kann immer nur eine 
Notlösung sein. Mit der Beschleuni¬ 
gung der Verfahren muss die Organi¬ 
sierung von dezentralen Wohnmöglich- 


keiten einhergehen. Mittelfristig brau¬ 
chen wir wirklich große Programme 
zum Bau von Sozialwohnungen und 
sozialer Infrastruktur - und zwar nicht 
in Ghettos, sondern mittendrin, für ein¬ 
heimische und für hierher geflüchtete 
Menschen“, fordert Prof. Dr. Rolf Ro- 
senbrock. 

Hinzu kommt, dass sich zahlreiche 
Hersteller und Händler von Wohncon- 
tainern die finanzielle, räumliche und 
humanitäre Notlage der Kommunen 
und Flüchtlinge zu nutze machen und 
die Preise massiv steigern. In Wunstorf, 
einer kleinen Stadt in Niedersachsen 
beispielsweise, habe ein Händler den 
Preis von Mietcontainern für eine 
Flüchtlingsunterkunft verdreifacht, 
berichtet der NDR. Die Stadt Köln 
weicht schon seit längerem auf Not¬ 
unterkünfte wie Hotels und Pensionen 
aus, in denen zeitweise 600 von knapp 
2300 Asylbewerbern unterkamen. 
Nach Angaben des Wohnungsamtes 
betragen die Kosten pro Person und 
Tag 22 Euro, was für die Kommunen 
insgesamt zusätzliche Kosten von 660 
Euro im Monat bedeutet. 

Kommunen in der Kostenfalle 

Diese Ausgaben werden vom Fand 
Nordrhein-Westfalen nur zum Teil ge¬ 
tragen, da in der Regel Pauschalen an 


die Gemeinden gezahlt werden. Die 
massive Unterfinanzierung der Kom¬ 
munen verschärft sich damit zuneh¬ 
mend. „Die Kommunen kommen für 
die Versorgung und spätere Integrati¬ 
on auf, die Bundesländer tragen nur 
die Kosten für die Erstversorgung. 
Ein großer Teil der Kreise, Städte und 
Gemeinden ist seit Jahren unterfinan¬ 
ziert und kommt selten ohne neue 
Kredite aus, Klagen über leere Kas¬ 
sen gehören zum Alltag“, schreibt Zeit 
Online Anfang November. „Wenn wir 
verhindern wollen, dass das System 
kollabiert, brauchen wir ein Umsteu¬ 
ern bei der Flüchtlingspolitik auf Fan- 
des- und Bundesebene“, erklärte der 
Hauptgeschäftsführer des Städte und 
Gemeindebundes NRW, Bernd Jür¬ 
gen Schneider, in Düsseldorf. 

Der Bund stellt den Fändern ab 
nächstem Jahr 670 Euro pro Flücht¬ 
ling pro Monat zur Verfügung. Hin¬ 
zu kommen 500 Millionen Euro für 
den sozialen Wohnungsbau sowie 350 
Millionen Euro zur Betreuung unbe- 
gleiteter minderjähriger Flüchtlinge. 
Auf kommunaler Ebene belaufen sich 
die jährlichen Kosten laut Frankfur¬ 
ter Allgemeine Sonntagszeitung pro 
Flüchtling allerdings je nach Bun¬ 
desland auf 12 000 bis 13 000. „Die 
von vielen Bundesländern gezahlten 


Pauschalen decken die Kosten für die 
Kommunen nicht ab. Zudem sind die 
Städte und Gemeinden bei den Fra¬ 
gen der Integration gefragt - bis hin 
zum Wohnraum“ stellt der BR fest. 
Irene Alt (Grüne), Integrationsmi¬ 
nisterin in Rheinland-Pfalz, appelliert 
an die Bundesregierung: „Wir würden 
uns freuen, wenn auch der Bund sich 
an den natürlich deutlich steigenden 
Kosten beteiligen würde“. 

Flüchtlingseinrichtungen sind 
häufig auf Sach- und Geldspenden 
angewiesen, „ Seit zwei Monaten ist 
die Kleiderkammer nicht in Betrieb 
und viele Menschen haben nur die 
notdürftige Kleidung, die sie am Feib 
tragen, teils keine Schuhe“, berichtet 
Anabel Jujol über die Tage der Erst¬ 
aufnahme in Essen. 

Personell sind die Kommunen auf 
die Hilfe Ehrenamtlicher angewiesen. 
„Es wird immer mehr auf das Ehren¬ 
amt abgeschoben ...Wir bräuchten 
viel mehr Personal, wir brauchen viel 
mehr Ressourcen, Wohnungen“, be¬ 
teuert Gerd Eandsberg vom Städte¬ 
bund. Auch Prof. Dr. Rolf Rosenbrock 
erklärt, der gegenwärtig extrem hohe 
Beitrag der ehrenamtlich Arbeiten¬ 
den könne - trotz aller Motivation 
und ihrer Kräftigung - auf Dauer 
nicht erwartet und organisiert werden. 


Keine ausreichende 
Sicherheit für Flüchtlinge 

Anabel Jujols Schilderung zufolge 
ist das Sicherheitspersonal teilwei¬ 
se unqualifiziert oder sogar gewalt¬ 
tätig. Die Sicherheit der Flüchtlinge 
ist auch durch die Polizei nicht aus¬ 
reichend gewährleistet. Im Jahr 2011 
zählte das Bundeskriminalamt 18 
Angriffe und Anschläge auf Flücht¬ 
linge und Flüchtlingsunterkünfte. Al¬ 
leine innerhalb der ersten zehn Mo¬ 
nate dieses Jahres ist diese Zahl auf 
637 gestiegen. Das ist mehr als das 
35-fache. Außerdem gäbe es „keine 
Möglichkeit seine Wertsachen zu ver¬ 
schließen. Die Reisepässe und Flücht¬ 
lingsausweise wurden von EHC vor 
zwei Wochen eingezogen und sind 
immer noch nicht wieder ausgegeben 
worden.“ Es mangelt an Fachkräften 
der sozialen Betreuung und der Ge¬ 
sundheitsversorgung. Selbst mit Hilfe 
der Ehrenamtlichen sind die äußerst 
knapp gehaltenen Betreuungsschlüs¬ 
sel für Sachbearbeitung und Unter- 
kunfts- und Sozialmanagement nicht 
leistbar. Aus der Schriftlichen Klei¬ 
nen Anfrage der Abgeordneten Ka¬ 
rin Prien (CDU) vom 25. September 
2015 und Antwort des Senats Ham¬ 
burg geht hervor, dass im April 2015 
18 pädagogische Fachkräfte 529 un- 
begleitete minderjährige Flüchtlinge 
(UMF) betreuen mussten, was einem 
Betreuungsschlüssel von 1:29 ent¬ 
spricht. Vorgesehen ist laut Senat ein 
Betreuungsschlüssel von 1:3 für UMF. 
Neben der personellen Unterbeset¬ 
zung bei steigender Anzahl von Asyl¬ 
anträgen ist die fehlende Effektivität 
Grund für den immensen Bearbei¬ 
tungsstau in deutschen Asylbehörden. 
Die durchschnittliche Bearbeitungszeit 
der Asylanträge beträgt ca. 5,4 Monate. 
Der Vergleich zur Schweiz oder Schwe¬ 
den, die für die Bearbeitung 48 Stunden 
brauchen, zeigt das Scheitern der deut¬ 
schen Bürokratie. „In der Bundesrepu¬ 
blik gibt es so viele unerledigte Anträge 
wie in allen anderen EU-Fändern zu¬ 
sammen“, stellt der Migrationsforscher 
Dietrich Thränhardt in einem Gutach¬ 
ten für den Mediendienst Integration 
fest. Dem Innenministerium zufolge lie¬ 
gen der BAMF zurzeit ca. 300 000 un¬ 
bearbeitete Anträge vor. Dieses Defizit 
und die mangelnde Betreuung bedeutet 
für die Flüchtlinge teilweise Wartezei¬ 
ten von Tagen und Wochen unter „men¬ 
schenrechtswidrigen Zuständen“, wie 
sie der Flüchtlingsrat Berlin beschreibt. 

MaxJoswig 


Dortmunds Schuldenberg: 2,4 Milliarden Euro! „Ein geldfressendes Monster“ 

Haushaltsentwurf für 2016 steht für die Verletzung der sozialen Pflichten der Stadt Soziale Liste Bochum zum Musikzentrum 


Während die Armut und Verschul¬ 
dung der Städte und die Kürzungen 
der Zuweisungen von Bund und Fän¬ 
dern dazu führen, dass die Febens- 
bedingungen für Millionen von Men¬ 
schen immer schwieriger werden, gibt 
es selbst in unserer Stadt genügend 
Geld, um „Feistungsträgern“ - natür¬ 
lich wegen ihrer großen Verantwor¬ 
tung - üppige Jahresgehälter zu zahlen: 
Z.B. erhielten die Vorstandschefs bzw. 
Vorstandsmitglieder 2012: Sparkas¬ 
se Dortmund 541 000 Euro, DSW21 
(Dortmunder Stadtwerke AG) 396 000 
Euro, DEW21 (Dortmunder Energie- 
und Wasserversorgung) 281 000 Euro, 
EDG (Entsorgung Dortmund GmbH): 
266 000 Euro, Westfalenhallen GmbH: 
282 000 Euro. 

Wesentlich bescheidener nimmt 
sich dagegen der mittlere Monatsbrut¬ 
tolohn einer Krankenschwester (2 600 
Euro), einer Erzieherin (2 200 Euro), 
einer Friseurin (1 400 Euro) und einer 
Bäckereifach Verkäuferin (1 450 Euro) 
aus. In der „Hängematte“ des AEG II 
sind es gerade mal 750 Euro Grundsi¬ 
cherung und KdU (Kosten der Unter¬ 
kunft). 

Der städtische Schuldenberg von 
2,4 Mrd. Euro macht deutlich, wie be¬ 
schissen die finanzielle Lage der Stadt 
ist. Allein die Kassenkredite sind auf 


1,7 Mrd. Euro angewachsen. Sie soll¬ 
ten ursprünglich kurzfristige „Liquidi¬ 
tätsschwankungen“ ausgleichen, halten 
aber heute den Laden zusammen. 71 
Mio. Euro neue Schulden müssen im 
nächsten Jahr aufgenommen werden. 
Im neuen Haushalt fehlen trotzdem 
mehr als 66 Mio. Euro. An die Banken 
fließen jährlich 53 Mio. Euro Zinsen. 

Dieser Haushalt ist Ausdruck für 
die Verletzung der sozialen Pflichten 
der Stadt! Seit Jahren liegt der sozia¬ 
le Wohnungsbau brach, wird Wohnen 
immer mehr zum Spekulationsob¬ 
jekt. Nach dem Wohnungsmarktbe¬ 
richt 2015 braucht Dortmund mehr als 
2 000 neue Wohnungen im Jahr. Auch 
in unserer Stadt leben Menschen in 
tiefster Armut, Kinder und Jugendli¬ 
che ohne Lebensperspektive, Rentner, 
Alte, Alleinerziehende und Menschen 
mit Hungerlohn und unter der Knute 
von Hartz IV. Auch in Dortmund ist die 
Armut so stark angestiegen, dass inzwi¬ 
schen jeder vierte bis fünfte Einwohner 
unter der Armutsgrenze lebt. 

Ganze Quartiere überlässt man sich 
selbst. Sport-, Kultur- und soziale Ein¬ 
richtungen werden geschlossen. Schon 
seit Jahren verfällt die öffentliche In¬ 
frastruktur. Schlaglöcher auf den Stra¬ 
ßen, beschädigte Geh- und Radwege, 
unhaltbare Zustände in vielen Schul¬ 


gebäuden werden nur noch ignoriert. 
Wegen Schäden an den Decken muss¬ 
ten schon mehrere Turn- und Sporthal¬ 
len gesperrt werden. Den Investitions¬ 
rückstand bei der kommunalen Infra¬ 
struktur beziffert die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) für 2015 auf 132 
Milliarden Euro. 

Die Dortmunder Politikerinnen, 
die diese Misere beklagen, gehören 
den gleichen Parteien an, die in wech¬ 
selnden Berliner Großen Koalitionen 
als politische Geschäftsführer des gro¬ 
ßen Kapitals seit Jahrzehnten die Ver¬ 
armung der Gemeinden betreiben und 
die Kluft zwischen Arm und Reich 
ständig vergrößern. 

Es gibt Alternativen: 

★ Es ist eine Gemeindefinanzreform 
notwendig, die den Kommunen aufga- 
ben-angemessene Einnahmen garan¬ 
tiert, kurzfristig ist ein Schuldenerlass 
für die Gemeinden erforderlich. 

★ Die Banken und Konzerne, die Un¬ 
ternehmen und Vermögenden sind 
endlich entsprechend ihrer finanziellen 
Möglichkeiten zu besteuern, die Steu¬ 
ersenkungen für Konzerne und Reiche 
müssen rückgängig gemacht werden, 
dazu gehören die Wiederbelebung der 
Vermögenssteuer und die Erhöhung 
der Erbschaftssteuer. 

Kreisvorstand der DKP Dortmund 


„Das Musikzentrum Bochum entwi¬ 
ckelt sich immer mehr zu einem geld¬ 
fressenden Monster“, fasst Günter 
Gleising, Ratssprecher der Sozialen 
Liste, mit drastischen Worten die neue 
Entwicklung um das Bochumer Mu¬ 
sikzentrum zusammen. Erneut musste 
die Stadt Bochum mitteilen, dass der 
Kostenrahmen für das Musikzentrum 
nicht eingehalten werden kann. Jetzt 
gab Oberstadtdirektor Michael Town- 
send in einem Brief an die Ratsmitglie¬ 
der bekannt, dass aktuell weitere 3,89 
Mio. Euro an Baukosten benötigt wer¬ 
den. Begründet wird dies mit Nachträ¬ 
gen, der Bauzeit Verlängerung und dem 
Ausfall von Fördermitteln. 

Erneut wird deutlich, weder die ver¬ 
sprochene „terminliche Punktlandung“ 
wird erreicht, noch konnte der Kos¬ 
tenrahmen eingehalten werden. Ur¬ 
sprünglich waren die Kosten vom Rat 
der Stadt Bochum in der Höhe (29,3 
Mio. Euro) gedeckelt worden. Durch 
ständige Nachforderungen erhöht sich 
diese Summe auf aktuell über 41 Mio. 
Euro. Die Fertigstellung der Bauten 
soll im August 2016 abgeschlossen sein. 
„Die Durchführung eines Eröffnungs¬ 
programms zum Herbst 2016 scheint 
trotzdem nach wie vor möglich“, hofft 
Townsend. Die Soziale Liste Bochum 
kritisiert diese Informationspolitik als 


Salamitaktik. Es ist völlig unakzepta¬ 
bel, dass immer nur so viel mitgeteilt 
wird, wie absolut unvermeidlich ist. 
Kosten in Höhe von 50 Mio. Euro er¬ 
scheinen am Ende durchaus als realis¬ 
tisch. 

Die Soziale Liste im Rat hat immer 
gesagt, dass der gesteckte Kostenrah¬ 
men sowie die Terminplanung für das 
Musikhaus unrealistisch sind. Aber die 
Stadt hat geglaubt, die Erfahrungen 
aus anderen Prestigeprojekten in Bo¬ 
chum und anderswo vom Tisch wischen 
zu können. Jetzt ist das Desaster groß. 
„WennTowsend meint, Ursache für die 
Probleme seinen einzelne Firmen, muss 
ich dem energisch widersprechen“, sagt 
Günter Gleising. „Das ist schlichtweg 
unredlich! Die Kostenexplosion und 
Terminverschiebungen sind in der Ent¬ 
wicklung und Struktur des Projektes, in 
der Bauüberwachung, der engen Zeit¬ 
planung und falschen Kostenschätzun¬ 
gen begründet“, so Gleising. Die Vor¬ 
gänge machen erneut deutlich, wie mit 
unverantwortlichen Finanzaktionen, 
unrealistischen Versprechungen und 
unwahren Behauptungen ein weiteres 
Bochumer Prestigeprojekt geschaffen 
werden soll. Dies ist angesichts der seit 
Jahren bekannten Haushalts- und Fi¬ 
nanzkrise der Stadt Bochum besonders 
unverantwortlich. ler 
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Kommunalpolitik 


Freitag, 18. Dezember 2015 


Die Stadtfarbe ist rot 

ln Mörfelden-Walldorf gehen die Kommunisten und ihre Bündnispartner zuversichtlich in die Kommunalwahlen 



Gerd Schulmeyer protestiert gegen den Werbeauftritt der Bundeswehr in der Bertha-von-Suttner-Schule. 


„ Die Stadtfarbe ist rot “... stand früher 
in der Hauptsatzung von Mörfelden. 
Kommunisten gibt es auch heute noch 
im Stadtparlament von Mörfelden- 
Walldorf bei Frankfurt/Main in Hessen. 
Zur Kommunalwahl im März 2016 
sprach die UZ mit Gerd Schulmeyer, 
Vorsitzender der DKP-Wohngebiets - 
gruppe, Fraktionsvorsitzender und 
Kandidat auf Platz 1 der DKP/Linke 
Liste (DKP/LL). 

UZ: Kommunisten im Rathaus von Mör¬ 
felden-Walldorf , dazu auch noch in Frak¬ 
tionsstärke - ist das eher ein Stück Nos¬ 
talgie oder ein Zukunftsmodell? 

Gerd Schulmeyer: Na ja, erst mal sind 
in der Stadtverordnetenfraktion nicht 
nur Kommunisten. Zurzeit arbeiten hier 
Mitglieder der DKP und parteilose Lin¬ 
ke zusammen. In der Kommunalpolitik 
ist häufig „Alltagstauglichkeit“ gefragt. 
Für Nostalgie bleibt da wenig Raum, 
für ein Anknüpfen an die Geschichte 
der örtlichen Arbeiterbewegung, die 
stark von Kommunisten geprägt wur¬ 
de, schon. 

Entscheidend ist, sich nicht „im Rat¬ 
haus“ zu verorten, sondern im Stadtpar¬ 
lament und außerparlamentarisch zur 
Sprache zu bringen, was die Einwoh¬ 
nerschaft bewegt. Vor allem, wenn sie, 
z.B. durch Widersprüche gegen Steu¬ 
erbescheide, selbst aktiv wird. Wir se¬ 
hen darin ein Zukunftsmodell. Dafür 
spricht auch unsere Kandidatenliste. 
Mit 27 Bewerberinnen und Bewerbern 
umfasst der Wahlvorschlag der DKP/ 
Linke Liste diesmal vier mehr als vor 
fünf Jahren. Dabei sind Mitglieder der 
DKP, der Partei „Die Linke“, parteilo¬ 
se Linke und fortschrittliche Menschen, 
die wollen, dass in unserer Stadt auch in 
Zukunft eine starke Linke im Parlament 
und außerparlamentarisch im Interesse 
der „kleinen Leute“ Druck macht. Vie¬ 
le von ihnen stellen sich zum ersten Mal 
zur Wahl. Mit der Aufstellung von drei 
neuen, jungen Kandidatinnen und Kan¬ 
didaten auf den vorderen Plätzen sind 
wir diesmal besser als in den vergange¬ 
nen Jahren in der Lage, Jung- und Erst¬ 
wähler zu erreichen. 

UZ: Welche Themen stehen im Mittel¬ 
punkt eures Wahlkampfes? 

Gerd Schulmeyer: Es gibt eine ganze 
Reihe von Themen, die wir seit Jahren 
ständig im Parlament und außerparla¬ 
mentarisch aufgreifen. Die stehen natür¬ 


lich auch im Wahlkampf im Vordergrund. 
Um nur einige zu nennen: 

★ Der Kampf für ein Nachtflugverbot 
von 22.00 bis 6.00 Uhr am Frankfurter 
Flughafen, die Begrenzung der Zahl der 
Flugbewegungen und der Stopp weiterer 
Ausbaupläne, 

★ Bau von mehr bezahlbarem Wohn- 
raum im Eigentum der Stadt, 

★ Sicherung der ärztlichen Versorgung, 

★ Kampf um mehr Geld für die Kommu¬ 
nen, gegen weitere Belastung der Ein¬ 
wohnerinnen und Einwohner (z.B. mas¬ 
sive Erhöhung der Grundsteuer B) unter 
dem „Schutzschirm“ der CDU/Grünen 
Landesregierung, 

★ Stadtgeschichte und Denkmalschutz 
und 

★ Friedenspolitik von unten. 

Neu ist z.B. das Thema „Tierschutz 
und Tierrecht“, das ein bisheriger Ein¬ 
zelabgeordneter, der jetzt zur DKP/LL- 
Fraktion gestoßen ist, als seinen politi¬ 
schen Schwerpunkt zur Kommunalwahl 
als Kandidat der DKP/Linke Liste ein¬ 
bringt. Wir sehen darin eine Bereiche¬ 
rung. 

UZ: Wir Mitglieder der DKP bezeichnen 
ja immer unsere Kommunalpolitik als das 
zweite Standbein unserer Partei neben der 
Betriebs Orientierung. Was macht denn un¬ 
sere Kommunalpolitik so besonders im 
Vergleich zu den anderen Parteien? 


Gerd Schulmeyer: Im Gegensatz zu 
den „herrschenden“ Parteien sprechen 
wir im Stadtparlament immer auch 
politische Hintergründe und Zusam¬ 
menhänge an, wenn z.B. im örtlichen 
Haushalt das Geld für wichtige soziale 
Maßnahmen fehlt beziehungsweise, ge¬ 
kürzt oder gestrichen werden soll. SPD 
und Grüne, die im Parlament unserer 
Stadt zurzeit die Mehrheit haben, fah¬ 
ren einen harten Sparkurs. Die CDU 
hätte gern noch etwas mehr Ausver¬ 
kauf städtischen Eigentums. Wir setzen 
dem die Forderung nach mehr Geld für 
die Kommunen entgegen, wie es das 
Grundgesetz und die Hessische Ver¬ 
fassung vorsehen. 

Wir weisen jeden weiteren Abbau 
notwendiger kommunaler Leistungen, 
immer höhere Belastungen der Ein¬ 
wohnerinnen und Einwohner und wei¬ 
tere Einschränkungen der kommunalen 
Selbstverwaltung zurück. Mit Forderun¬ 
gen wie der vollständigen Entschuldung 
der Kommunen mit Hilfe des Landes, des 
Bundes und der Banken, ohne die Be¬ 
völkerung weiter finanziell zu belasten 
oder der vollen Kostenübernahme aller 
den Kommunen übertragenen Aufgaben, 
insbesondere für Bau und Unterhaltung 
von Kindertagesstätten und der KITA- 
Betreuung, stehen wir meistens allein. 
Um so wichtiger ist es, dass auch nach 
dem 6. März 2016 weiterhin Kommunis¬ 


ten in einer starken linken Fraktion in 
unserem Stadtparlament zu Wort kom¬ 
men. 

UZ: Wie macht sich für die Menschen in 
eurer Stadt die Fraktion der DKP/LL be¬ 
merkbar - außer, dass in Mörfelden-Wall¬ 
dorföfter Parteitage der DKP stattfinden? 

Gerd Schulmeyer: Wie viele Menschen 
bemerkt haben, dass die DKP in den 
letzten Jahren zweimal im Bürgerhaus 
ihren Parteitag hatte, weiß ich nicht. Vie¬ 
le Menschen kriegen sicher in der Lokal¬ 
presse regelmäßig etwas davon mit, was 
die DKP/Linke Liste tut. Oft ist das auch 
„Ortsgespräch“ auf der Straße oder im 
Verein. Die meisten kennen den „blick- 
punkt“, die Stadtzeitung der DKP, die 
wir seit mehr als 40 Jahren jeden Monat 
verteilen. 

Der „blickpunkt“ ist „die kleine Zei¬ 
tung mit der großen Wirkung“, die un¬ 
ter anderem über die Arbeit der DKP/ 
LL-Fraktion berichtet und die politi¬ 
sche Stimmung in unserer Stadt beein¬ 
flusst. Auch der Bürgermeister (SPD) 
und der Erste Stadtrat (Grüne) lesen 
ihn gründlich. Unsere Genossinnen und 
Genossen und alle Unterstützer, die 
unsere Stadtzeitung in die Briefkästen 
stecken oder am Infostand im persön¬ 
lichen Gespräch verteilen, bringen im¬ 
mer eine Menge Anregungen und Hin¬ 


weise, Zustimmung und Spenden mit, 
was dafür spricht, dass der „blickpunkt“ 
gelesen und ernst genommen wird. Das 
gilt auch für die Arbeit der Fraktion. In¬ 
sofern sind wir zuversichtlich, dass wir 
im März 2016 ein gutes Wahlergebnis 
erzielen. 

UZ: Immer häufiger werden die Einsätze 
der Bundeswehr im Ausland. Damit wird 
der Friedenskampf immer bedeutungs¬ 
voller. Wie führt ihr ihn auf kommuna¬ 
ler Ebene? 

Gerd Schulmeyer: Ohne Frieden ist alles 
nichts. Kommunale Beiträge im Kampf 
für Frieden und Abrüstung gehören für 
uns schon immer zu den Themen, die wir 
auch im Stadtparlament ansprechen, was 
insbesondere der CDU, aber auch SPD 
und Grünen eher lästig ist. Mit dem Auf¬ 
ruf zur Teilnahme am Ostermarsch oder 
Kritik an der Werbung für die Bundes¬ 
wehr in der „Bertha-von-Suttner-Schule“ 
wollen die sich am liebsten nicht befas¬ 
sen. Unser Antrag, die Stadt zur „Atom¬ 
waffenfreie Zone“ zu erklären und mit 
entsprechenden Zusatzschildern an den 
Ortseingängen darauf hinzuweisen, ist 
kürzlich mit den Stimmen von SPD und 
Grünen beschlossen worden. Umgesetzt 
hat ihn der Bürgermeister natürlich noch 
nicht. 

Jetzt haben wir einen Dringlichkeits¬ 
antrag gegen die Beteiligung der Bun¬ 
deswehr am Krieg in Syrien eingebracht. 
Das alles immer auch mit dem Hinweis, 
dass das Geld, das für Rüstung und Krieg 
ausgegeben wird, den Städten und Ge¬ 
meinden zur Finanzierung notwendiger 
kommunaler Aufgaben fehlt. 

UZ: Wahltermin im März bedeutet Wahl¬ 
kampf im Winter. Was habt ihr euch dafür 
ausgedacht? 

Gerd Schulmeyer: Die DKP ist in der ge¬ 
samten Wahlzeit mit dem „blickpunkt“ - 
unserer Stadtzeitung - auf der Straße 
und am Infostand im Gespräch mit den 
Einwohnerinnen und Einwohnern. Kom¬ 
munalwahl ist bei uns seit Jahrzehnten 
im März. Von daher sind wir daran ge¬ 
wöhnt, auch im Winter „draußen“ zu 
sein und Wahlkampf zu machen. Wir sind 
wetterfest. Wir haben ein Programm, zie¬ 
hen uns warm an, bleiben in Bewegung 
und sorgen mit unserem Auftreten dafür, 
dass sich die anderen Bewerber „warm 
anziehen“ müssen. 

Das Gespräch mit Gerd Schulmeyer führte 
Werner Sarbok für die UZ 


Rote Mandate behaupten und ausbauen 

Im März wählen die Hessen ihre Kommunalparlamente 


Am 6. März 2016 finden in Hessen die 
nächsten Kommunalwahlen statt. Ge¬ 
wählt wird in 426 Städten und Gemein¬ 
den und 21 Landkreisen. 

Eine ganze Reihe Mitglieder der 
DKP haben bei der letzten Kommu¬ 
nalwahl Mandate errungen, auf Listen 
unserer Partei oder als Kandidatinnen 
und Kandidaten auf unterschiedlichen 
Bündnislisten. Ziel der DKP Hessen 
ist es, diese Mandate in Ortsbeiräten, 
Stadtverordnetenversammlungen und 
Kreistagen zu behaupten und - wenn 
möglich - auszubauen. 

Neben der Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit ist die Kommunalpoli¬ 
tik das wichtigste Standbein unserer 
Politik. Die vom 21. Parteitag in der 
Handlungsorientierung vorgenomme¬ 
ne Schwerpunktsetzung ist daher nur 
folgerichtig. 

Die Situation vieler hessischer 
Kommunen ist geprägt von Wohnungs¬ 
not und steigenden Mieten. Zwangs¬ 
räumungen und Stromabschaltungen 
sind längst keine Randerscheinung 
mehr. Gebühren und Steuern werden 
erhöht. Die Finanznot zwingt viele 
Städte und Gemeinden unter die von 
der Landesregierung diktierten Be¬ 
dingungen des „kommunalen Schutz¬ 
schirms“. Die Infrastruktur vieler Kom¬ 
munen ist in einem teilweise maroden 


Zustand. Bund und Land übertragen 
immer mehr Aufgaben auf die Städte 
und Gemeinden, ohne für eine ausrei¬ 
chende Finanzierung dieser Maßnah¬ 
men zu sorgen. Die viel gepriesene 
kommunale Selbstverwaltung ist nur 
noch auf dem Papier vorhanden. Viele 
Widersprüche des kapitalistischen Sys¬ 
tems sind in den Städten und Gemein¬ 
den sicht- und fühlbar. 

Auf einer ersten Beratung mit kom¬ 
munalen Mandatsträgern und Vertre¬ 
tern aus den Kreisen im Juli dieses 
Jahres wurde Bilanz gezogen und das 
Herangehen an die Kommunalwah¬ 
len 2016 diskutiert, Probleme benannt. 
Zum Beispiel die Schwierigkeit, die 
notwendige Anzahl von Kandidatinnen 
und Kandidaten auf die Listen zu be¬ 
kommen. Gerade junge Menschen für 
Kommunalpolitik zu interessieren ist 
eine Kampfaufgabe. Dort, wo es keine 
kommunalpolitische Tradition/Erfah¬ 
rung gibt, ist es oft nicht einfach den 
Einstieg zu finden. 

Es spricht viel dafür, dass das The¬ 
ma Flüchtlinge ein beherrschendes 
Thema des Kommunalwahlkampfes 
sein wird. Wir werden es vielerorts mit 
rechtspopulistischen, rassistischen und 
faschistischen Parteien und Organisati¬ 
onen zu tun bekommen. Darauf gilt es 
sich einzustellen. 


Auf unserer hessischen Bezirksde¬ 
legiertenkonferenz im September ha¬ 
ben wir uns folgende Schwerpunkte 
gesetzt: 

Wir wollen möglichst viele Mitglie¬ 
der der DKP motivieren, sich als Kan¬ 
didatinnen und Kandidaten bei der 
Kommunalwahl 2016 zur Verfügung 
zu stellen. Wir wollen die Positionen, 
die 2011 errungen wurden, behaupten 
und nach Möglichkeit ausbauen. Wir 
wollen prüfen, ob weitere Kandidatu¬ 
ren, auch auf befreundeten Listen, zu 
erreichen sind. 

Am 28. Dezember ist der letzte Ter¬ 
min zur Einreichung der Listen. Eine 
erste Bilanz zeigt, dass wir zwar gro¬ 
ße Kraftanstrengungen unternehmen 
mussten, dabei aber durchaus Erfol¬ 
ge zu verbuchen haben. Im Odenwald 
werden Genossinnen und Genossen auf 
der Liste der Partei „Die Linke“ für den 
Kreistag kandidieren. Gleiches gilt für 
die Kreise Werra-Meißner, Groß-Ge¬ 
rau, Schwalm-Eder und Main-Taunus. 
In Reinheim kandidiert die DKP eigen¬ 
ständig mit einer für Parteilose offenen 
Liste für die Stadtverordnetenversamm¬ 
lung und für die Ortsbeiräte Reinheim 
und Ueberau. In Mörfelden-Walldorf 
wird die Wählergruppe DKP/Linke Liste 
wieder antreten. In Michelstadt, Darm¬ 
stadt, Gießen, Wächtersbach, Marburg 


und Eschborn kandidieren Genossinnen 
und Genossen auf den Listen der Partei 
„Die Linke“ für die Stadtverordneten¬ 
versammlungen, teilweise auf vorderen 
Plätzen. In Maintal tritt mit Unterstüt¬ 
zung unserer Genossinnen und Genos¬ 
sen die Wahlalternative Maintal (WAM) 
an. In Hanau unterstützt unsere Partei 
die Alternative Linke Liste. Diese Auf¬ 
zählung ist nicht vollständig. 

Positiv ist es, dass in vielen Regio¬ 
nen die Anzahl der Kandidatinnen und 
Kandidaten erhöht werden konnte, da¬ 
runter auch viele Jüngere. 

Neben regional wichtigen The¬ 
men, wie z.B. dem Frankfurter Flug¬ 
hafen, werden zentrale Themen des 
Wahlkampfes Kommunalfinanzen und 
Mieten/bezahlbarer Wohnraum sein. 
Wichtig wird sein, den Kommunalwahl¬ 
kampf für die Aufklärung über Flucht¬ 
ursachen zu nutzen. Der Zusammen¬ 
hang zwischen Waffenexporten, impe¬ 
rialistischen Kriegen und Flucht muss 
deutlich gemacht werden. 

Die DKP Hessen stellt den Grup¬ 
pen und Kreisen dazu mindestens ein 
zentrales Plakat zur Verfügung. Dies 
soll auch dort nutzbar sein, wo wir als 
Partei nicht direkt in den Wahlkampf 
eingreifen. 

Bei der Diskussion um Mandate 
und Wahlkampf sollte nicht vergessen 


werden, dass die Kommunalwahl nur 
ein Aspekt von Kommunalpolitik ist. 
Vor allem in Großstädten brauchen 
wir eine Diskussion, wie wir unseren 
Kräften entsprechend planmäßig einen 
kommunalpolitischen Schwerpunkt in 
einem Stadtteil oder einem Wohnge¬ 
biet entwickeln können. Eingebunden 
werden muss dies in eine Arbeitspla¬ 
nung, die auch die Ausweitung unserer 
Öffentlichkeitsarbeit (Infostände, Ver¬ 
anstaltungen, Herausgabe einer Klein¬ 
zeitung) prüft. Denn nach der Wahl ist 
vor der Wahl. Rainer Keil 



Mehr Rot 
ins Rathaus! 


6. März 2016 















1 Freitag, 18. Dezember 2015 


Anzeigen 
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Anzeigen znm Jahreswechsel 

Grußanzeigen zum neuen Jahr sind eine gute Traditi¬ 
on. Sie erfreuen die Leserinnen und Leser unterstützen 
gleichzeitig die UZ. 

Verlag und Redaktion würden sich freuen, wenn auch 
zum bevorstehenden Jahreswechsel von unserem An¬ 
gebot reger Gebrauch gemacht würde. 

Folgendes ist zu beachten: 

Die letzte UZ in diesem Jahr ist die Nummer 52/53. 

Sie erscheint zum Freitag, den 25. Dezember. 
Anzeigen dafür müssen am 

Freitag, den 18. Dezember bei uns vorliegen. 

Die erste UZ im neuen Jahr erscheint am 

Freitag, den 8. Januar 2016. 

Anzeigen für diese Ausgabe brauchen wir am 

Montag, den 4. Januar 2016. 

Bitte die Texte oder Vorlagen per Mail oder per Post ein¬ 
senden. Die Gestaltung übernehmen wir. Sollten Gestal¬ 
tungselemente (Stern, Hammer & Sichel etc.) 
eingebaut werden, dann das bitte vermerken. 

Die Preise (wie immer 
günstig) richten sich 
nach der Anzeigengrö¬ 
ße. 




Wir bieten den Bezir¬ 
ken, Kreisen, Parteig¬ 
ruppen, Einzelperso¬ 
nen, Einrichtungen eine 
Anzeige zum Einmal¬ 
preis an: 

1-spaltig, 43 mm breit, 

70 mm hoch, zum Preis 
von 35 Euro + MwSt. 

(Statt 52,50 + MWSt). 

Info unter: 

0201 - 177 889 23 
oder 26, E-Mail: 
info@unsere-zeit.de 
CommPress-Verlag 
GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 



☆ 


Beispiel: 

Anzeige 
35,- + MwSt 


LLL-Veranstaltungen und -Demo in Berlin 
9. und 10. Januar 2016 - Wir sind dabei 

Die gemeinsame Busfahrt und eine Hotelübernachtung 
(Nähe Urania) sind vorbereitet. 

Kosten pro Person Bus 1: 70,- € bzw. Bus 2: 75,- € 

Vorläufige Abfahrten, Bus 1: Samstag, den 9.1.2016 
um 6.30 Uhr Duisburg HBF; 7.00 Uhr Essen, 
Hoffnungstraße 18; 8.00 Uhr Dortmund Busbahnhof 
Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
Tel. 0201- 225147, E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 
oder über Peter Köster 0160-95540373 

Bus 2: Samstag 9.1.2016 um 4.00 Uhr Stadtlohn; 

Weitere Haltepunkte: Münster, evtl. Bielefeld und Minden 
Anmeldung über Ansgar Schmidt, Handy: 0163-8996758 
E-Mail: ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 

DKP Ruhr-Westfalen 


Schluss mit Krieg und Terror 

Am 4.12.2015 hat der Bundestag die Beteiligung am Krieg in Sy¬ 
rien beschlossen. Damit werden alle Erfahrungen missachtet, die 
seit dem 11.9.2001 mit dem „Krieg gegen den Terror" gemacht 
worden sind. Dieser Krieg ist Terror und er fördert den Terror. 
Der Krieg verstößt gegen Grundgesetz und Völkerrecht. Er zwingt 
noch mehr Menschen aus den Kriegsgebieten zur Flucht. Er wird 
weitere Gelder sinnvollen sozialen Zwecken entziehen. Er ver¬ 
stärkt die Gefahr von Terroranschlägen auch in unserem Land. 

Wir fordern von der Bundesregierung 

★ Respektierung von Grundgesetz und Völkerrecht 

★ Keine Beteiligung der Bundeswehr am sogenannten 
„Krieg gegen den Terror" in Afghanistan, Syrien, Irak und Mali 

★ Stopp aller Waffenexporte, insbesondere in den Nahen Osten 

★ Keine Kollaboration mit den diktatorischen Regimes, 
die den „IS" fördern 


Wir trauern um unseren Vater, Schwiegervater, 

Opa und Uropa 

Alwin Borst 

20. August 1926 - 26. November 2015 

Er fehlt uns. 

Gaby und Willy, Joachim und Martina, 
Hannah und Martin mit Philipp, Tilman 

Kondolenzadresse: Joachim Borst, Frankfurter Straße 
128,63067 Offenbach 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung fin¬ 
det statt am Freitag, dem 18.12.2015 um 9.45 Uhr, auf 
dem Neuen Friedhof in Offenbach, Mühlheimer Straße 
425. 

ln Alwins Sinne bitten wir anstelle von Blumen und Krän¬ 
zen um eine Spende für das UZ-Pressefest, Konto: iban 
DE 63 4306 0967 4002 4875 01, Stichwort: UZ-Presse- 
fest-Alwin Borst. 


Diese Anzeige sollte schon in der UZ vom 11. Dezember 
erscheinen. Durch ein versehen ist das nicht geschehen. 
Wir bitten um Entschuldigung. uz-Anzeigenbüro 


Jetzt anmelden! 

DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-wochenende mit -Demo in Berlin 
9. und 10. Januar 2016 

Wir organisieren: 

• die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in 
Leverkusen um 00.05 Uhr. 

• die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.30 Uhr) 

• und die Übernachtung im Ivbergs Hotel Premium, 
gleich um die Ecke vom Urania-Theater. 

Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 40,00 Euro 

Fahrt und Übernachtung zusammen 

- im Einzelzimmer mit Frühstück 99,00 Euro. 

- im Doppelzimmer mit Frühstück 74,50 Euro 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis 
zum 5. Dezember 2015. 

DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 

51373 Leverkusen, Tel.: 0214 49323 

E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 

oder Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 



unentbehrlich bei jeder 
Friedensaktion! 

10 € +Versandkosten 
beim Friedensnetz Ba-Wü 
Spreuergasse 45,70372 
Stuttgart, buero@friedensnetz.de 


Z' \ 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


MASCH-Skript 
Martin Schlegel 
Staatsverschuldung 
Langfristige Entwicklung 
und Ursachen 
Schutzgebühr 3,- Euro 

Beim Thema Staatsver¬ 
schuldung denkt man 
derzeit in erster Linie an 
Griechenland. Das ver¬ 
sperrt den Blick auf das Gesamtbild. Hier behandelt der 
Diplom-Mathematiker Martin Schlegel die Ursachen 
und die langfristige Entwicklung der Staatsverschul¬ 
dung in allen entwickelten kapitalistischen Staaten. 

Neue Impulse Verlag 

Tel.: 0201 -23 67 57 
www.marxistische-blaetter.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 


Info: www.trinogga.de • Telefon: 03 98 22/29 9488 
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Dafür wollen wir arbeiten, überzeugen und streiten, um gesell¬ 
schaftliche Mehrheiten zu gewinnen. Konflikte friedlich lösen! 

Die Anzeige soll am 24. Dezember 2015 u. a. im Neuen Deutsch¬ 
land und der Jungen Welt erscheinen. (Einsendeschluss 19. 
Dezember 2015). Ich unterstütze diese Anzeige und beteilige mich 
mit einer Spende an der Finanzierung (Mindestbeitrag 15,- €, Or¬ 
ganisationen und Initiativen 20,- €). Den Betrag werde ich auf das 
Konto Frieden und Zukunft, Frankfurter Sparkasse 
IBAN: DE20 50050201 0200081390, BIC: HELADEF1822 
(BLZ 500 502 01 - Konto-Nr. 200081390), Stichwort: „Anzeige" 

Name Vorname Wohnort Betrag 


Bitte einsenden an: 

Friedens- und Zukunftswerkstatt e. V. / 

c/o Frankfurter Gewerkschaftshaus / Wilhelm-Leuschner-Str. 69 - 77 
60329 Frankfurt am Main / Fax: 069 - 24249951 / 

E-Mail: Frieden-und-Zukunft@t-online.de 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

| 0039. QSfifl. &U 73 


ÜkuhuF im Olivenhain,, 
weiter ßhck, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute ß Lieber, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies, 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_ J 



Werbung für das UZ-Pressefest 2016 

Für infostände, Mitgliederversammlungen, 
Aktionen, Büchertische... 

Flyer (doppelseitig), Größe: DIN A6 
50 Stück: 2,- Euro, 100 Stück: 3,- Euro 
Plakat, Größe: DIN A2 
10 Stück: 2,- Euro, 50 Stück: 7,- Euro 

Preise inkl. Porto 8t Verpackung 

CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18 
45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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eine Solidaritätsreise 
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Utopie 

500 Jahre nach Thomas Morus* Utopia 

Holger Wendt 500 Jahre Utopia - eine Würdi¬ 
gung mit ökonomischer Schlagseite ★ Martin 
Küpper Die Aufhebung der Utopie durch Ernst 
Bloch ★ Thomas Metscher Von der Notwendigkeit 
der Utopie in finsteren Zeiten ★ Claudius Vellay 
Warum der Marxismus keine Utopien verkün¬ 
det ★ Helga E. Hörz und Herbert Hörz Ist der Trans¬ 
humanismus eine Real-Utopie? ★ Nina Hager 
Verlorene Träume 



Weitere Themen u.a.: 

Phillip Becher »Original kommunistische Revolutionä¬ 
re« - Zum 85. Geburtstag von Willi Gerns | Hermann 
Klenner Jürgen Kuczynski zu ehren | Thomas Gebauer 
Verblendung - Von Griechenland bis zur Entwick¬ 
lungspolitik | Klaus Wagener Dieselgate bei VW | Thomas 
Böhm Krankenhaus-Strukturgesetz | Norbert Heckl Kon¬ 
gress einer kämpferischen Gewerkschaft | Ferdinand 
Ostrowsky Der neue Labour-Vorsitzende | Heide Janicki 
Verbot der Prostitution - ein Anachronismus | Hans- 
Peter Brenner Genosse Papst? Franziskus und die ka¬ 
tholische Soziallehre(n) | Ekkehard Lieberam Errungen¬ 
schaften und Defizite der DDR 


Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 

I 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 
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Leserbriefe / Veranstaltungen / Impressum 

Konstituierende Sitzung PAME und die Perspektive 

DKP-Parteivorstand wählte Besetzung der Leitungsorgane Widerstand in Griechenland - Veranstaltungsrundreise 


So nicht! 

Betr.: Kolumne, UZ vom 11.12.2015, 
S. 9 

Patrik Köbele kritisiert in seiner 
Kolumne zu Recht die verlogene 
Moral der Syrien-Kriegsbefürwor¬ 
ter und weist auf deren wirkliche 
Motive hin. Am Ende bedankt er 
sich bei allen Nein-Sagern im Bun¬ 
destag und benennt dabei zwei 
CDU-, 28 SPD-Abgeordnete und 
die Mehrheit der Grünen. 

Die geschlossene Ablehnung 
der Linken-Fraktion samt der kla¬ 
ren und mutigen Rede Sahra Wa¬ 
genknechts aber kommt bei ihm 
einfach nicht vor. (...) 

Rainer Köster, Velbert 

Missverständlich 

Betr.: „Olympia als Friedensfest“, 
UZ vom 4.12.2015, S. 16 

In der Ausgabe vom 4. Dezember 
veröffentlicht ihr einen Beitrag des 
Sportjournalisten Klaus Huhn zur 
gelungenen Ablehnung der Olym¬ 
pischen Spiele 2024 in Hamburg, 
die auch von der DKP unterstützt 
wurde. Missverstanden werden 
könnte aber das nachfolgende Zi¬ 
tieren aus einem anonymen Flug¬ 
blatt, das u.a. die Ablehnung der 
Olmypischen Spiele als“ revoluti¬ 
onäre Welle“ bejubelt und die die 
„revolutionäre Überwindung die¬ 
ser Gesellschaft ermögliche“. Aus 
dem vorhergehenden Text könn¬ 
te der Eindruck entstehen, dieses 
Flugblatt käme von der DKP Ham¬ 
burg, weil die oder der Verfasser 
nicht benannt wurden. Das ging mir 
beim ersten Fesen der Zeilen auch 
so. Zur Vermeidung solcher Miss¬ 
verständnisse, könnte ich mir vor¬ 
stellen, Klaus Huhn hätte aus der 
DKP-Stellungnahme einige Kri¬ 
tikpunkte wiedergegeben wie z.B.: 
Olympische Spiele sind eine Geld¬ 
verbrennungsmaschine, sie führen 
zur Turbo-Gentrifizierung, sie sind 
nicht nachhaltig, sie gefährden die 
Beschäftigten im Hamburger Ha¬ 
fen, sie schränken die Freiheits¬ 
rechte ein und sie bedeuten De¬ 
mokratieabbau. Das waren auch 
die Themen, die wir in vielen Mei¬ 
nungsäußerungen hörten, die die 
Menschen bewegten und die letzt¬ 
lich mit zum Erfolg des Referen¬ 
dums geführt haben. 

Thea Rann, Hamburg 


Wir bitten darum, uns kurze Le¬ 
serzuschriften zuzusenden. Sie 
sollten unter der Länge von 1800 
Zeichen bleiben. Die Redaktion be¬ 
hält sich außerdem vor, Leserbriefe 
zu kürzen. 

Die Redaktion 


Am 12./13. Dezember 2015 fand in 
Essen die 1. (konstituierende) Partei¬ 
vorstandstagung der DKP nach ihrem 



21. Parteitag statt. Nach dem einleiten¬ 
den Referat durch den Parteivorsitzen¬ 
den Patrik Köbele und der folgenden 
Diskussion wurden im Wesentlichen 
in großer Einmütigkeit Gremien und 
Kommissionen der Partei gewählt. Im 
Einzelnen gab es folgende Besetzungen: 

Zusätzlich zum Vorsitzenden und 
den beiden Stellvertreterinnen wurde 
Michael Grüß (für den Bereich Öffent¬ 
lichkeitsarbeit), Olaf Harms (für den 
Bereich Betrieb & Gewerkschaft), Klaus 
Leger (Finanzen) und Günter Pohl (für 
den Bereich Internationale Arbeit) in 
das Sekretariat der DKP gewählt. 

Als Bundeskassierer und Leiter der 
Finanzkommission wurde Klaus Leger 
gewählt. Außer ihm gehören nun Peter 


UZ: Am vergangenen Wochenende wur¬ 
dest du vom Parteivorstand zum Leiter 
der Finanzkommission und zum neu¬ 
en Bundeskassierer der DKP gewählt. 
Herzlichen Glückwunsch! 

Klaus Leger: Danke! Die hohe Zustim¬ 
mung bei der Wahl stärkt mir den Rü¬ 
cken. Außerdem kann ich auf die solide 
Arbeit meiner Vorgänger Christian Ko- 
berg und Werner Sarbok aufbauen, die 
ihre Erfahrungen auch in Zukunft in die 
Finanzkommission einbringen werden. 

UZ: Kannst du schon etwas zu deinen 
Arbeitsschwerpunkten sagen? 

Klaus Leger: Gemeinsam mit Gustl 
Ballin werde ich als Bundeskassierer 
auch die Geschäfte des CommPress- 
Verlags führen, mich also in die wei¬ 
tere Entwicklung von UZ, UZ-Online 
und UZ-Shop einbringen. In der Fi¬ 
nanzkommission müssen wir Konzepte 
für zusätzliche Einnahmen entwickeln, 
denn auf allen Ebenen klafft eine Lü¬ 
cke zwischen unseren realen Möglich¬ 
keiten und der Notwendigkeit, politisch 


Gohl, Christian Koberg, Werner Sar¬ 
bok, Olaf Schnittker und Axel Köhler- 
Schnura der Kommission an. 

Nina Hager wurde als Chefredak¬ 
teurin der UZ bestätigt, neben ihr als 
weitere Redakteure Manfred Idler, 
Paul Kranefeld-Wied, Olaf Matthes, 
Lars Mörking und Werner Sarbok. Die 
Redaktion von news.dkp.de besteht aus 
Sepp Aigner (Chefredakteur), Michael 
Grüß und Jan Ahüß. 

Für die folgenden Kommissionen/ 
Aufgabenbereiche wurden als Leiterin 
benannt: Betriebs- und Gewerkschafts¬ 
politik (Olaf Harms), Marxistische The¬ 
orie und Bildung (Hans-Peter Bren¬ 
ner), Leiter der Karl-Liebknecht-Schule 
(Jürgen Lloyd), Geschichtskommission 
(Erik Höhne), Internationale Kommissi¬ 
on (Günter Pohl, Stellvertreter Manfred 
Idler), Kuba-Solidarität als Bestandteil 
der Internationalen Solidarität (Tobi¬ 
as Kriele), Antifa-Kommission (Jürgen 
Lloyd), Frauenkommission (Barbara 
Kuprat), Ostkoordination (Mario Berri- 
os Miranda), DKP-Arbeitsgruppe queer 
(Thomas Knecht) und Pressefest-Kom¬ 
mission (Wera Richter). 

Am 20. und 21. Februar 2016 tagt 
der Parteivorstand das nächste Mal, der 
dritte Tag des 21. Parteitags findet am 
27. Februar in Kassel statt. WSK 


wirkungsvoll einzugreifen. Diese Situa¬ 
tion werden wir nur mit einer stärkeren 
DKP und der Solidarität vieler Freunde 
verbessern können. 

UZ: DKP stärken, Finanzen sichern. 
Leichter gesagt, als getan - oder? 

Klaus Leger: Ein Patentrezept gibt es 
nicht. Wir können aber trotz aller Pro¬ 
bleme auch mit einer Portion Opti¬ 
mismus an die Arbeit gehen. Auf dem 
jüngsten Parteitag haben wir über die 
politische und organisatorische Ent¬ 
wicklung der DKP diskutiert. Auf die¬ 
ser Grundlage werden wir gemeinsam 
mit den Kassiererinnen und Kassierern 
der Bezirke, Länder, Kreise und Grup¬ 
pen einen Beitrag zur Stabilisierung 
und Stärkung der DKP leisten. Das 
wird nur in kleinen, mühsamen Schrit¬ 
ten gehen. Aber, gemeinsam schaffen 
wir das! 

UZ: In den vergangenen Wochen gab es 
Erfolgsmeldungen zur Vorbereitung des 
UZ-Pressefestes 2016. Ist die Finanzie¬ 
rung schon gesichert? 



Streiks, Proteste, Generalstreik - die ar¬ 
beitenden Menschen in Griechenland 
wehren sich dagegen, dass die Politik 
der Verelendung fortgesetzt wird. Der 
Widerstand erlebt einen neuen Auf¬ 
schwung. 

Die Regierungspartei Syriza präsen¬ 
tiert sich als Unterstützerin der Strei¬ 
kenden. Gleichzeitig drückt sie im Par¬ 
lament die Maßnahmen durch, die die 
Regierung mit den Gläubigern der Eu¬ 
rogruppe vereinbart haben und die die 
Lebensbedingungen der Bevölkerung 
weiter verschlechtern. Mehrfach rückte 



Klaus Leger 


Klaus Leger: Die hohe Spendenbereit¬ 
schaft für das Pressefest ist beeindru¬ 
ckend und reicht weit über den Kreis 
der DKP-Mitgliedschaft hinaus. Auf 
dem Parteitag konnte mein Vorgän¬ 
ger die famose Spendensumme von 
50000 Euro verkünden. Bis zum Jah- 


in den vergangenen Wochen die Polizei 
gegen Streikende aus. 

Die klassenbewusste Gewerkschafts¬ 
front PAME ist die Kraft in den griechi¬ 
schen Gewerkschaften, die alle kämp¬ 
ferischen Kräfte unabhängig von ihrer 
Parteizugehörigkeit sammelt. Auf einer 
Reise durch Deutschland berichtet ein 
Vertreter der PAME von den Kämpfen 
der griechischen Beschäftigten: 

Was bedeutet die Politik der Regie¬ 
rung für die arbeitenden Menschen? 

Wie haben sich die gewerkschaftli¬ 
chen Kämpfe in den letzten Monaten 
entwickelt? 

Welche Rolle spielt PAME dabei, 
welche Perspektive sieht sie für die 
Kämpfe? 

Vortrag und Diskussion mit Dimos 
Koubouris, Mitglied des Exekutiv¬ 
sekretariats von PAME, Vorsitzender 
der griechischen Rentnervereinigung. 
Die Stationen der Rundreise 

8. Januar: Brandenburg 

9. Januar: Berlin, LLL-Treffen der DKP 

11. Januar: Hamburg 

12. : Düsseldorf 

13. Januar: Essen 

14. Januar: München 

15. Januar: Nürnberg 

16. Januar: Dresden 


reswechsel möchten wir 70 000 Euro 
als Finanzierungsbasis für das Presse¬ 
fest 2016 auf dem Konto haben. Das 
setzt allerdings voraus, dass neben wei¬ 
teren Einzelspenden auch viele Kreise 
und Bezirke die verkauften Pressefest- 
Buttons möglichst schnell beim Partei¬ 
vorstand abrechnen. Die Antwort auf 
die oben genannte Frage ist also „Nein“. 
Wir sind zwar sehr gut aus den Start¬ 
löchern gekommen, müssen aber noch 
eine beachtliche Strecke zurücklegen. 

Daher werden wir die nächste gro¬ 
ße Möglichkeit der Werbung für die 
DKP, die UZ und unser Pressefest in¬ 
tensiv nutzen und starten am 9./10. Ja¬ 
nuar 2016 auf dem LLL-Wochenende in 
Berlin mit unserem politischen Jahres¬ 
auftakt. Ich hoffe, wir sehen uns dort...! 

Das Gespräch führte Gerd Ziegler 

Spenden für das UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP bitte auf fol¬ 
gendes Konto des DKP-Parteivor- 
stands bei der GLS-Bank über¬ 
weisen: IBAN: DE 63 4306 0967 
4002 4875 01 , GENODEMiGLS 


Beeindruckende Spendenbereitschaft 

Vier Fragen an den neuen Bundeskassierer der DKP 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


„Selber tun!“ 

21. Rosa-Luxemburg-Konferenz der „junge Welt“ 


UZ: Die Internationale Rosa Luxem¬ 
burg-Konferenz , die am 9. Januar in der 
Berliner Urania stattfinden wird, steht 
unter dem Motto „Kein Gott, Kein Kai¬ 
ser, Kein Tribun. Selber tun!“. Vor wel¬ 
chen Aufgaben sehen Sie die politische 
Linke in diesem Land, was sollte sie „sel¬ 
ber tun“? 

Arnold Schölzel: 2014 und 2015 stand 
die Konferenz im Zeichen des Kampfes 
gegen imperialistische Kriege. Das hatte 
mit der sprunghaft gewachsenen Gefahr 
eines großen Konfliktes des Westens vor 
allem mit Russland zu tun, 
aber auch damit, dass gro¬ 
ße Teile der deutschen Lin¬ 
ken sowohl in Bezug auf 
den Interventionskrieg in 
Syrien seit 2011 wie auf 
den in der Ukraine seit 
der Putschvorbereitung in 
Kiew Ende 2013 auf so¬ 
genannte Äquidistanz ge¬ 
gangen waren. Konserva¬ 
tive und liberale Politiker 
in den USA und in anderen 
NATO-Staaten waren bei 
der Analyse der Kriegsur¬ 
sachen nicht selten genau¬ 
er und ergriffen Partei für 
die Angegriffenen. 

Aus unserer Sicht kam aber auf den 
Konferenzen zu kurz, was es an prak¬ 
tischen Erfahrungen im Kampf gegen 
diese Kette von Kriegen, die häufig ko¬ 
lonialen Charakter tragen, gibt. Es soll 
im Januar 2016 also vor allem um die 
praktischen Erfahrungen von Protest, 
Widerstand und Kampf gegen Krieg 
und Faschismus, der sich in seinem Ge¬ 
folge erhebt, gehen - weltweit und hier¬ 
zulande. Es gibt diese Kämpfe und die¬ 
sen Widerstand in vielfältiger Form - 
vom revolutionären Kuba bis zu den 
Antifaschisten hierzulande. Das möch¬ 
ten wir widerspiegeln und Mut machen. 
Im Sinne von Brechts „Aufbaulied der 
FDJ“: „Besser als gerührt sein ist: sich 
rühren,/denn kein Führer führt aus dem 
Salat!“ Das ist mit dem Motto aus der 
„Internationale“ gemeint. 


Arnold Schölzel: Dass es historisch im¬ 
mer eine Alternative zu Anpassung bis 
zur Bedeutungslosigkeit und zur Unter¬ 
werfung gibt. Aber die stellt sich nicht 
von allein her. Sie setzt aus meiner 
Sicht Illusionslosigkeit bei der Analyse 
der Verhältnisse voraus, die Fähigkeit, 
Wunsch von Wirklichkeit zu unterschei¬ 
den, und sich nicht vom Druck der Zu¬ 
stände in Resignation oder Passivität 
treiben zu lassen, aber Gelassenheit zu 
bewahren. Die Gefahr von Resignation 
oder Passivität besteht beim Publikum 
der Konferenz erfahrungsgemäß weni¬ 



Dr. Arnold Schölzel ist Chefredakteur der Tageszei¬ 
tung junge Welt. 


ger, aber die Geister scheiden sich an 
konkreten Fragen. Ich will nur das Stich¬ 
wort „Regierungsbeteiligung“ nennen, 
hinter dem ja ein allgemeines Problem 
steckt. Es lässt sich mit Eduard Bern¬ 
steins Formel „Das Ziel ist mir nichts, 
die Bewegung alles“ umreißen. 

Da geht es heute um die Ersetzung 
von wissenschaftlicher Analyse durch 
politische Esoterik. Die Vorstellung, 
den Sozialismus mit Hilfe des Imperi¬ 
alismus oder wenigstens die Verschö¬ 
nerung des Imperialismus bewerkstel¬ 
ligen zu können, gehört dazu. Ich hal¬ 
te das für eine gefährliche Illusion, für 
einen Ausdruck des herrschenden Ir¬ 
rationalismus in der Linken. In Zeiten 
einer epochalen Niederlage des Sozia¬ 
lismus, in einer Dimension, die jede bis¬ 
herige Reaktionsperiode in den Schat¬ 
ten stellt, gilt das besonders. 


UZ: Was werden ansonsten die politi¬ 
schen Schwerpunkte der Konferenz sein? 

Arnold Schölzel: Die Konferenz findet 
fast genau ein Jahr nach der Freilassung 
der Cuban Five statt. Und wir freuen 
uns besonders, dass Gerardo Hernän- 
dez in Berlin sein wird, als erster der 
fünf Helden, der die Bundesrepublik 
besucht. Das ist eine große Ehre. Kuba 
und die Solidarität mit seiner Revolu¬ 
tion hatte auf den Rosa-Luxemburg- 
Konferenzen stets einen besonderen 
Platz. Diesmal sind neben Gerardo 
auch Genosse Alpidio Alonso Grau, 
ein Schriftsteller und Politiker, sowie 


„Es gibt eine Alternative 
zu Anpassung bis zur 
Bedeutungslosigkeit und zur 
Unterwerfung“ 


der Fotograf Roberto Chile aus Kuba 
in Berlin. 

Das unterstreicht, welche Bedeu¬ 
tung aus unserer Sicht dieses Land in¬ 
ternational und für die deutsche Linke 
hat. Die ist ein weiterer Schwerpunkt. 
Dafür stehen das Referat von Sahra 
Wagenknecht und die Podiumsdiskus¬ 
sion mit Esther Bejarano, Ellen Brom¬ 
bacher, Lena Kreymann und Dieter 
Frielinghaus. Mit Genossen Aydin Cu- 
bukcu, der fast 20 Jahre in türkischen 
Gefängnissen verbrachte, haben wir 
einen Referenten gewonnen, der uns 
über Krieg und Bürgerkrieg und den 
Widerstand in der Türkei berichten 
wird. Und nicht zuletzt wird es um An¬ 
tifaschismus gehen, dazu sprechen Na- 
tascha Strobl aus Österreich und Esther 
Bejarano, die Auschwitz-Überlebende. 

UZ: Die traditionelle Podiumsveran¬ 
staltung gegen Ende der Konferenz trägt 
die Überschrift „Kröten schlucken oder 
Zähne zeigen: Ist die Linke noch zu ret¬ 
ten?“ Zu welchem Schluss kommen Sie 
persönlich? 


UZ: Das radikalere linke Spektrum in 
der Bundesrepublik scheint sich in einer 
Dauerkrise zu befinden. Was sind die 
Gründe? 

Arnold Schölzel: Für erfolgreiche Stra¬ 
tegien des Rückzugs gibt es sehr weni¬ 
ge Vorbilder. Der portugiesische Re¬ 
volutionär Alvaro Cunhal beherrschte 
sie meisterhaft. Die Linken in der Bun¬ 
desrepublik - die revolutionäre wie die 
reformistische - haben die genannten 
Themen nicht vernachlässigt, zumal 
nicht die DKP und viele Marxisten in 
der Partei „Die Linke“. Aber wenn in 
solchen Kriegen wie denen in Syrien 
und der Ukraine auf einmal bei großen 
Teilen der Linken keine klare Haltung 
erkennbar ist, darf sich niemand wun¬ 
dern, wenn die Rechten bis hin zu Fa¬ 
schisten den freiwerdenden Platz be¬ 
setzen. Da wird im Handumdrehen aus 
der Unterdrückernation Deutschland - 
siehe Griechenland, siehe die deutsche 
Hegemonie in der EU - eine vom US- 
Imperialismus unterdrückte, unsouverä¬ 
ne Nation - ein demagogischer Witz, der 
aber verfängt. Die soziale Frage hat die 
sogenannte radikale Linke in der Bun¬ 
desrepublik aus meiner Sicht nie beson¬ 
ders interessiert, in der Linkspartei spie¬ 
len die „Haltelinien“ Oskar Lafontaines 
eine immer geringere Rolle. Da scheint 
mir das Problem zu liegen. 

UZ: Unmittelbar im Anschluss an die 
Konferenz wird im Foyer der Urania 
das 25jährige Bestehen von „Cuba Si“ 
gefeiert. Wie kann die Solidarität mit 
Kuba vor dem Hintergrund der aktuel¬ 
len Annäherung mit den USA verstärkt 
bzw. den neuen Entwicklungen ange¬ 
passt werden?. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

XXI. Rosa Luxemburg-Konferenz: 9. Ja¬ 
nuar 2016, Einlass 10 Uhr, Urania Ber¬ 
lin; http://www.rosa-! uxemburg-kon- 
ferenz.de/de/ 


Meine progressive Woche 

Vom 5. bis 11. Dezember 


Sonntag 

In dem Film „Safe House“ wird Denzel 
Washington als Ex-CIA-Agent von aktu¬ 
ellen CIA-Agenten gefoltert - mit Water- 
boarding. Coo rät Washington schwerere 
Handtücher zum Abdecken seines Ge¬ 
sichtes zu verwenden. Das sei effektiver. 

Zur Erinnerung: „Als Waterboarding 
wird eine Foltermethode des simulierten 
Ertränkens bezeichnet. Beim Opfer wird 
durch Ausnutzen des Würgereflexes phy¬ 
siologisch der Eindruck unmittelbar dro¬ 
henden Ertrinkens hervor gerufen, indem 
durch ein Tuch über Mund und Nase, das 
ständig mit Wasser übergossen wird, der 
Atemwiderstand stark erhöht wird... Wa¬ 
terboarding gehört zu den Foltermetho¬ 
den, die üblicherweise keine körperlichen 
Spuren hinterlassen (Weiße Folter), aber 
zu länger dauernden oder bleibenden psy¬ 
chischen Störungen führen können ...“ 
(wikipedia) 

Außer „Safe House“ hat sich der Au¬ 
tor zunächst zufällig, dann gezielt zwei 
weitere aktuelle „CIA-Thriller“ angese¬ 
hen: „ The November Man “ und „ Erased“ 
(deutsch: „Die Logan-Verschwörung“). 
Story und Moral aller drei Filme sind bis 
zur Lächerlichkeit gleichförmig. CIA- 
Agenten jagen „Verräter“, die sich als 
die eigentlichen Wahrer von Freiheit und 
Demokratie erweisen. Beide Seiten haben 
nicht nur die Lizenz zum Töten, sondern 


machen von ihr ausgiebig und brutal Ge¬ 
brauch. Am Ende steigt der rehabilitier¬ 
te „Verräter“ frisch geduscht aus einem 
Meer von Blut, die Verantwortlichen sind 
tot oder werden bestraft. Die CIA ist ge¬ 
reinigt - und darf weiter morden. 

Wie sagte Joseph Goebbels? „ Wenn 
man eine große Füge erzählt und sie oft 
genug wiederholt, dann werden die Leute 
sie am Ende glauben.“ 

Mittwoch 

Abu Bakr Al Bagdadi, selbst ernannter 
Kalif und Führer des Islamischen Staa¬ 
tes, landete nur auf Platz zwei bei der Kür 
zur „Person des Jahres“ die von der Re¬ 
daktion des US-Magazins Time jährlich 
durchgeführt wird. Wahrscheinlich auf 
Druck der CIA, die sich sorgte, dass der 
IS aus Begeisterung und Dankbarkeit die 
Feindseligkeiten gegen die USA einstel¬ 
len könnte. 

Genau diese kindliche Begeisterung 
und Dankbarkeit löste nun die Wahl von 
Frau Merkel im deutschen Blätterwald 
aus. Care-Pakete, Fuckies und Hershey ( s 
wirken auch 70 Jahre nach dem Krieg 
eben immer noch nach. 

Donnerstag 

Ein Bericht der israelischen Sozialversi¬ 
cherung lässt aufhorchen. 31 Prozent der 
Kinder wachsen in Armut auf. Insgesamt 


gelten 22 Prozent der Israelis als arm. 
Nach der Untersuchung sind Familien, 
die ultraorthodox, also strengreligiös le¬ 
ben und besonders viele Kinder haben, 
am stärksten betroffen. Hier liegt die Ar¬ 
mutsquote bei mehr als 50 Prozent, ge¬ 
nauso wie bei der arabischen Minderheit 
der Palästinenser auf israelischem Staats¬ 
gebiet. Es fällt auf, dass die Gruppen der 
Ultra-Orthodoxen und der Palästinenser 
immer wieder genannt werden, wenn es 
zu angeblich ethnisch bedingten Konflik¬ 
ten kommt. Die soziale Frage spielt statt- 
dessen wohl auch hier die entscheidende 
Rolle. In Israel herrscht die Bourgeoisie. 
Und zu deren Repertoire gehört überall 
und „von alters her“ das Prinzip „teile 
und herrsche“. 

Freitag 

Es ist die bleibende Schande (nicht nur) 
der letzten Bundesregierungen, dass in 
Afghanistan über 10 Jahre nach der impe¬ 
rialistischen Invasion immer noch Hun¬ 
ger herrscht. Die Unfähigkeit zur nach¬ 
haltigen Entwicklung beizutragen, ist 
wohl einerseits ein strukturelles Problem 
der kapitalistischen Staaten. Es darf aber 
auch das Kalkül vermutet werden, dass 
der Hunger die Bauern zum vermehr¬ 
ten Opiumanbau zwingt. Und ohne den 
kann der CIA seine diversen Bürgerkrie¬ 
ge kaum finanzieren. Adi Reiher 


Nur die Engel sind im Himmel 

Krawall im Deutschen Olympischen Sportbund 


Die führenden Männer des bundes¬ 
deutschen Sports sind sich bei ihrer 
jährlichen Mitgliederversammlung 
derb in die Haare geraten. Alfons 
Hörmann - Präsident des Sammel- 
Verbands DOSB - hatte heftige An¬ 
würfe gegen führende Funktionäre 
verschiedener Verbände erhoben und 
auch Bundesminister nicht vor bors¬ 
tiger Kritik bewahrt. Um die Moti¬ 
ve dieser Ausfälle zu verstehen, muss 
man wohl einmal mehr erklären, dass 
sich die Bundesrepublik für eine Sport- 
Organisationsstruktur entschieden hat¬ 
te, die weltweit rar ist. 1896 hatte man 
in Deutschland - wie vielerorts - ein 
Nationales Olympisches Komitee ge¬ 
gründet, das vom Internationalen 
Olympischen Komitee anerkannt wur¬ 
de, so wie inzwischen 205 andere in der 


Zehn Euro für Schäuble 


Welt. 2006 - also nach 110 Jahren - ent¬ 
schloss man sich in der BRD, sämtliche 
Sportverbände mit diesem Komitee zu 
vereinen, was nach den Statuten der 
olympischen Bewegung im Grunde gar 
nicht zulässig war, denn die fordern be¬ 
kanntlich die absolute Unabhängigkeit 
der Nationalen Olympischen Komitees. 
Was die BRD bewogen hatte, das NOK 
nach einem Jahrhundert in einen Sport¬ 
bund (DOSB) einzugliedern, wurde 
nie erklärt oder gar begründet, führte 
aber dazu, dass der Bundespräsident 
die Schirmherrschaft übernahm und 
die Kanzlerin Merkel die Gründungs¬ 
rede hielt. 

Und nun also Krawall. Und zwar 
handfester. DOSB-Präsident Hör¬ 
mann hatte Kritik am Fußballverband 
geäußert. Um die Dimension der ge¬ 
genseitigen Vorwürfe deutlich zu ma¬ 
chen, ein einziger Wortwechsel. Der arg 
kritisierte Ex-DFB-Präsident Zwanzi¬ 
ger hatte auf seine Krankheit verwie¬ 
sen und versichert, er hätte wohl schon 
die Engel gehört. Hörmann giftig: „Das 
kann nicht sein, denn die Engel sind im 
Himmel!“ 

Der Redner übte indes auch be¬ 
rechtigte Kritik. So hatte der aus¬ 
sichtsreichste Kandidat als künftiger 
Fußballverbands-Präsident wissen las¬ 
sen, dass er sich dann seine ehrenamtli¬ 
che Tätigkeit mit 170 000 Euro im Jahr 
vergüten lassen würde. Hörmann: „Ich 
warne davor, eine Mogelpackung zu 
beschließen. Wo Ehrenamt draufsteht, 
muss echtes Ehrenamt drin sein“ was 
nicht nur für diese Funktion gilt. Auch 


Bundesfinanzminister Schäuble atta¬ 
ckierte er, der in einer Talkshow ge¬ 
meint hatte, der Sport müsse „liebens¬ 
würdiger“ werden. „Das klingt in der 
Adventszeit gut und sympathisch“, warf 
er ihm vor und fragte dann, ob es denn 
liebenswürdig sei, dass ein Drittel der 
Schulsportstunden entfielen, die Mit¬ 
tel für den Schulwettbewerb „Jugend 
trainiert für Olympia“ um Haaresbrei¬ 
te gestrichen worden wären und mein¬ 
te: „Das verstehen wir nicht unter Lie¬ 
benswürdigkeit.“ 

Die Kritisierten forderten, dass 
Hörmann sich bei ihnen entschuldige, 
was der strikt ablehnte. Nicht nur die¬ 
se Weigerung ließ die Frage aufkom- 
men, was die ungewöhnlichen Attacken 
überhaupt ausgelöst haben könnte. Das 
ließ sich nicht mal erahnen, denn es 
hätte Themen gegeben, die wichtiger 
gewesen wären als solch Streit. Ganze 
30 Worte hatte Hörmann denen gewid¬ 
met, die rund um die Uhr dafür sorgen, 
dass in Dörfern Fußball gespielt wer¬ 
den kann und Kinder schwimmen ler¬ 
nen. Das waren einige dieser mageren 
30 Worte: „Ich könnte nach dem Motto 
, Alle Jahre wieder 4 kurz vor Weihnach¬ 
ten von den 27 Millionen Mitgliedern 
berichten, den sozialen Tankstellen an 
der Basis, den 8,6 Millionen Ehrenamt¬ 
lichen, 290 Millionen ehrenamtlich ge¬ 
leisteten Stunden, und könnte mit Stolz 
verkünden, dass 20 000 Vereine sich 
dem Thema der Flüchtlings-Integrati¬ 
on aktiv widmen.“ Dabei beließ er den 
Dank an diejenigen, die den Sport Tag 
für Tag bewahren. Und der DOSB-Prä¬ 
sident war auch nicht auf die Idee ge¬ 
kommen, wenigstens einige jener Eh¬ 
renamtlichen zu dieser Versammlung 
oder gar einem Bankett zu laden. Sagen 



DOSB-Präsident Alfons Hörmann 
verortet Theo Zwanziger anscheinend 
in der Hölle. 


wir mal einige aus Bayern, einige von 
der Insel Rügen, einige Schiedsrichter, 
die jedes Wochenende Kreisklassen¬ 
spiele in Essen oder Chemnitz über die 
Runden bringen und natürlich Übungs¬ 
leiter, die dafür sorgen, dass Kinder tur¬ 
nen lernen und sich dabei nicht verlet¬ 
zen. Sollte Finanzminister Schäuble das 
Geld für eine solche Party nicht auftrei¬ 
ben können, der Sportberichterstatter 
der „UZ“ würde mindestens einen 
Zehn-Euro-Schein von seiner Rente 
spendieren. Und vielleicht könnte auch 
der Kassenwart von Bayern München 
mal einen prüfenden Blick auf sei¬ 
ne Konten werfen. Verdient hätten es 
die Platzwarte und die ehrenamtlichen 
Trainer jedenfalls! 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Die Geschichte vom kleinen 
Muck, DDR 1953 

Die erfolgreichste Produktion der 
DEFA-Filmgeschichte beruht auf 
dem gleichnamigen Märchen von Wil¬ 
helm Hauff. Das Sächsische Tagesblatt 
schrieb über Wolfgang Staudtes Film 
„Tiefes menschliches Empfinden und 
wahre Güte strahlen von diesem Film 
aus.“ 

Achtung! In den nächsten beiden Wo¬ 
chen werden auf allen Kanälen viele 
ausgezeichnete Kinder- und Märchen¬ 
filme aus den sozialistischen Ländern 
gezeigt. 

So., 20.12., 6.55-8.30 Uhr, mdr 


Laurel & Hardy - Im Wilden 
Westen, USA 1937 

Wir warnen ausdrücklich vor der Sze¬ 
ne, in der Laurel gekitzelt wird. Man 
kann auch als Zuschauer am Lachen 
ersticken! 

So., 20.12., 20.15-21.15 Uhr, 3sat 

Die Ferien des Monsieur 
Hulot, F1953 

„Wie eine Perlenschnur sind die Gags 
aufgereiht, verbunden von einer über¬ 
aus liebenswerten Intelligenz und ei¬ 
nem romantischen Charme“, schrieb 
das Lexikon des Internationalen Films. 
Mo., 21.12., 20.15-21.40 Uhr, arte 









